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Thesen zum Verfassungsschutz 

1. Der Verfassungsschutz übe:rwacht und bespitzelt unbescholtene Bürger 

Strafverfolgung und "Verhinderung von Straftaten" sind Aufgahe der 

Staatsanwaltschaft, bzw. nach c'l.en einschlägigen Polizeigesetzen der 

Polizei; der Verfassungsschutz hat keine Ecekutivrechte. Der Ver­

fassungsschutz übe:rwacht also Bürger, die sich keiner Straftat schul­

dig machen, er übe:rwacht Gesinnungen. 

2. Der Verfassungsschutz ist ein GeheilTrlienst 

Mit den Argument, die sog. "Feinde der Verfassung" arbeiteten auch 

nicht öffentlich, wird gerechtfertigt, daß sich Mitarbeiter des Ver­

sungsschutzes getarnt in Organisationen und Gruppen einschleichen, 

ahnungslose Bürger übe:rwachen· und semit für :immer größer werdendes 

lYlißtrauen und Verunsicherung irlSbesöooere unter der Jugelrlsorgen. 

Mit dem gleichen Argument rechtfertigen die Verantwortlichen auch z.T. 

schwerwiegende Eingriffe in die Persönlichkeitssphäre der Betroffenen. 

Rückschlüsse auf eine intensive SChnüffeltätigkeit läßt alljährlich 

der Verfassungsschutzbericht des Innenministeriums zu: sorgfältigste 

Angaben über Mitgliederzahl,Ul'ld Aktivität zahlreicher be. 

kannter und weniger bekannter Organisationen bezeugen, daß der Verfas­

sungsscfmtz ltictlt nur anhand "veröffentlichter Flu0blätter" seine In­

fonnationen sammelt. 

Er ist daher nicht kontrollierbar. 

3. Der Verfassungsschutz kontrolliert seine eigenen Kontrolleure 

Mitglieder der G 10 Kcrnmission und der parlamentarischen Kontrollkcmnission 

werden vor ihrer Aufnahme in die Kcrnmission auf ihre "Unbedenklichkeit" 

überprüft: van Verfassungsschutz 

Eine wirksame Kontrolle wird auch dadurch u:nITÖglich gEmacht, daß der 

Kontrollausschuß in der Regel nicht vor DurChführung bestirrrnter überwachungs­

maßnahmen infonniert wird, sondern erst im nachhinein davon erfährt und 

damit keinen Einfluß rrehr auf den. bereits entstehenden SChaden hat. 

Ein weiteres Problem der Kontrolltätigkeit besteht darin, daß die Mit­

glieder des Kontrollausschusses selbst bei der Feststellung illegaler 

Praktiken des Verfassungsschutzes diese nicht öffentlich anprangern 

dürfen, sondern während der Gesamtdauer ihrer Tätigkeit sowie noch 

Jahre danach zur absoluten Verschwiegenheit verpflichtet sind. 
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4. >Der Verfassungsschutz vennittelt Feindbild-Denken 

"Grundlage der Tätigkeit des Verfassungsschutzes ist ein Feindbilddenken; 

das sich orientiert an der Tätigkeit von Gruppen und Personen, die als 

"Verfassungsfeinde bezeichnet werden." 

Als "VerfassUngsfeinde"wefden nereits diejenigen angesehen, die Kritik 

an den gegenwärtigen politischen; g-l3sellschaftlichel1 t:ll'ld-ökonan±schen 

Verhältnissen äußern und in diesem Zusarmenhang die ihnen verfassungs­

rechtlich zugesicherten Rechte wahrnehmen. Es wird weiter davon ausge­

ganJen, daß viele dieser Gruppen für ihre "verfassungsfeindlichen Ziele" 

nicht offen werben. Dabei wird einerseits nicht oder. nur onerflächlich 

unterschieden, ob eine Veränderung der Gesellschaftsordnung nur auf par­

larrentarischan Weg oder mit Waffengewalt anJesQ:'eDt wird. Solche Be­

strebungen zur Veränderung der Gesellschaftsordnung werden offenbar unter 

den Oberbegriff Unsturz gefaßt. Damit werden poliJ:iSche ver~e,n:mgen als 

unerwünscht disqualifiziert und der gesellschaftliche .Status-::QQo .. pls 

nicht veränderungsPedürftighingestellt. 

Der Verfassungsschutz arbeitet nicht nur auf der Grundlage dieses Feind­

bildes, er trägt auch durch seine Existenz zu dessert Aufrec:hterhaltung 

bei. Er vennittelt dies z.B. ~i:ter in die Ministerien, die auf seine 

Infonnationen anJewiesen sind. Er arbeiteta.amIt-aktiv-an~derregitiröiü:lon 

seiner Existenz. 

5. Der Verfassungsschutz hat disziplinierende Wir~ 
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Das nicht offene Arbeiten des Verfassungsschutzes erzeugt Verunsicherung 

unter den Mitgliedern gesellschaftskritischer Organisationen. Bereits 

die Erwähnung im Verfassungsschutzbericht hat diskriminierende, .z.T. 

sogar kriminalisierende Wirkung. Dadurch sinkt die Neigung, zum Engage­

ment in kritischen, mit der herrschenden Meinung nicht konfonnen Organi­

sationen. 

Insgesamt führt diese Verfassungsschutzpraxis zu einen Klima in der 

BRD, das von Denunziantentum best:iImrt: wird. Die Tatsache, daß der Ver­

fassungsschutz nicht nur eng umgrenzte Personenkreise wegen angeblich 

verfassungsfeindlicher Bestrebungen bespi tzel t, sondern konsequenter­

weise ein breites politisches Un:!:E!ld einbezieht ("Synpathisanten"), 

führt zu einer Schnüffelpraxis, die notwendigerweise weite Bevölkerungs­

kreise erfassen muß. Dies schafft ein Klima von Anpassung und Duck-

mäuseJ:tum. 
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6. Der Verfassungsschutz hat herrschaftsstabilisierende Funktion 

Unter den observierten Organisationen und Personen werden· selbstverständ­

lich n.ur solche genannt, die dieses Herrschaftssystan verändern wollen 

oder in Frage stellen. Dabei wird meist nicht eim1al davon ausgeganJen, 

ob die Arbeit der betreffenden Organisationen tatsächlich nicht mit der Ver­

fassung in Einklan0 steht, sondern ob sie das bestehende Herrschafts-

und Gesellschaftssystan bekämpft (Beispiel: SHB) 

Neonazistische Untriebe werden verhannlost und als ein "Problem von 

Polzei und Justiz" abgetan. 

Der Verfassungsschutz· verhindert offene politische Auseinandersetzung 

und führt die Notwendigkeit konspirativer Tätigkeit auf konspirartive 

Arbeit und politische Organisationen zurück i denen l!llterstellt wird, Verän-

derungen durch "Unsturz" anzustreben. Eine völlige Unkehrung der Herr­

schaftsverhältnisse im Sinne· ~~hei.t: derElevö1.lrerung. setzt jedoch 

Massenmobilisierung voraus. Massenmomlisier\mg ~ist .aber.niCh:t mit. kon-

spirativen Mitteln zu erreichen, sandern nur mit offenen werben für be­

stinmte Ziele. Die MachtübernahIre durch eine darokratisch nicht legiti-

mierte Minderheit durch einen Ftsch kaIui der Verfa:ssl:lrig'sschutz nicht 

verhindern. Eine solche MachtübernahIre ließe sich nur durch die Kontrolle 

über Exekutivorgane des S~tes bel.erk5teiligen,ZUdenen·ae:r Verfassungs­

schutz selbst gehört. Als Teil des Sj:@tsa~ates wird der Verfassungs­

schutz unter den augenblicklichen Herrschaftsverhältnissen eher dazu ten-

dieren, selbst im Falle eines PutscheEl .... der nur die 1l1ll:chtau~d~~Per­

sonen und Gruppen auswechselt, nicht jedoch das Herrschaftssystem - in-

strurrentalisiert zu werden als ihn zu verhindern". 

7. Der VerfassllJlgssclfutz schützt nicht die Verfassung, . 

Der Verfassungsschutz ist nicht interessiert an der tatsächlichen Erfüllung 

der Verfassung;' er schützt auch. nicht davor , daß die verfassung durch 

Gesetze, Verordnungen, Erlasse und ihr~ Handhabung imner mehr ausgehöhlt 

wird; er trägt seinen Namen zu Um::echt. 

Von seiner Anlage als G9heinrlieIlsther, der für sich in Anspruch nimnt, I I die Verfassung mit Grundrechtseinschränkungen und -verletzung~ schü::zen 

zu müssen, bedroht er und nicht die anJeblichen Verfassungsfemde d~e L Verwirklichung der verfassungsnäßig garantierten Rechte." 

I 8~~~~~~~~~;~~~tz überprÜft Gesinnungen einseitig·_M~ ... 

i Als herrschaftsstabilisierendes Uberwachungsinstrument ohne Executivrechte 

i und mit den AUftrag, an der Uberprüfung bei der Eirtstellung in den öffent-

J lichen Dienst mitzuwirken, gibt der Verfass'&gsschutz seine gesamrelten 
! 
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Ergebnisse z.B. über einen Bewerber bei Anfrage aus dem Blickwinkel der 

Bekämpfung von Feinden weiter. "Verwertete Erkenntnisse" über den Betref­

fenden bestehen naturgemäß aus Belastungen· und nicht etwa aus Fakten, 

die für den Bewerber sprechen. So entsteht ein einseitig verfälschtes 

Bild, das auf system-bedingten Auswüchsen und nicht etwa nur Entgleistungen 

beruht. 

9. Der VerfassungSschutz ist überflüssi<;r 

- Die Beobachtung, Spionageabwehr und Abwehr ausländischer Agenten besor­

gen faktisch ohnehin schon MAD und BND. 

- Die Bekämpfung des Terrorismus wird von Bundeskrirninalamt und den 

Landeskrirninalämtern übernarrnen und von der Polizei, saNeit es sich 

tnn Straftaten handelt. Der Ansatz zur Verf'olgung .kann nur die Straf­

tat sein. 

- Die überprüfung im sicherheitsanpfindlichen Bereich würden besser von 

unabhängigen, von den parlamentarischen zuständigen Ausschüssen zu be­

nennenden Personen, durchgeführt, die dem Parlament. da;für auch zur 

. Rechenschaft veIpflichtet sind. Es verbleibt alsc die Funktion, die 

die GesinnungSSChnüffelei und politischetJbe:rwachung bedingt: die 

Sarrrnlung und Auswertung von Nachrichten, Auskünften und. Unterlagen 

über "Bestrebungen, die sich gegen die F'lXD '" richten ... " und 

die Mitwirkung an der überprüfung von Bewerbern für den nicht sicher­

heitsempfindlichen Bereich des öffentlichen Dienstes. 

Dafür brauchen wir keinen Verfassungsschutz. Del:' l::leste SGhlltz einer 

Vorwärts 

Verfassung ist ihre praktische Bewährung und darokratisches Bewußtsein 

der Bevölkerung. Daran gilt es zu arbeiten. 

Diese Aufgabenstellung des Schnüffe1dienstes Verfassungsschutz darf von 

keinem anderen Dienst oder Behörde übernarrnenwerden. 

I.angfristige Forderung kann daher nur die Abschaffung des Verfassungsschutzes 

sein. Da diese Forderung aber in absehbarer Zeit nicht zu realisieren scheint 

fordern die Jungdemokraten eine verstärkte öffentliche und parlamentaI-ische 

Kontrolle und die Beschränkung der Tätigkeit des Verfassungsschutzes: 

1. Alle Behörden SCMie deren Aufsichtsorgane sind zur VeröffentliChung aller 

Grundrechtsbrüche ("Pannen") und Gesetzesübertretungen zu verpflichten. 

Den Opfern von Diffamierungskampagnen des Verfassungsschutzes durch Wei­

tergabe falscher oder unzureichender Infonnation usw. darf dadurch keine 

Benachteiligung entstehen; sie sind voll zu unterstützen, zu rehabilitie­

ren und zu entschädigen. 

2. Diejenigen Personen und Institutionen, die solche Gesetzesübertretungen 

weitergeben, u.a. durch gezielte Indiskretion an Presseorgane, und veröf­

fentlichen, sind weder strafrechtlich noch disziplinarrechtlich zu belangen. 

3. Keine Zusanmenarbei t mi t in~ und alls;t1inC!i~Elcrum .. Geh~iIrrliensten. 

4. Keine Kanpetenzen mehr bei der Einstellung in den öffentlichen Dienst. 

5. Keine Weitergabe von Akten oder "Erkennt.'1issen" an Privatpersonen oder 

UnternehJren. 

6. Die Amtshilfe von Behörden untereinander ist restriktiv zu begrenzen. 

7. Datenbanken und -übertragungssysterne im Bereich der öffentlichen Ver­

waltung sind auf den eigenen Aufgabenbereich einzugrenzen. Ein Austausch 

verschiedener Datensysterne darf nicht möglich sein. 

8. Betroffene sind zu benachrichtigen. Sie müssen berechtigt sein, ihre 

Akten die ggfs. beim Verfassungsschutz angelegt wurden, einzusehen 

und ggfs. zu korregieren. Nicht strafrechtlich bzw •. gerichtsverwertbare 

Unterlagen sind auf Verlangen des BetroffenEn unmittelbar zu vernichten. 

'I. Es sind parlamentarische Kontrollkomissionen einzurichten, die uneingeschränk­

tes Zutritts- und Einsichtsrecht zu allen Unterlagen des Verfassungs-

schutzes haben. Die Kanpetenzen dieser Kontrollkommission entsprechen 

denen eines Untersuchungsausschusses gem. Art. 44 GG. 

16: Das Post- UI1d FerriritE!ldegeneiInfiisrst~llfV6lIemLlinfäilgWieder herzustellen. 

Dem Verfassungsschutz stehen in diesem Bereich keine Kanpetenzen zu. 

11. Es rruß sichergestellt werden, daß der. Verfassungsschutzbericht ledig­

lich eine unverbindliche M8inungsäußerung Sles Bundesamtes für Ver­

fassungsschutz darstellt und keine Rechtswirkung entfaltet. 
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Amtshilfe des Bundesamtes für Zivildienst für den Verfassungsschutz 

Die Jungdemokraten sind bestürzt über die Weitergabe von Informationen 
über Kriegsdienstverweigerer an das Bundesamt für Verfassungsschutz. 

Wenn durch das Bundesamt für Zivildienst die Akten, und damit auch die 
Protoko 11" (j"r AnerkerJ!1ul'1g$verf(\hl"en,~~ de~,Vel"fasslingssch\)tz offenge 1 egt 
werden, ist dieses nicht mehr mit Amtshilfe zu rechtfertigen. 
Schließlich stehen in diesen Akten die Gewissensgründe, die bei den 
Jugendlichen zur Kriegsdienstverweigerung führten. Wenn - wie hier -
Informationen über die innerste Persönlichkeit eines Bürgers weiterge­
reicht werden, greift der Staat in verfassungswidriger Weise in die 
Intimsphäre des einzelnen ein. 

Darüberhinaus werden sich viele Jugendliche fragen, ob sie bei diesen 
Amtshi lfeprakti ken ~jm Anerkennungsverfahren noch a 11 e Gewi ssensgründe 
darlegen können. Damit wird das Grundrecht auf Gewissensfreiheit und 
Kriegsdienstverweigerung weiter eingeschränkt. 

Die Jungdemokraten fordern den Bundesinnenminister und den Bundesminister 
für Arbeit und Sozialordnung auf, diese Praxis der Amtshilfe sofort und 
dauerhaft zu unterbinden. 

Begründung: 
Es geht nicht an, daß die innersten Beweggründe eines Kriegsdienstver­
weigerers, wie sie in den Protokollen des Anerkennungsverfahrens 
stehen, auf dem Weg der Amtshilfe zweckentfremdet werden. 

Das Grundrecht auf Schutz der Intimsphäre wiegt höher als das Amts­
hilfeprinzip. 

Briefkontrollen 

Die Jungdemokraten protestieren energisch geg~n die skandalöse 0uffassung 
des Bundesverteidigungsministeriums, wonach dle vom Bundesnachnchten­
dienst (BND) durchgeführte Pauschal überwachung des Brief- und Telefon­
verkehrs von und nach den Staaten des Warschauer Paktes rechtens sei. 
Es kann nicht hingenommen werden, daß dieser bisher umfassenste Angriff 
auf das Brief- und Fernmeldegeheimnis in der BRD - jährlich werden alleine 
1,6 Millionen Briefe geöffnet - von dem Verteidigungsministerium gedeckt 
wird. 

Die Deutschen Jungdemokraten fordern den Bu~desverteidigungs~in~ster un~ 
die F.D.P.-Bundestagsfraktion auf, sofort dlese verfassungswldrlgen Aktl­
vitäten des Bundesnachrichtendienst zu unterbinden. 

Begründung: 
In einer Stellungnahme zur Verfassungsbeschwerde der BonrlerStudentin 
Evelin Manteuffel gegen die überwachung des Brief- und Telefonverkehrs 
von und nach den Staates des Warschauer Paktes äußerte das Bundesver­
teidigungsministerium, diese überwachung sei rechtens, un~ die ~o über­
wachten bräuchten noch nicht einmal nach· der Überwachung uber dlese 
informiert werden. Diese Aussage darf aber nicht unwidersprochen stehen 
bleiben. 

Die Deutschen Jungdemokraten fordern den Bundesminister für Post und 
Verkehr, Kurt Gscheidle, auf, die gegen den Stuttgarter Postbeamten 
Hans Peter - seit 29 Jahren bei der Post beschäftigt, davon über 20 
Jahre als Beamter auf Lebenszeit - erhobenen Vorwürfe fallen zu lassen 
und damit den Weg für einen für Hans Peter positiven Ausgang des für 
den 24. bis 26.3.80 anberaumten Verfahrens von dem Bundesdisziplinar­
gericht freizumachen. Nach Auffassung der Jungdemokraten sind die gegen 
Hans Peter erhobenen Vorwürfe (Mitgliedschaft und Funktionen in der DKP, 
Kandidatur für die DKP, Reisen in die DDR, Leserbrief an die UZ) unhalt, 
bar, da sie sich ausschließlich auf die Wahrung verfassungs- und gesetz­
mäßiger Rechte für eine legale Partei beziehen. 

Die Jungdemokraten fordern die Bundesregierung auf, mit ihren Liberali­
sierungsversprechen ernst zu machen und alle beim Bundesdisziplinaran­
walt a~hängigen politischen Verfahren umgehend einzustellen, sowie die 
verfassungswidrige Einstellungspraxis bei Bahn und Post zu beenden. 
Dazu gehört auch, daß Bundesdisziplinaranwalt Clausen angewiesen wird, 
in Zukunft Einleitungen von Disziplinarverfahren auf eigene Faust zu 
unterlassen und sich an die Richtlinien der Bundesregierung zu halten. 
Hier darf sich die Bundesregierung als politisch verantwortliche In­
stanz nicht länger hinter den juristischen Rücken des Bundesdis.zipli­
naranwalts Classen verstecken. 

Die Deutschen Jungdemokraten protestieren gegen die unbegündete Verlegung 
des Verfahrens gegen Hans Peter von Stuttgart nach Frankfurt. Zum einen 
wird damit die breite Solidaritätsbewegung behindert,' zum anderen ist in 
dem neuen 30-Leute-fassenden Saal in Frankfurt die öffentlichkeit nicht 
gewährleistet. 

Begründung: 

Die besondere Bedeutung dieses Verfahrens liegt darin, daß es das erste 
vor dem Bundesdisziplinargericht ist und Signalwirkung für die weiteren 
ca. 30 anhängigen Verfahren haben wird. 

~-----------------------------------------------------

Amnestie für Strafgefangene 

Die Deutschen Jungdemokraten fordern die Regierungen der Bun­

desländer auf, umgehend eine umfassende Amnestie in ihren 

Strafvollzugsanstalten durchzuführen. 

Neben den altbekannten menschenunwürdigen Zuständen im Straf­
vollzug, wie totaler Unterdrückung der Persönlichkeit, Erzie­

hung zur Unselbständigkeit, kaum vorhandene pädagogische Be~ 
treuung, fehlende Möglichkeiten der Berufsausbildung, lächer­
liche Entlohnung, unqualifiiierteArbeitspiätze, fehlende 
Freizeitangebote und so weiter, sind in der letzten Zeit 
sehr viele Pro~leme hinzugekommen. So befinden sich fast 
doppelt so viele Gefangene in Haft, wie Plätze zur Verfügung 
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stehen. Diese Oberbelegung führt zu einer weiteren Verschär­
fung der Situation, die nicht länger mehr hingenommen werden 
kann. 

Da der Bau von neuen Anstalten, mit der Ausnahme von Frei-. . 
gängerabteilungen, oder die Erweiterung der alten Anstalten 
unserem langfristigen li!ll .... den Strafvollzug abzusJ!"lJ.il"f..f.~.f1. 

und durch ein System von sozialen Hilfen zu ersetzen~ wider­
s pri cht, ist eine unifasseln:le~f\iIllrestte-" di'e-"e fITz i qe Antwort 
auf die totale Oberbelegung in den Strafanstalten. 

Besonders bei den Gruppen der jugendlichen Straftäter. 
Schwarzfahrer. Drogendelikte mit A.usnahme des. Handels mit 
harten Drogen, leichte EigentUnisdelikte. zu Geldstrafen ver­
urteilte die das Geld nicht aufbringenkollnten, ausschließ­
lich politisch motivierte Straftaten wieHa(Jsbes~tzung oder 

'Bauplatzbesetzung, die keine Personenb"eeinträchtigt haben, 
sowie alle Straftaten unter einem Jahr sol1teri hierbei-iri 
der Regel berücksichtiqt werden. 

Am 12. März 1980 jährt sich zum vierten ~lal der Tag, an dem der Schrift­
steller Peter Paul Zahl vom OlG Düsseldorf nach einem skandalösen und 
rechtsstaatlieh fragwürdigen Indizienprozeßwegen "zweifachen versuchten 
Mordes und Widerstand" zu fünfzehn Jahren Freiheitsentzug verurteilt 
wurde, nachdem er im ersten Ve.rfahr.enjn d5eserSa.chewggen "geJähr-
licher Körperverletzung und schwerem ~Iiderstand" 1974 zu vier Jahren 
Freiheitsentzug verurteilt worden war. 

Di es es im Zuge der Terrori stenhystertegefällte Urteil i s:Lda.mals wi e 
heute einem Staat, der sich einen Rechtsstaat nennt, nichfwürdig. 
Die Jungdemokraten fordern daher den Senat in Berlin, die Bundesre­
gierung .und den Bundespräsidentenallt, sich dafiir einzusetzen, daß 
Peter Paul Zahl umgehend aus der Haft entlassen wird. 

Anlage: 
Im Namen des Volkes 
Am 24. Mai 1974 
verurteilte mich das Volk 
- drei Richter und sechs Geschworene -
zu vier Jahren Freiheitsentzug. 
Am 12. Mai 1976 ve.rurtejltiLm!7jc~h~i7'n~ ____ . _______ _ 
gleicher Sache das Volle - drei Richter 
und zwei Geschworene - zu fünfzehn 
Jahren Freiheitsentzug. 
Ich meine das sollen die Völker unter 
sich ausmachen und mich daraus lassen. 
(Peter Paul Zahl in: "Alle Türen offen". Gedichte, Berlin 1977) 

I 
I 
1 

Wiedergutmachung für Nazi-Verfolgte 

Die Bundestagsfraktion wird aufgefordert, Initiativen im Zusammenhang 
mit der zur Beratung anstehenden "Schlußregelung zur Wiedergutmachung" 
und der geplanten "Stiftung Wiedergutmachung" zu ergreifen, damit auch 
jene Verfolgten des NS-Regimes, die bis heute keine Wiedergutmachung 
erhalten,- insbesondere die Homosexuellen, die Kommunisten und die ' 
Roma und Sinti - eine Entschädigung entsprechend dem Bundesentschädi­
gungsgesetz (BEG) erhalten. 

Das BEG ist zu diesem Zweck zu novellieren. Bei dieser Entschädigung 
ist eine kollektive Wiedergutmachung ebenso zu berücksichtigen wie 
die individuelle Wiedergutmachung nach § 3 BEG. 

In der Schlußregelung zur Wiedergutmachungsollen auch die Opfer medi­
zi ni scher Experimente in NS-KZ' s .verstärkt.beriJ.cks.i Ghttgt werden, 

Begründung: 
Es gibt heute - 35 Jahre nach Ende: des. nat.ional sQzial istischen Regimes 
- nochPersonengruppen, die keiileEn:fScHääigung naChdem BEG" erfahren 

·naben. Hier fallen vor al·lenr----dilr'1t~·l .. ren·,-die·"ftt'll1la: .. ·und··d1e·S_i"nti, 
die Kommuni sten und die Opfer medi:ZlniscneY"Expef"nrre"nteauf; 
Bei Homosexuellen und Roma/Sinti steht der § 1 des BEG in der heutigen 
Form dieser Entschäd.igung. im Weg, beidene Kommuni sten. der § 6 BEG. Aus 
diesem Grund ist eine entsprechende-"Novet-ri-erl:tng---des~BEG~"zu" -fordern". 

Qyrch di e kollektive Wi~d_el".gl!:t:maehlm['ioH.i:len . Interessenvertretungen 
- vor allem der Homosexuellen unader RomafSlntl - auclrTfffanZfeTImaie 
Möglichkeit gegeben werden, über sich z.u informieren und damit ihre 
durch national sozialistisGhe Verfolgung und. Hetze verstärkte. heute 
noch anhaltende Diskriminierung selbst Zlj bekämpfen. 

Zeichnung: Pater Senftleben 
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Asylverfahren 

Die Deutschen Jungdemokraten lehnen entschieden Gesetzesinitiativen zur 
VerkUrzung des Instanzenweges im Asylverfahren nach Art. 16 Abs. 2 Satz 
2 GG ab. Sie fordern allerdings, daß eine BeSChleunigung durch personelle 
und materielle Verstärkung des Bundesamtes fUt die Anerkennung ausländi 
FlUchtlinge'und der zuständigen Verwaltungsgerichte erreicht wird. 

Die Jungdemokraten s;'nd der-Meinung, daß mit Gesetzesiindef'tlflgen abgewartet 
werden muß, bis sich Auswirkungen der im Juli 1978 beschlossenen aber erst 
zum 1.1.80 in Kraft getretenen~D..ezentrltUs.ierung de,rVerwaltu.nsgericbte 
in Asylsachen erkennen lassen. Erst nach einer Erprobungszeit von ein 
bis zwei Jahren kann festgestellt werden, ob die 'Dezentralisierung das 
beabsichtigte Ziel der VerkUrzung bewirkt hat. . 

Die in jüngster Zeit lautgewordenen Forderungen nach VerkUrzung des 
Verfahrens und nach Verlagerung von Kompetenzen vom Bundesamt fUr die 
Anerkennung ausländischer Flüchtlinge allfdie'urenz'"'und'Ausll:inderbehörden 
führen dazu, daß Asylverfahren in - unter dem Gesichtspunkt des rechts­
staatlichen Verfahrens - unvertretbarer tleise zu beschleunigen und die 
Grenz- und AusländerbehördenmitrichterHchenBefugnissen zu versehen 
und damit zu überforde,rn. Dies. wUrde ,dazu fUhren,daß. das, Grundrecht auf 
Asyl in seinem Kernbereich verletzt wUrde. 

Die Jungdemokraten fordern den Eundesinnenminister auf, klare Richtlinien 
fUr die Grenz- und Ausländerbehörden zu. erlassen, die besagen, daß diesen 
Behörden keine inhaltliche PrUfungsbefugnisin Asylfällen zustaht. ZurUck­
weisungen und Abschiebungen von Asylbewerbern sind verfassungswidrig. 
Der Bundes i nnenmi ni ster wi rd aufgefordert} :geei:gnete.f>4.aßnahmen zu treffen, 

, um diese Verfassungsverstöße in Zukunft zu unterbinden. 

1964 19"4 

" 
1984 

Situation der Asylsuchenden in.d~r,Bundesrepublik ____________ ______ ..;,~~_..;. '-_______ -_...i_:.._-'-:-:..----"--- ... ___ _ 

1. Die allgemelne Lage .. '" 
2. Einreisesituation und Aufnahmebedingungen' 
3. Aufenthaltsrecht und Verfahrensdauer ' 
4. Unterbringung 
5. Integration 

5.1. Soziale Hilfe 
5.2. Bildung und Ausbildung 
5.3. Weitere Maßnahmen 

;.,<-
1. Die allgemeine Lage ; '~m C'"'' • _. 

Die Massenflucht hunderttausender:Nonf'tenscheTl ,vor Hunger. Unfreiheit und 
politischer Verfolgung nimmt ständig zu und benUhrtauch die BRD, die mit 
den Regierungen vieler, Herkunftslänqer"von ,FlUchtlingen gute Geschäfte macht 
und die Regime damits.tUtzt"Bim1ilitif;;ill'c..4!m.'il:~~sjeQen,Monaten,des Jahres 

·~9}9·baten 17 .400 Per~nj!nc"~~~~.~i~.~m~~)il., 

Schon seit langem leben th derBiJiide~repUbnkVh!le'Tausende :ASylbewerber 
unter tei lwei se menschenunwUrdtgeD,,!.el;um5Qit<finIDl!lg~RUn<! von, derllffent­
lichkeit kaum zur Kenntnis genöliiildff;"t'rsrilITt·'tIt!IjI'ltegil1ff 'd1'!s nUchtlings­
stroms aus .. Vi etnantllNteht'efr·1l~'!l!l$$~1!If!fi1'i!tft"'~'~~ifUfu.dic& Tra-

··"f'·· .... ···7 .. ''''~e in SUdostasien aufmer:l<saTF.:'ETS,t~itdli!lIr:steuern,'Kornmu:nen·;-*irchen· 
Verbände das Mitleid "der,Be\lQrk!!h!ng;ln~dre;:Sp:endenkal1li:le . der Vtetnam-

lfe und stellen selbst erhebliched1iUel,tUr",Verfügung. 
Nur fUr die anderen Fl UchtHrt~~,wtrd::,no,t;I:t;~ ~,«71~r:~hreckend well.i 9 iletan. 
Oaber ist es eineständi!j€ ÄH'fgabe d~f,'DeU,tscrren:JUngdemokrate~ tiberall 
auf e Lage der Asylbe~ieröer'1rlder'lmJ1blhzijWEfiserr und dann zu arbeiten, 

länger rirFtzweler lei. f.la5'·geli'lQsserr wi r(L " ,,~ .... 
Dia Vietnamasen haben ein Rech' " "AsYlqndhun\anitäreHilfe. 

::ltlTerCli ngs ist dtese.l:I.llfe'J[lfL". .,::, ' t'st!ltis~'l.?S'erN~chsten-
, liebe", sondern wi rd oft Teil 'IITlt ') s~t" cl1ropagaj'lda 1 nteress 1 erter 

Kreise in Parteien, Kirchen und Verbänden, denn Vietnam ist ja unter sow­
JeHschem Einfluß. Das_glejcJ:!e'J~~Et!t~.!l,1!f Ht1.!i!, haben aber'auclt-die'flücht­
linge aus Kurdistan, Park>lstan,La,te,illatl!an«a usw ... 

f\ .' :: .~- j~- i.;.:" 

2. Einreisesituation und AUfnahmebedi~ungen. " 
Die Einreise der schutzsuchenden ~lenscenmuß nach geltendem Recht und 
unter human; tärenBedi ngungen eHhl'gen.gleiC::h ab si e 1 egal oder il1 egal 
erfolgt. Aus der Praxis ist'be1<annt;"daBd'ie's'rticht'der Fall ist. 

Allein in Bay',ern werden, Tausende. vonAs)/l~~che'nden bereits an den Grenzen, 
inBerl in1<urz' na~h 'der Einrel~~~,. '~~~,~fi({~~s'c::.~.ittE ohnedaß Uberhaupt im 
Einzelfall Asylgrunde genaunac~~ep~~~~ worden slnd. . 

Die ·'jungdemokraten . fordern Weiw,;J d~;:j'i:!glichell SicherheitsUberprüfungen 
aurch Naehr; chtendi ens te· a ' .. s GturT:dlage; fürMy1 gewäh':;liug entfall en. 
Di e Jungdemokraten sehendartn·;e;j..n~eklatantli!' Verletzung des Grundgesetzes 
und fordern die sofortige Aufhebung.. . Praxis .. Die Bundesregierung und 
die mUs sen ""ieStigen FlUchtlingszahlen in 

rei ten, wei tere Konti ngente i , a. eh 
behi nderter Flüchtl inge auf Dauer oder auch worUbergehend aufzunehmen. 
Die bisher äußerst schleppende AUfnahmeniuß besch,leunigt werden, um wei­
tere t4enschenleben zu retten., Vor al'en'Di'ngeri'ilbermüssendie Anerken­
nungsbedingungen rUr AS'ylbe~lerber geä~er1;"werQen: Bisher muß jeder Be­
werber eine individuelle Verfolgurlg:.,glaubtiaft machen, um anerkannt zu 
werden. Kollektivverfolgungen reichen fUr eine Begründung nicht aus, eben­
sowenig wie Bürgerkriegssituationen. So kam es bereits zu krassen Fehlur-

---1~ ------------------------------------------__________________ -i ______ ~t=e~il~e~n~._w~l~·e~e~b:ß~i:m~.~Fa~l~l~d~er~E~r~i~tr~e=e~r~._,~In:.=e~i~nem~~U:r:te:l~·l~d:es~B~V~G~z~u~d~i~e~se~m~ 1J 
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Thema mußte das Geri cht wi 11 kürl i che Verhaftungen, Folterungen, t,1assener­
schießungen als üblich für den Alltag Eritreas erkennen. Der Asylantrag 
ei nes Fl üchtl i ngs aus di esem Land vlurde jedoch wegen mangelnder persön­
licher Betroffenheit abgelehnt. Die Folge: Abschiebung und wahrscheinlich 
Verhaftung, Folterung .... 

Man muß sich vor Augen führen, daß nach heutiger Rechtssprechung ein Jude 
in den Dreißi ger Jahren imAuslangkei n po ljj;jschgsA!?yl er ha 1 ten hätte, 
ohne vielleicht vorher schon mal im KZ gesessen zu haben! 

Aus diesem Grunde fordern die Jungdemokraten die Anwendung des Art. 16 
GG auch auf Bürgerkriegsfl üchtl inge und "Ko 11 ekti vverfol gte" . 
Gerade die Deutschen sind auf Grund ihrer Vergangenheit in besonderem 
Maße verpflichtet, politisch und rassistisch Verfolgten zu helfen. 
Solange Art. 16 GG keine Anwendung auf die genannten Gruppen findet, for­
dern die Jungdemokraten das Land, die Kreise und Gemeinden in der Bundes­
republik auf, die Entschließung des Bundestag,es aus: dem Jahre 1978 (BT­
Drucksache 8/1945) für Erteil ung von Aufentha ltsgenehmi gungen für $chutz­
suchende aus Bürgerkriegs- und Unruhegebieten umzusetzen. 

3. Aufenthaltsrecht und Verfahrensdauer 
Allen Asyl begehrenden inder Bundesrepubl i k Deutsch 1 and muß bi s zur 
rechtskräftigen Entscheidung über ihre Asylanträge das Aufenthaltsrecht 
im Sinne unseres Ausländergesetzes ;n Form der räumlichen unbegrenzten 
Aufenthaltserlaubnis erteilt werden. 
Der bisherigen Praxis der örtl ich begrenzten Erteilung von Duldung auf 
sehr kurze Zeit muß Einhalt geboten werden. 
Schutzsuchende erwarten in einem freiheitlichen lind demokratischen Land, 
wie es die Bundesrepublik sein sollte, einen Freiheitsraum, der zur Ent­
faltung ihrer Persönlichkeit notwendig ist. Gerade der tlangel solchen 
Freiheitsraumes war für die Flüchtlinge oft der Grund, ihre Heimatländer 
zu verlassen. 
Die andauernde Androhung der AbsChiebung, ausgedrückt dUrch die Iristi 
der Duldung (der somit nur zeitweise ausgesetzten Abschiebung) steht im 
krassen Widerspruch zur Institution des Asyls. Die Flüchtlinge leben in 
ständiger Furcht vor Abschiebung. 
Asylsuchende Ausländer müssen so lange das Vorrecht, in unserem Lande frei 
zu leben, besitzen, solange nicht festgestellt wurde, daß bei ihnen keine 
gültigen Asylgründe vorliegen. 
Di ese Forderungen werden zusätzl ich durch Arti ke 1 1 (r.lenschenwUrde) und 
Artikel 2 (Entfaltung der Persönlichkeit) unseres Grundgesetzes unter­
mauert. 
Darüberhinaus führt die zu lange Dauer, des Asylverfahrens (5,bi 10 
Jahre) zu einer großen seelischen Belastung bei den betroffenen 
Das Asylverfahren ist daher erheblich zu beschleunigen. Die DJD fordern 
außerdem die Einrichtung einer Informationssammelstelle deren Aufgabe es 
ist, Informationen über die Situation in den verschiedenen Ländern für 
die Asylverfahren zur Verfügung zu stellen. 

4. Unterbringung 
Der wachsende Zustrom von Asylbewerbern bringt große Probleme mit sich. 
Die zuständigen Behörden sind oft nicht in der Lage, sofort geeignete 
Unterkünfte für die Asylsuchenden zu vermitteln. Die Folge davon ist 
das Entstehen von Obergangslagern. Durch sie soll der Zustrom gelenkt 
werden. Allerdings muß die Unterbringung in menschenwürdigen, familien-

gerechten und nahe dem Arbeitsplatz befindlichen Unterkünften dann 
zügig erfolgen. 
Das Vorhaben einzelner Landesbehörden, ständige Wohnlager einzurichten, 
muß abgelehnt werden. 
Auf,die Folge der Lagerunterbringung in psychischer, moralischer und 
humanitärer Hinsicht braucht nicht hingewiesen werden, da uns die Nach­
kriegszeit auf die Folgen der sog. Lagerpsychoseaufmerksam gemacht hat. 
Jedes neuerrichtete Lager ist ein neues Ghetto mit a11 seinen Folgeer­
scheinungen. 
Obergangswohnheime - als notwendiges übel -müssen tatsächlich übergangs­
charakter besitzen. Keinesfalls dürfen dort Menschen länger als sechs 
Monate untergebracht werden. Jeder Tag mehr belastet den t,1enschen dort. 

Die Einrichtungen inden Lagern dÜrfen ni cht an den menschl ichen BeCiUrf­
nissen vorbeigeplant werden, d.h. u.a.: Die ,Lager müssen in überschaubare 
Größen ei ngeri chtet ~/erden, und, ihre Lage muß Kontakte fördern. Besuchs­
verbote müssen aufgehoben werden. 

Gewi ssen Kapazitäten der Obergangswohnheime dürfen auf kei nen Fa 11 über­
schritten werden. Gut scheint die Größenordnung 50,zu sein, tragbar noch 
die Zahlen 50 bis 100. Jede Unterkunft, die mehr"als, 100 Henschen beher­
bergt, ist abzulehnen. 
Die Lager sollten von Sozialarbeitern betreu~ wer~en.Das gesc~ieht bi~her 
nur in Lagern mit Vietnamesen, leider aber n1cht 1n den Unterkunften fur 
andere Asylbewerber. 

Der dezentralen Unterbringung der Flüchtlinge muß Vorrang ge~eben werden. 
Aber auch hier si nd t'li ndestforderungen' zu stell en. Es darf n1 cht mehr 
'geschehen, daß Asylbewerber in'abge'egenefl~Ql'tschaftet'l.QhnejedeAY'beits­
mögl i chkeit und Kontaktau~nahme z~ Lands 1 ~ute~ u~terg~bracht werden. r~an 
so llte dafür sorgen, daß 1 n der Na~eArbe1t~mogl1 c,hk~lten vorhanden Sl n~. 
Vor allem bei der dezentralen Unterbringung muß daran gedacht werden, d1e 
Bewegungsfreiheit des Asylbewerbers nicht auf einen Ort oder Landkreis 
zu beschränken. 
Es sind geeignete Maßnahmen zu ergreifen, da~die'materi~lle No~ vieler 
Asylsuchender nicht durch Geschäftemacher, d1e deren Unw1ssenhe1t aus­
nutzen, verschärft wird. 

5. Integrati on 
5.1 Soziale Hilfe 
Etwa 60% aller Asylbewerber stehen in ei nem Arbeitsverhäl tnis, wobei der 
Antei 1 der de'zentra 1 untergebrachten sogar schätzun~swei se 80% ausma~ht. 
Allgemein wird beobachtet, daß die Asylbewerber gle1ch nach Ankunft .1n 
der Bundesrepublik nach einer Arbeitsmöglichkeit Ausschau halten. V1ele 
von ihnen unterstützen finanziell ihre Familien im Heimatland. 
So tri fft es ni cht zu' was aus dem ~1und.e mancher Politi ker zu hören ist, 
daß die Asylsuchenden'versuchen, die Bundesrepublik zu erreichen,um So­
zialhilfe zu beziehen. Zwar ist es nicht zu vermeiden, daß sie besonders 
in der ersten Zeit ihres Aufenthalts auf Sozialhilfe angewiesen sind, doch 
finden sie rasch eine Arbeit, wenn ihnen Frei'Zügigkeit in der Wahl ihres 
Wo1wlbttesgegeben' w;rd;"Dte A1)Släf!ijef"VeP'P'lch'1~elrlflei's1: Arbeiten, fürd; e 
sich keine deutschen Bewerber finden. 
Der Regelsatz für Sozialhilfe liegt bei mona~lich et~a DN 300,-~ f~r einen 
Alleinstehenden - ein Satz, der gerade ausre1cht,se1n .Leben am EX1stenz­
minimum zu fristen. Leider scheint vielen Deutschen die tatsächliche Höhe 
der Sozialhilfe nicht bekannt zu sein. # 
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Skandalös sind nun aber die Praktiken mancher Sozi al ämter, die wenig von 
sozialer Einstellung zeugen. So hört man viele Klagen nicht nur über die 
unfreundliche Behandlung der Antragsteller, sondern auch über ihre unbe­
gründete ablehnende Haltung besonders dann, wenn die Antragsteller der 
deutschen Sprache nicht mächtig sind und ohne Dolmetscher im Sozi al amt 
erscheinen. Interessamterweise ist zu beobachten, daß die vietnamesischen 
Kontingentflüchtlinge in zuvorkommender Weise behandelt werden. 
M3!1che $,)Zialiimter bedienen stch. der lnstjiutioll.der gemeinnützigen Arbeit 
(§ 19 BSHG). . 
Der neue, beim Sozialamt erscheinende Asylsuchende, der einen Antrag auf 
Sozialhilfe stellt, darf aber nitfit schön im voraus als Arbeitsscheuer be­
handelt werden. Ob dabei die Zuteilung eines hochqualifizierten Sprachwis­
senschaftlers zum Straßenkehren oder eines Nuslim zur Pflege eines katho-
1 ischen Fri edhofs ei ne geei gnete t'laßnahme ist, ist fragl i ch. 
In a11 diesen Fällen drängt sich der Verdacht auf, daß hier nicht vorrangig 
die Hilfe steht, sondern die abschreckende Wirkung. 
Die Abschreckung soll bewirken, daß weniger Schutzsuchende in unser Land 
einströmen. 
Die Sozialhilfeverwaltung muß angewiesen werden, ihre Aufgaben nach dem 
Buchstaben des Gesetzes zu erfüllen und in Zukunft Diskriminierungen jeg- . 
licher Art zu vermeiden. Die Durchführung von Abschreckungsmaßnahmen gehört i 
nicht in den Bereich der Sozialhilfe. * ;1 

Di e beträchtl i chen Sach" und Ge ldspendf!O. die zu Gunsten der Vi etnamesen, 
durch Wohlfahrtsverbände und Zeitungsverlage bei der Bevölkerung aufgebrach~ 
wd~rden'Gsind sehrf~udbegrüßDenß udndb ~edr~en ~ellfen, den Integrationsprozeß i 

1 eser ruppe zu or ern. a a .e1 1 e Vl e en anderen Asyl be~lerber ni cht '. 
berücksi cht; gt werden und 1 eerau~geheo, ist die andere Seite di eses Prob 1 e~ 
Man sollte aber zweierlei Maß vermeiden." .. ". '. "~ 

Insbesondere fordern die Jungdemokraten aber, .daß das Recht eines Asylbe­
werbers auf ein menschenwürdiges Leben nicht vom Mitleid der Bevölkerung 
abhängt, sondern durch ausreichende staatliche Unterstützung gesichert Vii 

5.2. Bildung und Ausbildung 
Die Gruppe der Kinder und Jugeridlichen unter den Asylanten ist in einer 
besonders schwierigen Situation. Tausende müssen in einer vollkommen un­
klaren Rechtslage jahrelang in Ungewißheit leben, können keine Vorsorge 
für ihre Zukunft treffen und auch nichts planen. r'1an schlitzt, daß die 
große Mehrheit der AsylsuChenden im Alter von 1 bis 30 Jahren ist. 
Während für die Erwachsenen der Weg fUr die Arbeitsaufnahme zur Zeit in 
der Regel noch erträglich ist, so ist die Lage der Kinder und Jugendlichen 
als äußerst problematisch zu bezeichnen. Lange Jahre des I~artens ohne jeg­
lichen Anspruch auf Grund- oder auch Berufsausbildung lassen unersetzbare 
Lebensj ahre vers trei chen. Die lobensw.erte Ermögl i chung des Erl angens von 
Grundkenntnissen der deutschen Sprache gemäß den Bestimmungen des sog. 
Garantiefonds können eine normale schulische Ausbildung nicht ersetzen. 
Außerdem können Personen, die das 35. ~Lebensjahr erreicht haben, diese 
Förderung nicht mehr beanspruchen. 
Darum ist es erforderlich, daß möglichst einheitlich im Bundesgebiet den 
Ki nd ern und Jugendl i chen . unter .denA&ylsu<;ilenden.. LO Igende J1öglichk.eiten 
eröffnet werden: 
_ Eingliederung in Kindergärten und Kindertagesstätten 
- Eingliederung in das bestehende Schulsystem 
- Ermöglichung der Erlernung eines Berufs 
_ Vorbereitung der dazu geeigneten Jugendlichen zum Besuch von höheren 

Schulen bis zu akademischen Studien 
- Aufhebung der Altersgrenze für die Inanspruchnahme der Deutsch-

kurse nach den Bestimmungen des sog. Garantiefonds 

In ei ~zelne~ Ländern bestehen bereits jetzt t1ögl i chkei ten des Besuchs 
von Klnde~garte~ und Grundschulen. Bei Kindern unter zehn Jahren ent­
stehen ~elne ~roßeren ~chwierigkeiten der Anpassung. Anders sieht es 
aber bel d~n alte~en Klndern und Jugendlichen aus, die Schwierigkeiten, 
b~sond~rs 1m Berelch des Deutschunterrichts haben. 
Hler waren Vorbereitungsklassen notwendig. 

Da die überwieg~nde Mehrheit der Asylbewerber aus dem nicht-europäischen 
R~um stammt, melst aus unte~entwic~elten Länd~rn, sollte man bei Erwäguna 
d~eses Forderungskatalogs dle entwlcklungspolltischen Gesichtspunkte -
nlcht außer acht lassen. 

Man sollte nicht dulden, daß Kinder und Jugendliche aus dem Kreis 
d~r Asylbewe~ber ~u einer.neuen sozialen Randgruppe herangewachsen, 
Wle das berelts mlt den Klndern unserer Gastarbeiter geschehen ist. 

5.3 Weitere Maßnahmen 
Zu oft versuchen die Ausländerbehörden, den Asylsuchenden das Leben 
no~h sC~~lerer zu machen, als es für sie schon ist. 
Lelder 1 st. auch di~ Ha 1 t~ng d~r Bevöl kerung auf örtl'i cher Ebene 
manchmal dlrekt felndsellg. Dlese Haltung wird in zahlreichen Fällen 
noch v?n der Lokalpresse und durch opportune Aussagen von Politikern 
an~ebe1Zt. Das trägt zur Diskriminie.rung und. Isolation der Asylbewerber 
bel. 
Mehr AUfklär.ung und Mithilfe durch Staat, Verbände und Presse und 
F~rnsehen ware besonders dort notwendig, wo andere Asylbewerber als 
Vletnamesen auftauchen. 

Be~ nicht~uro~äischen Flüchtlingen ergeben sich zusätzliche Schwierig­
k~l~en bel~ Elnl~ben in unsere Gesellschaft. Hier sind denn auch spe­
zlflsche Hllfelelstungen erforderlich: 
- spezie~le S~rachkurse, die berücksichtigen, daß vielfach keinerlei 

Kenntnlsse ~rgende~ner.europäischen Sprache vorliegen 
- besondere Hllfen fur Klnder zwischen 10 und 16 Jahren und 

Kontaktschaffung zu deutschen Kindern 
- beson~ere Maßnahmen für Altersgruppen, die Lernschwierigkeiten 

aufwelsen 
- besondere Hil fen für ältere Menschen zwi schen 50 und 70 
- Err~chtung von Familienpatenschaften, um Kontakte zur deutschen 

Bevolkerung zu erhalten 
- Gewährleistung besonderer medizinischer Hilfen 
Verständlichmach~n der vollkommen fremden Gesellschaftsstruktur 
d~r Bundesrepu?llk Deutschland und, wohl als wichtigstes, Ober­
wlndung der EXlstenzangst. 

Diese besonderen Erfordernisse, dj e. tllJr:c.h~g9 für a l.le ni chteuropäi schen 
Asylbe~erber gelten, machen deutlich, daß das Problem des' Einlebens und 
der spateren Integration unterschiedlich und individuell zu behandel~ ist. 
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Ausländerpolitik 

Die Jungdemokraten setzen sich für die staatsrechtliche Integration der 
Ausländer in der BRD ein. Als wichtigste kurzfristige Forderungen sehen 
die Jungdemokraten: 
- die kostenlose und unbürokratische Einbürgerung nach spätestens 5 Jahren 

Aufenthalt in der BRD auf Wunsch 
- das aktive .und passive allgemeine Wahlrecht für Ausländer, 

die Möglichkeit für Auslä.nderki.nder .. die. in der. BRR geboren wurden, 
d~e deutsche Staatsangehörigkeit auf Antrag der Eltern zu erhalten. 
Mlt Erreichung der Volljährigkeit können die Betroffenen die Ent­
scheidung revidieren. 

- d~e Möglichkeit, bei Eheschließung mit einer/einem Deutschen auf Antrag 
dle ~eutsche Staatsangehörigkeit zu bekommen, ohne die eigene aufgeben 
zu mus sen. 

Diese Forderungen sind deshalb so zentral, weil sie eine Veränderung der 
gesamten Ausländerpolitik in der ßRD nach sich ziehen. 

Begründung: 
Aufgrund der rapiden Entwicklung der deutschen Wirtschaft und er Entwickl 
der Bevölkerungs- und Erwerbsstruktur (längerer Schulbesuch; kürzere Arbei 
zeit; längere Ausbildungszeiten ... ) konnte der Bedarf an Arbeitsplätzen i 
der BRD Ende der 50-er Jahre ni cht mehr g~deckt werden. 1960 übertraf di e 
Zahl der offenen Stellen zum ersten Mal dle Zahl der Arbeitslosen nach Ende 
des 11. Weltkrieges. 
Aus den unterentwickelten Regionen im Süden Europas strömten zwischen 1961 
und 1973 - gelockt durch die Anwerbebüros der Bundesanstalt für Arbeit -
mehr als 2,5 Mio. Arbeitskräfte. ins "gelobteWjrtsc:haftswl,lnderland". Die 
Verträge, ursprünglich nur für einen kurzen Arbeitsaufenthaltgedacht, 
wurden zu Zeiten der Hochkonjunktur ständig verlängert. . 
Mit der Rezension wurde dann im Herbst 73-eingenereller Anwerbestopp 
für Ausländer ausgesprochen (Das Problem der ca. 250 000 illegalen Ein­
wanderer in der BRD hängt hiermit eng zusammen, verdient es aber als 
besondere Problematik erkannt·undbehandeltzuwerden.) 

Allen menschlichen Versprechen aus der Zeit der Hochkonjunktur der 
Hochkonjunktur zum Trotz, die Gastarbeiter in die bundesrepublikanische 
Gesellschaft zu integrieren, sind die Ausländer bis heute Außenseiter ge­
blieben - gerade geduldet als Objekte des Schabernacks, als Konsumenten 
als Arbeiter, die den Dreck kehren und den Rentenberq wachsen lassen. ' 

Zwei verhältnismäßig harmlose Beispiele: 
- Im Schnitt mü~sen sic~ in Bayern 3 Gastarbeiter einen 15,7 m2 großen 

Schlafraum tellen (8m Wohnraum/Familienmitglied ist als Minimum 
vorgeschrieben). 

- In Frankfurt hat jede 3. türkische Familie kein Bad und 20% keine Küche. 
Gastarbeiter in der BRD sind lediglich Lückenbüße~ deren "Aufenthalts­
erlaubnis verweigert wird, wenn sie mit ihrer Tätigkeit deutschen Kollegen 
einen Arbeitsplatz wegnehmen oder in Zukunft streitig machen könnten." 
(aus einem vertraulichen Rundbrief der Bundesanstalt für Arbeit) 

Diese Ex~e~se werden mögl ic_hgelTIac.hLcllJr:.c;b_L2.Ab?i!12:_)de5_.~l,lsJiillgerge­
setzes.: Dle Aufenthaltserlaubnis darf erteilt werden, wenn die Anwesen­
heit des Ausländers Belange der Bundesrepublik nicht beeinträchtigt". 
Dem Staat, der die Ausländer einst ins Land gelockt hat, ist Z.Zt. jedes 
Mittel recht, sie wieder los zu werden,--- doch "20 Jahre Ausländer­
beschäftigung haben dazu geführt, daß weite Kreise der ausländischen 
Wohnbevölkerung faktisch ansässig geworden sind." (Bischof H. Wittler, 
Gastarbeiterspezialist in Hamburg). 
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Die durchschnittl iche Verwei Idauer der Ausländer .. beträ~t z.Zt. 7 Jahre 
und 800 000 Ausländer leben schon 10 Jahre und langer ~n der Bun~esre- . 
publik. Zwar hat von diesen Ausländern nur ein verschwlndent gerlnge~ Tell 
von dem Recht auf Einbürgerung Gebrauch gemacht, doch daraus zu schlleßen, 
alle fahren eines Tages wieder nach Hause, ist realitätsfern. Außerdem 
braucht die BRD ihre ausländischen Arbeitnehmer - nac~ wie ~or - un~ 
weder kulturspezifische noch ökonomische Interessen.slnd Grunde da~ur, 
Ausländern menschliche Grundrechte zu verweiger~ .. Dle These, daß n~e­
mand wegen seiner Heimat oder Herkunft benachtell1gt ~Ierden. darf ,1St 
kein revolutionärer Aufruf zum Umsturz sondern steht 1m Artlkel 3 des 
Grundgesetzes! .. . . . 
Von 2,6 bis 1,9 Mio. ist die Zahl der ~uslandlschen.Arbeltnehmer ln den 
letzten Jahren gesunken - und bereits Jetzt fehl.en 1m Hot~l- und G~st-. 
stättengewerbe ca. 50.000 Arbeiter (85 000 Auslander arbelten berelts ln 
der Branche). . .. 
Die Milchmädchenrechnung, die Arbeitslosenzahlen gegen dle Auslander ab-
zurechnen ist 1. inhuman, 2. ökonomisch kurzsichtig und 3. solange 
falsch, wie die Deutschen nicht bereit sind, die Schmutzarbeit der aus­
ländischen Kollegen zu übernehmen. 
Selbst wenn das Ziel des Bundesministeriums für Wirtschaft - d~e Z~hl der 
ausländischen Arbeitnehmer um weitere 500 000 zu senken - verwlrkllcht 
werden kann, (mit welchen Methoden?) so bleiben immer noch 1.4 Mi~. aus­
ländische Arbeitnehmer mit ihren Familien übrig - dabei hat noch Jeder 
2. verheiratete Ausländer seine Familie in der Heimat. 
Die Bundesrepublik sollte dies und endlich versuc~en d~e Au~~än~er als 
Mitmenschen zu akzepti eren. Schon heute 1 eben 1 M10. ml nderJahn ge Aus­
länder in der BRD, von denen 600 000 hier geboren wurden. 197~ qurden ca. 
26.000 Ehen geschlossen, in denen ei n Partner Deutscher undel ner Aus-
1 änder waren. Di es sind immerhi n 7 % a 11 er gesch 1 ossenen Ehen. 
Wenn nicht gerade den jungen Ausländern a) nicht die gleichen Chancen 
wie den jungen Deutschen und b) Integrationshilfen gegeben werden, so 
bleibt ihnen nicht viel anderes übrig als kriminell zu werden oder auf 
den Strich zu gehen -- von den 500 000 Gastarbeiterkindern, die gegen­
wärtig in der BRD unterrichtet werden, erreichen 2/3 nicht einmal den 
Hauptschulabschluss; jedes 3. Kind geht erst gar nicht auf die Schule. 
Ihre Perspektive : 
80% der 300 000 ausländischen Schulabgänger in den nächsten 5 Jahren, 
werden keine Lehrstelle bekommen .. Sie bilden ein Heer von Hilfsarbeitern. 
Wie wenig relevante Gruppen in der BRD bereit sind, diese Problematik 
zu erkennen und wie viele noch "Milchmädchenrechnungen" aufmachen, 
mögen die Worte des Vorstandsmitgliedes des DGB, E. Duda, dokumentieren: 
Um die deutschen Arbeitnehmer zu schützen, müssen alle gesetzliChen 
Maßnahmen genutzt werden, u111ni cht benöti gte ausl ändi sehe Arbe; tnehmer 
nach Hause zu schicken. Wenn sie nicht freiwillig gehen, müssen die 
Vorschriften, die ihre Abschiebung zulassen, oben schärfer angewandt 
werden". 
Was mögen 700 000 gewerkschaftlich organisierte Gastarbeiter dabei 
wohl gedacht haben. 

Noch keine Regierung hat ein z-uk-un-ftswets-endes-Inte-grationsprogramm 
erarbeitet - dies verdeutlichen am besten die Bildungschancen von 
Ausländerkindern. 

Das aktive und passive Wahlrecht für Ausländer die länger als 10 Jahre 
in der BRD leben (unabhängig von der Einbü~gerung), würde Politiker 
zwingen, sich mit dem Problem der Integration der Ausländer zu befassen, 
denn schließlich stellen die Ausländer dann eine relevante Wählerschaft 
dar. 
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Aufnahme von argentinischen Gefangenen 

Die Deutschen Jungdemokraten fordern die Bundesregierung auf sich 
e~ergisch für die Freilassung politischer Gefangener in Arge~tinien 
elnzusetzen. 

Die Bundesregierung hat im Zuge der Argentinien-Aktionen während 
der F ußba 11 we !tmei s terschäftClTe-)\llmäfiffie -vön 400 poT it iSchen Ge­
fangenen zugesagt. Bisher sind knapp 40 Personen in der Bundesre­
publik eingetroffen. Neben der Verzögerungen seitens der argentini­
schen Junta trägt die Bundesrepublik mit ihrem bürokratischen und 
angesichts der Lage der Gefangenen unvertretbaren Verfahren - Be­
suche und Gespräche durch Botschaftsangehörfge - in den Gefängnissen, 
zweimalige Sicherheitsüberprüfung - mit zu dem zähen Ablauf der Frei­
lassungen bei. Druck auf die argentinische Regierung und Wegfall bzw. 
Verkürzung der Sicherheitsüberprüfung könnten dieses Verfahren be­
schleunigen. 

~noSDlas Argentina 

Jungdemokraten und Menschenrechte 

10 Thesen zur Bewältigung eines Problems 

Vorbemerkung 

Ausgangspunkt für eine Politik der Jungdemokraten zur Durchsetzung.der 
Menschenrechte ist das Leverkusener Manifest: 
"Liberale Politik ist Politik zur Sicherung und Erweiterung der Freiheit 
aller Mitglieder einer Gesellschaft und zur Weiterentwicklung des Emanzipa­
tio~sp~oze~ses i~t derjenige historische Prozeß, der durch Beseitigung der 
Abh~nglgkelten elnzelner Menschen oder gesellschaftlicher Gruppen von den 
Bedlngungen der Natur oder von anderen gesellschaftlichen Gruppen ,die Ver­
wirkl~chung von Fre~he~t mö~lich macht. F~eiheit ist dabei nicht(idealistisch 
als dle (formale) Mogllchkelt der Wahl zWlschen verschiedenen Alternativen 
zu sehen, sondern materialistisch zu interpreti-eren:Fr-eit1eit ist zu defi­
nieren als die optimale und ungehinderte Möglichkeit ~er BedUrfnisbefrie­
digung. Dieser materialistische Freiheitsbegriff umfaßt den idealistischen 
und geht wesentlich über ~iesen hinaus." 

These 1 
TIelIlb~ra~er Po~it~k.ist, die Sicherung und Erweiterung der Möglichkeiten 
zur Befrledlgung lndlvldueller und gesellschaftlicher Bedürfnisse aller 
Mitglieder und Gruppen einer Gesellschaft zu gewährleisten .. Dies bein­
haltet das bewußte Vorantreibendes Emanzipationsprozesses. Die Jungdemo­
kraten betrachten die Möglichkeit, innerhalb einer Gesellschaft eine offene 
repressionsfreie und das Recht auf Irrtum ein~chließende öffentliche ' 

'Di5ktlS-sio~ über die .. gesell schaftltch!!n~:;trukturen," deren'-Entwicklungund 
Zukunft fuhren zu konnen, als unabdingbar. Sie sehen hierin die Garantie 
fü~eine ~esellschaftliche Entwicklung, mit der sich möglichst viele Mit­
glleder elner Gesellschaft identifizieren können. Dies ist unabdingbare 
Voraussetzung für das Ziel, die Bedürfnisbefriedigung möglichst vieler 
erreichen zu können. 
Der Abbau von Herrschafts- und Machtverhältrdssen erglbt sich hieraus als 
herausragendes Ziel liberaler Politik. 
Die Verteidigung von Menschenrechten ist damit ein originäres Anliegen 
eines fortschrittlichen Liberalismus. 

These 2 
Dle Menschenrechte, formal niedergelegt in der Charta der Vereinten Nationen 
vom 26.6.1945, ,der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte vom 10.12.66 
sowie in der Menschenrechtskonvention der UN vom 16.12.66 beinhalten in­
dividuelle~ soziale und demokratische Grundrechte. Es ist prinzipiell An­
spruch an Jede gesellschaftliche Real i tät, ihnen unei ngeschränkt Geltung 
zu verschaffen. 
Menschenrechte sind daher nicht in soziale, individuelle und demokratische 
Grundrechte teilbar. 

These 3 
Die hlstorische und gesellschaftliche Entwicklung der Länder in den Re-
9'ionen·derErde ist unterschiedlich; il-ies be<Hng·t um§ek-ehl"t tmterschied­
liche Prioritäten in der Auseinandersetzung um die Verwirklichung der 
Menschenrechte. 
Maßstab der Forderungen einer um ihre Rechte kämpfenden Bewegung kann da­
her nur das soziale wie individuelle Emanzipationsbedürfnis der jeweils 
aktuell Betroffenen sein. 

________________________________ r--------------------------------~1 
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Dies ergibt sich aus den gesellschaftlichen und historischen Bedingungen?; 
unter denen sie konkret leben müssen. .~ 
Es ist deshalb nicht zulässig, schlechtere Zustände in vorangegangenen ~ 
Generationen oder in anderen Ländern heranzuziehen um dem Anliegen einer1 
um di e Menschenrechte kämpfenden Bewegung entgegenzuwi rken. .~ 
Insbe~ondere ist ein internationaler oder historischer Vergleich oft- ~ 
mal s tsestandtei 1 konservativer 'Strafii!:jien .'UasAriri egen fortschrittl i chef, 
Kräfte, die auf die Verwirkl ichung der ~1enschenrechte drängen, soll ent-~ 
kräftet werden. ,,--- ~ 

So wird z.B. der Forderung nach Abschaffung der Freiheitsstrafe entgegen~ 
gehalten, daß es in anderen Ländern noch Folter und Todesstrafe gibt. .~ 
Kritik an der Verfassungswirklichkeit der BRD soll durch die Beschwörung~ 
der Formel vom "frei heitl ichs ten Staat auf deutschem Boden" begegnet wer.3 
Umgekehrt werden von den konservativen Befreiungsbewegungen z.B. in Süd-~ 
afrika moralisch verurteilt, weil ihr Befreiungskampf mit der Waffe n'ich~ 
den Menschenrechtsvorstellungen materiell relativ gesicherter Zivil isati~ 
nen entspricht. Vergleiche über die Situation völlig unterschiedlich ent:~ 
wickeltel" Gesellschaften ergeben zwangsläufig eine den realen Verhältnist 
nicht gerecht werdende Betrachtungsweise. ~ 

j 
These 4 t 
Ausgangspunkt einer konsequent radikaldemokratischen Politik muß die '" 
Gleichrangigkeit individueller und sozialer Menschenrechte sein. ~ 
Grundrechte sind demnach sowohl klassisch-bürgerliche Freiheitsrechte '" 
wie Meinungsfreiheit, Koalitionsfreiheit etc. als auch die sozialen S 
Menschenrechte wie Recht auf Arbeit, Recht auf unversehrte Umwelt und ~ 
Entwi ck 1 ung. ~ 
Die unterschiedlichen Gesellschaften setzen die Schwerpunkte unterschied4 
lich. In bürgerlich-kapitalistischen Gesellschaftssystemen werden nicht:: 
nur die bürgerlichen Freiheitsrechte einseitig hervorgehoben. Es wird ~ 
darüber hinaus versucht, den Ansatz von der Einheitlichkeit von Mensche~ 
rechten dadurch zu zerstören ,daß i ndiv.iduell e und soziale Menschenrechtl 
als einander ausschließend gegenübergestellt werden. Dies bewirkt innen-i 
politisch eine Verengung der argumentativen Ause.inandersetzung und er- 1 
schwert die Durchsetzungsmögl ichkeiten fortschrittlichen Gedankenguts. i 
Umgekehrt wi rd außenpoliti sch der Versuch unternommen, di e Menschenrecht~ 
als politische Waffe zu benutzen. ~ 
Den Gesellschaften, die ihrem Anspruch nach den sozialen Rechten den '~ 
Vorzug einräumen, wird unter Verweis auf den Mangel von bürgerlichen ~ 
Freiheiten die Verletzung der Menschenrechte vorgeworfen. 1 
Dieser Vorwurf ist zumindest formal richtig wird aber nach innen wie naci 
dazu benutzt, von der mangelnden Verwirklichung der nenschenrechte im ei~ 
Land abzulenken sowie innergesellschaftliche Feindbilder weiter zu schü~ 

J 
These 5; 
In kapltalistisch verfaßten Gesellschaften laufen Prozesse gesellschaft~ 
licher Veränderung und Entwicklung nach den Interessen und Erfordernisse~ 
der Kapitalverwertung ab. Ebenso richtet sich die Frage nach dem jeweilsl 
zu gewährenden Freiheitsspielräumen, nach den zugestandenen Rechten, nac~ 
den Interessen des Kapita+s·; ---~----
Da die Interessen des Kapitals und die der Bevölkerungsmehrheit einande~ 
entgegenstehen, ist die vollständige Durchsetzung und Geltung individueli 
und sozialer Menschenrechte in solchen Gesellschaften nicht möglich. Di~ 
Geltung von Menschenrechten und die kapitalistischen Verfaßtheit einer ~ 
Gesellschaft widersprechen einander. . 

These 6 
Maßnahmen - insbesondere öffentlich durchgeführte - gegen Menschenrechts 
verletzungen müssen berücHsichtigen, was Erklärungen, Kampagnen und Ak­
tionen im eigenen Land und in dem Land dessen Vorgänge angeprangert 
werden sollen, bewirken können. 
Dabei gilt für die Jungdemokraten, in erster Linie dort leichter die Ein­
haltung der Menschenrechte einzuklagen, wo der Einflußbereich des Verbandes 
das unmittelbare Erleben sowie die Möglichkeit der Einflußnahme des Staates, 
in dem wir leben, am größten ist: 
In der BRD und den kapitalistisch verfaßten Staaten der "westlichen Hemis­
phäre", die sich ganz besonders häufig als weltweite Hüter der Menschen­
rechte und Weltpolizisten aufspielen, ohne daß ihre eigene gesellschaft­
liche Realität mit den so formulierten Ansprüchen übereinstimmt. Durch 
die Zugehörigkeit der BRD zu diesem Teil der Welt, durch ihre zahlreichen 
Bündnisverpflichtungen aber auch -möglichkeiten in diesem westlichen Staaten­
bereich ergeben sich hier größere Eingriffs- und Durchsetzungsmöglichkeiten. 

These 7 
In den letzten Jahren haben die westlich-kapitalistischen Staaten die Aus­
einandersetzung mit Menschenrechtsverletzungen in den sozialistischen Län­
dern zu einem zentralen Punkt ihrer offiziellen Politik gemacht. Die heu­
tige Kriti k der Menschenrechtsverletzungenin den RGW-Staaten hat nach 
innen die gleiche Funktionwie der starke Anti:-:Kommunismus in den '50 
und '60er Jahren. Die herrschenden Kräfte in_der BRD beschäftigen sich 
nicht deshalb so intensiv mit Menschenrechtsverletzungen im Zusammenhang 
mit den sozialistischen Staaten, weil sie sich ernsthaft um die Demokratie 
oder die gesellschaftliche Auseinandersetzung dort Sorge machen, sie sind 
vielmehr darum bemüht, jeden gesellschaftlichen Fortschritt, der auf Be­
seitigung ungereChtfertigter und unlegitimierter gesellschaftlicher Macht 
irneigenen Lande abzielt, zu blockieren. Insbesondere wird eine solche 
Menschenrechtspolitik dann unglaubwürdig, wenn im eigenen Land Menschen­
rechte ständig verletzt werden. 

These 8 
Im Gegensatz zu dieser offiziellen Menschenrechtspolitik geht es den Jung­
demokraten al s kriti sche Jugendorgani sationdarum, die Art der Arbeit für 
Menschenrechte am Erfolg zu orientieren. Voraussetzung für einen solchen 
Erfolg ist auch, ein Klima der Entspannung und des politischen Gesprächs 
über die Systemgrenzen hinweg zu ermöglichen bzw. zu erhalten. 
Friede ist Voraussetzung für die Verwirklichung der Menschenrechte. 
Wenn wir uns für die Einhaltung der Menschenrechte in der Welt einsetzen, 
die nach un~erer überzeugung im Interesse der Verfolgten und nicht etwa im 
Interesse einer möglichst "reinen Weste". 
Deswegen heißt Klarheit im Grundsätzlichen der Bewertung und Einschätzung 
der Menschenrechte nicht notwendig auch die Notwendigkeit, ständig in allen 
Einzelfällen lautstarke Erklärungen abzugeben. 

These 9 
Auch Menschenrechtsaktivitäten systemkritischer Organisationen oder Per­
sonen können mißbraucht werden im Sinne des Feindbildes "Anti-Kommunismus". 
Für die Herrschenden wird eine Argumentation ermöglicht unter dem t~otto: 
"Jetzt haben sogar schon die erkannt, daß die sozialistischen Staaten 
Unrechtssys terne .darste 11 erl,_". D.eX: .. prjn;;:jpJeJJ,IH1QereAnsatz . so 1 cher Men­
schenrechtsaktivitäten, nämlich eben nicht ein "System" als solches zu 
diffamieren sondern die Verwirklichung der Menschenrechte in jedem Einzel­
fall einzuklagen, kann sehr leicht totgeschwiegen werden. Dies kann dazu 
führen, daß auch solche vom Ansatz her sinnvollen und vernünftigen Aktio­
nen systemkritischer Kräfte instrumentaljsiert werden und diese sich dann 
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unvorhergesehen Reihe in Reihe mit professionellen Anti-Kommunisten 
wiederfinden können. 
Wenn darauf geachtet wird, daß Menschenrechtsverletzungen apriori 
nichts mit Sozialismus zu tun haben, sondern, daß Linke sich von ihrem 
Anspruch her gegen Menschenrechts-Verletzungen wenden müssen, kann dem 
Anti-Kommunismus viel Wind aus den Segeln genommen werden. Die Jungde­
mukr'dten dcnteni n jeder Si tU'at! ondaraUf;"da$'Si e bei ei (Ief sol ehen 
Einschätzung und Bewertung stets von ihrer eigenen Definition über das, 
was Anti -Kommunismus bedeutet.· ausgehen und s·i chdabei nkht von 
interessierten Organisationen deren Definition aufzwingen lassen. 

These 10 
Dlese Elnschätzung bedeutet für Jungdemokraten: 
Aktionen zu Menschenrechtsverletzungen in real sozialistischen Staaten 
erscheinen prinzipiell als politisch denkbar und sinnvoll. Es besteht 
aber die Möglichkeit, daß solche Aktivitäten den Antikommunismus 
können, damit fragwürdig sind und deshalb mehr schaden als nützen. 
Dies bedeutet aber nicht, prinzipiell zu schweigen, sondern beinhaltet 
auch die Möglichkeit, positive Alternativen zu bestenenden real sozia­
listischen Systemen aufzuzeigen. 
Di e Entscheidung hi erüber ist jeweil s im Ei nze lfall zu treffen. 
Allgemeingültige Kriterien, die auf alle Fälle zutreffen und schemati 
Entscheidungen ermöglichen, gibt es für Jungdemokraten nicht. Vielmehr 
ist in jedem konkreten Einzelfall die gesellschaftliche Auswirkung bei 
uns als auch die Einwirkung auf die Situation der Betroffenen selbst zu 
berücksichtigen. Unter Einbeziehung dieser Kriterien getroffene 
dungen sind Entscheidungen über aktuelle. politi sehe Fragen, wie sie 
Verband tagtäglich durch Mehrheitsentscheidungen herbeiführt. Sie haben 
keinen herausragenden und grundsätzlichen Charakter über den Kurs des 
Verbandes. 

Es muß vielmehr möglich sein, über solche Fragen wie über viele andere 
rational zu diskutieren und zu Ergebnissen zu kommen, die die gerne; 
politische Grundhaltung aller Mitglieder des Verbandes nicht in Frage 
stellen sondern eine weitere konstruktive Zusammenarbeit der in diesem 
Punkt streitenden Mitg1 ieder zu ermöglichen. 
Insbesondere beweist sich an der Entscheidung über eine solche Frage 
nicht mehr, wer ein "guter" oder "schlechter" Jungdemokrat ist, ein 
"Rechter" oder "Linker". 

Jungdemokraten und Alternativbewegung 
--------------------------------------

Unsere Arbeitskreise und Projektgruppen beauftragen wir, sich mit dem 
Thema "Alternativen" auseinanderzusetzen. Zur Bundesdelegiertenkonferenz 
1981 woll en wi r einen entsprechenden Beri cht dazu vorlegen. 

1. Ja zur Wirklichkeit und ihrer Verbesserung nicht nur durch immer neue 
Ideen, sondern auch durch die Prakizierung einer teilweise anderen Wirk-
1 i chkei t. Wi I' erkennen das Bemühen an, A lternati yen auf die Füße zu ste 1-
1en, was sich in seiner Vielfalt und vielfältigen Beteiligung zu einer 
Bewegung ausgewachsen hat. . 

Da in dieser Bewegung Dezentralismus, Arbeit an der Basis, Selbstver­
wirklichung und praktische Verwirklichung von Demokratie und Persön-
1 i chkeitsrechten "von unten" eine große Ro 11 espie 1 en ,sehen wir uns 
als dieser Bewegung "nahestehend" an. . 

3; Wir haben als bereits organisierter und "etablierter" politischer 
Jugendverband die Mög1ichkeit,einen politischen (insbesondere par­
teipo1itischen)Arm der Alternativbewegungdarzustellen und wöllen so 
auch handeln. 

Darüberhinaus wollen wir selbst uns bemühen, ein Teil der Alternativ­
bewegung zu werden, indem, wir unsere Mi tg1 i edel' auffordern, selbst 
an die Praktizierung von Alternativen (aHernatTve Leliens';und Wirt­
schaftsformen, Landbau, Verkehrsmittel, Schulformen, ökologiebewußt-
sein ... ) zu denken. 

5. Wi r wi ssen, daß Zusammenhänge .und Ursachen der Al ternati vbewegung 
untersucht werden müssen. 

----------------------------~------------------------------25 ---
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unvorhergesehen Rei he in Rei he mit profess i one 11 en Anti -Kommuni s ten 
wiederfinden können. 
W~nn dar~uf ge~ch~et wird, daß Menschenrechtsverletzungen a prior; 
nl chts mlt SOZla 11 smus zu tun haben, sondern, daß Linke sich vohi hrem 
Anspruch her gegen Menschenrechts-Verletzungen wenden müssen· kann dem 
Anti-Kommunismus.vi~l Wind.aus ~en Segeln genommen werden. Die Jungde­
m?k:"lt~n achten 111 Jeder Sltuatlün dar'auf,daßsieÖe-r'efiiersörChen 
Elnschatzung und Bewertung stets von ihrer eigenen Definition über das 
was Anti-Kommunismus bedeutet ,ausgehen und sich dabeinlch·tvon:aflder~n 
interessierten Organisationen deren Definition aufzwingen lassi!n. 

These 10 
Dlese Elnschätzung bedeutet für Jungdemokraten: 
Aktionen zu Menschenrechtsverletzungen in real sozialistischen Staaten 
erscheinen prinzipiell als politisch denkbar und sinnvoll. Esbes'teht 
aber die Möglichkeit, daß solche Aktivitäten den Antikommunlsmus!Jestffrken 
k?nnen. damit fragwürdig si nd und deshalb mehr schaden al snüf;zen. 
Dl es bedeutet aber ni cht, pri nzi pi e 11 zu schwei gen, sondern. beinhalteT­
auch die Möglichkeit, positive Alternativen zu bestehenClen~eal:-'soii~~ 
listischen Systemen aufzuzeigen. . ".-. " -
Die Entscheidung hierüber ist jeweilsimEinzelfallzutreffen. 
Allgemeingültige Kriterien, die auf alle Fälle zutreffeH.llndschematJsche 
Entscheidungen ermöglichen, gibt es für Jungdemokraten nicht. Vielmehr 
ist in jedem konkreten Einzelfall die gesellschaftliche Auswirkur;l!Lbei 
uns als auch die Einwirkung auf die Situation der Befroffen~nselbst zu . 
berücksichtigen. Unter Einbeziehung dieser Kriterien getroffene Entschei­
dungen sind Entschei dungen über aktue He po litisCheF:ragen~:,wi~ 's-ie ... det 
Ve~band tagtägl i ch durch Mehrhei tsentschei dungen herbeiführt •. Siehaben 
kelnen herausragenden und grundsätzlichen Charakter über den Ku)"s des 
Verbandes. 

Es muß vielmehr möglich sein, über solche Fragen wie über viele andere 
rat~ o~a 1 zu di skuti eren und zu Ergebni ssen zukommen ,die- die':-gemei1\same 
po 11 tl sehe Grundhaltung aller Mitgl i eder des Verbandes nichtUrFrage 
stellen sondern eine weitere konstruktive Zusammenarbeit der in"dies.em 
Punkt streitenden Mitglieder zu ermögl ichen. .. .... .... . .•. 
I~sbesondere beweist sich an der Entscheidung über eine solche Frage dann 
nl cht mehr, wer ei n "guter" oder "schlechter" Jungdemokrat i st,.ei n 
"Rechter" oder "Linker". . 

Jungdemokraten und Alternativbewegung 

Unsere Arbeitskreise und Projektgruppen beauftragen wir, sich mit dem 
. Thema "Alternativen" auseinanderzusetzen. Zur Bundesdelegiertenkonferenz 

1981 wo 11 cn wi:" ei nen entsprechenden Bericht dazu vorl egen. 

1. Ja zur Wirklichkeit und ihrer Verbesserung nicht nur durch immer neue 
Ideen, sondern auch durchdiePrakizierung einer teilweise. anderen Wirk­
lichkeit. Wir erkennen das Bemühen an, Alternativen auf die Füße zu stel­
len, was sich in seiner Vielfalt und vielfältigen Beteiligung zu einer 
Bewegung ausgewachsen hat. 

2. Da in dieser' Bewegung Dezentral ismus, Arbeit an der Basis. Selbstver­
wirklichung und praktische Verwirklichung von Demokratie und Persön-
1 ichkeitsrechten "von unten" eine große Rolle spielen, sehen wir uns 
als dieser Bewegung "nahestehend" an. 

3. Wir haben als bereits organis-;erterund "etablierter" politischer 
Jugendverband die Möglichkeit, einen politisdfen (insbesönMre par­
teipolitischen)Arm der Alternativbewegullg darzustellen und wollen so 
auch handeln. 

4. Darüberhinaus wollen wir selbst uns bemühen, ein Teil der Alternativ­
bewegung zu werden, inde.mwirunsere Mtt9.1i e(teL"~~ffo.rdern!cs~lbst 
an die Praktizierung von Alternativen (alternative Lebens- undWirt­
schaftsformen, Landbau, Verkehrsmittel, Schulformen, ökologiebewußt­
sein ... ) zu denken. 

5. Wir wissen, daß Zusammenhänge und Ursachen der Alternativbewegung 
untersucht werden müssen. 
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Forderungen zum Chemikaliengesetz UmWeltl WjrIlrJ,4f1{f1< ______ ________ __ ____ _____ _______ __ • 8i:': 

Auf der Erde werden z. Zt. 500 000 vers chi edene Chemi ka 1 i en gehandelt und~l 
vennarktet. In Europa kommen jährlich 5000 neue Chemikalien hinzu in der ..• :.· ... • .. ".1 

BRD ~oo : 1000: Die BRD hat auf der Welt die höchste Pro-Kopf'-Produktion vonj 
Chem1 ~a 11 en. E1 ~e gesetzl i ~he Regelung wi rd also dri ngend notwendig, da wi r :· .•. ?;.tl 
uns e1ner anste1genden tox1schen Gesamtsituation gegenübersehen. Sie hat 
fo 1 gende Gründe: 1~1 
1. Die zUj'jehmende Innovationsrate der chemischen Indüstri"e-"'führt"-"ue-rzeit 

zu ständig steigenden Gesundheits- und Lebensgefährdungen für die Umwelt. 
2. Bi sheri ge Umweltschutzmaßnahmen wurden auT der 1 egisl ativenVerwa ltungs­

ebene erst dann ergriffen, wenn der eine oder andere Stoff oder bestimmte 
Produktgruppen leidvollen aktuellen Anlaß gaben. 

3. Bis~er.lag d~r Schwerpunkt auf der Beseitigung von Schadstoffen, deren 
~chadl1che W1rkungen bekannt sind, nicht so sehr auf einer Risikominderung 
lnsgesamt. 

4. Die bisherigen gesetzlichen Regelungen für einzelne Schadstoffe sind 
mediengebunden (Wasser, Boden, Luft). Was aber fehlt ist eine umfassende 
Berücksichtigung all ihrer Gesundheit,.. und Umweltaspekte innerhalb des 
gesamten ökologischen Kreislaufs, angefangen von der Produktlonbis zur 
Abfallbeseitigung und zur Anreicherung von chemischen Stoffen in. Pflanzen, 
Tieren und Menschen. 

5. Di~ indu~tri~ll~ Kap~zität zu~ Entwl~klung neuer Stoffe überstelgt bei 
we1tem d1e Mogl1chke1ten der 1ndustrlellen und wissenschaftlichen Institu­
tionen, die das gesundheitsgefährdende Potential solcher chemisChen Sub­
stanzen bestimmen können. Äußeres Anzeichen dieser Entwicklung ist die 
sehr rasch anwachsende Zal11 krebserzeugender Stoffe,dieln der.MAK:-Wert­
liste (maximale Arbeitsplatzkonzentration) der DeutschEm Forschungsgemein­
schaft nach ausführlicher Prüfung aufgenommen wurden. 

Die DJD begrüßen daher, daß der Bundestag sich mit einem Umweltchemikalien­
Gesetz beschäftigt. Der vorliegende Entwurf ist jedoch aus folgenden Gründen 
als unzureichend anzusehen: 
1. Bereits in Verkehr befi ndl i che Stoffe werden unter normalen Ums.tänden 

nicht staatlich überprüft, sondern e~st bei "tatsächlichen Anhalspunkten" 
für ihre Schädlichkeit. 

2. Auch neue Stoffe müssen vom Hersteller nur "angemeldet" werden. 
Wenn sie nach 30 Tagen nicht überprüft wurden, weil vielleicht die Auf­
sicht überlastet war, darf der Hersteller diese als ungefährlich auf 
den Markt bringen. 

3. überprüft werden soll ein Stoff ohnehin erst ab einer Produktion von 
1000 t/Jahr (zum Vergleich: Contergan weniger als 1 t/Jahr) Die Produk­
tionsmenge brauch nur alle 3 Jahre gemeldet werden. 

4. Verbote und Beschränkungen der Produktion von chemischen Stoffen gelten 
durch Verwaltungsbehörden ausgesprochen nur 3 ~lonate, durchiRechtsver­
ordnung der Bundesregierung sechs Monate und erst nach Zustimmung des 
Bundesrates endgülti g. . .. 

5. Ober die Veröffentlichung der Prüfdaten, für die sich die Bevölkerung 
aus ihrem urei genstenLebensi nteressenheraus viel·l.@.icht .. ;j.n:Wr.~ss.ieren 
~ön~te, enthält das Gesetz keine Bestimmungen. Ursprünglithwar sogar 
10 alteren Entwürfen vorgesehen, die Prüfungsergebnisse geheiinzuhalten. 
Erst nach Protesten auch der IG Chemie und des BBU flog diese Bestimmung 
raus. 

6. Arbeits krankheiten sollen nach dem Gesetz wohl von Gesundheitsmi ni ste­
ri um regi 5 tri ert werden. Es besteht aber kei ne Pfl i cht sie zume 1 den. 

.,. 
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7. Verstöße gegen das Gesetz sollen den übeltäter höchstens 50 000 ~'1 kosten. 
Soviel gibt der Bayer-Konzern wohl für seine Sportvereine in einer Woche 
aus, warum also nicht auch für das eine oder andere gewinnträchtige Gift. 

8. Das Gesetz wird den Arbeitsschutzbestimmungen im Chemiebereich nicht gerecht, 
da es diesbezüglich ungenügende Forderungen enthält. 

Umweltchemikalien begegnen uns mittlerweile in allen Lebensbereichen. 
Am Arbeitsplatz, in Nahrungsmitteln, in Haushalts- und Gebrauchsgegenständen, 
durch Luft- und Wasserverschmutzung, wie auch als Risikopotential von Chemie­
anlagen. 
Bisher gibt es 63 000 Chemikalien, jährlich kommen ca. 500 neue Stoffe dazu. 
Nur wenige Stoffe sind auf ihre Gefährlichkeit für Umwelt und Gesundheit un­
tersucht worden. In der Bundesrepublik gibt es eine einzigartige gesetzliche 
Lücke für den Bereich der Chemikalien, in einem Land, das die höchste Pro­
Kopf-Dichte an Chemieanlagen in der ganzen Welt hat. 
Ein wirksames Umweltchemikaliengesetz ist daher die dringendste Forderung. 
Dieses Gesetz muß mindestens folgende Bedingungen erfüllen: 

Alle Stoffe, auch die bereits eXistierenden •. müssen auf ihre Umweltver-
trägl ichkeit untersucht werden.. ... ... . . 

- Sobald ein Stoff den Verdacht auf Gesundh.eüsgefährdung erregt, mu(3 .... 
die Herstellung und der Vertrieb einer sOlchen Chemikalie verboten werden. 

- Der Umfang der Prüfungen ist nicht von der Menge des Stoffes, sondern von 
dem möglichen Gefährdungspotentialabhängigzumachen. 

_ Verbesserungen der Testverfahren. Prüfung der Ökotox i zität (Umwe ltverträg­
lichkeit) von Substanzen nicht an einzelnen Organismen (z.B. Mäuse, Bienen), 
sonern an zusammenhängenden· öko-Systemen:.z·.·g.,."Niillrungsketten. 

_ Neue Chemikalien sind nicht nur anzumelden, sondern müssen vor der Ver­
marktung eine unabhängige Gegenprüfung durchhalten. 

- Die Prüfungsergebnisse eines Stoffes müsSen derUffentlichkeit zugänglich 
sein. 

- Betreiber von chemischen Anlagen sind verpflichtet,Katastrophenschutzpläne 
zu erstellen und zu veröffentlichen. 

Das Ri s i kopotenti al von Chemi ean 1 agen ist .weit größer, als es den vorhandenen 
Si cherheitsstandart entspri cht. Zahl rei che Unfäll e in chemi schen Betri eben 
belegen diese Situation. Daher sind : 
_ die Meldepflicht von Störfällen in Chemieanlagen rechtlich zu verankern 
_ für alle chemischen Anlagen, die mit giftigen und umweltgefährdenden 

Substanzen umgehen, umfassende Risikoanalysen zu erstellen 
_ die Emission durch chemische Anlagen einer strengen und genauen Kontrolle 

zu unterzi ehen 
Transporte von gefährlichen Stoffen sind auf die Schiene zu verlagern 

_ chemische Stoffe, alte und neue, werden zusätzlich auf Wechselwirkungen 
in Zusammenhang mit anderen chemischen Stoffen untersucht 

_ Unterstellung der Werksfeuerwehren unter die öffentliche Feuerwehr 
Eine besondere Gefährdung für die Umwelt stellen die Fluorchlorkohlenwasser­
stoff dar. Sie zerstören in einem erhöhten Maße die Ozonschicht um die Erde. 

.. Spracydcsen· mit. umwe 1 tzerstö~enden.Jreib.g.asensind.~z>Lverb.ie..ten, 
_ Wir fordern die Aufnahme aller als gefährliCh erkannten Stoffe in die 

"Technische Anweisung Luft" (TA-Luft) mit Grenzwerten, die einen effektiven 
Schutz der Menschen, der Tiere und der Pflanzen gewährleisten und dem je­
weiligen Stand der Forschung angepaßt werden. 

--------------------------------------------"----~--------~~~------------------------------------------------------------;~ 
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- Die Auswirkungen von chemischen Giften auf den menschlichen Körper 
erfolgen oft erst langfristig und sind deshalb schwer zu erkennen. 
Wir fordern deshalb die Einrichtung eines Krebs- und Leukämie-Katasters 
und eine Meldepflicht für alle Arbeitskrankheiten. 

In der Bundesrepublik gibt es erst seit 1972 ein Abfallbeseitigungsgesetz. 
In all den Jahren Davor ist der ChemiemHll Gft~"nicht,'.s*~~ß-,b~se4,ti.,gt 
worden. Es steht zu befürchten, daß mehrere 100 000 t Giftmüll auf wilden 
Müll ha 1 den vergraben wurden. Wi r forderndi e.lü.c.kenlose UntersMchung aller 
früheren Ablagerungen und die sofortige Verbringung des Giftmülls in Son­
derdeponien. 

Erleb _0_: HoUywood aktuell . 

Die Deutschen Jungdemokraten fordern, daß die bislang noch 
auf verschiedene Ministerien verteilten Zuständigkeiten für 
den Umwe 1 t- und Na turschutz .. in einem Res.s.ort .. zusJUlll1lengeJg.llL~"",; ........ . 
werden. 

Die Deutschen Jungdemokraten setzen sich für sofortige Haßnahmen zur Beseiti­
gung der schwerwiegenden Umweltbelastungen durch Blei und Cadmium im Raum 
Oker/Harlingerode am Nordharzrand ein. Die vorliegenden Meßergebnisse, ins­
besondere des schwermeta 11 be 1 asteten Erdbodens •. sowie die Auswertung di eser 
Ergebnisse durch das Institut für angewandte ökologie in Freiburg zeigen 
eine Gefährdung der Bürger in dem betroffenen Gebiet auf, die vor allem 
bei Kindern festgestellt worden ist. 

Aufgrund des derzeitigen Kenntnisstandes ergeben sich für die Jungdemokraten 
folgende Forderungen: 
1. Die Preussag AG als Hauptverursacher der Schwermetallbelastungen muß 

gegenwärti 9 und zukünfti g die Ei nha 1 tung a11 erRi cht-. und Grenzwerte 
der Schwermetallmissionen gewährleisten; andernfalls ist .die Sch1 ießung 
des Betriebes vorzunehmen. 

2. Aufgrund der über a lle ~laßen hohen Sch~lermeta 11 konzentrationen im Staub­
niederschlag wie am Boden ist es nicht mehr zu verantworten, im Belastungs­
gebiet Land~lirtschaftzubetreiben • Jede.landwirtschaftliche Nutzung des 
Belastungsgebietes hat auf jetzt noch nichtabs.ehbare Zeit zu unterbleiben, 
sei es im landwirtschaftlichen Betrieben oder in Kleingärten. Den Land­
wirten ist ein entsprechender Ausgleich zu gewähren. 

3 . Die gefährdeten Bürger ,i nsbesondereFainHien-mit Ki lidern, so llten in 
unbelastete Gebiete umsiedeln, um ihre Gesundheit nicht weiter zu gefährden. 
Di e ermitte lten Bl utb 1 eiwerte .der biS l.ang._.Unter5ucbtenßeyölkerungstei 1 e 
weisen ausnahmslos einen überhöhten Anteil von Blei aus. 

4. Wir fordern den ni edersächsi sehen ~()zi almi n.i~terHermann. Schni pkowei t 
auf, von sei nem Amt zurückzutreten, da er na'ch' ei ner . unkri ti sehen Ver­
öffentl i chung der vor1i egenden t·leßergebni sse sei nes Mi ni ster; ums im 
1 etzten Jahr geei gnete Sofortmaßnahmenzur Beseitigung der Schwermeta 11-
belastungen vermissen 1 ieß. Während' der Vorschlag eines Modellversuchs 
zur Verbesserung des Umweltschutzes in Gos1ar durch den Bundesinnen­
minister Gerhart Baum im letzten Jahr von Schnipkoweit nicht angenommen 
wurde, sind di e jetzt von ihm vorgeschl agenen tlaßnahmen und fi nanzi e 11 en 
Unterstützungen der betroffenen Bevölkerung hur auf den Druck der öffent­
lichkeit zustande gekommen. 

Die Jungdemokrilten fordern darüber hinaus, daß der Gedanke der Vorbeugung 
überall in der BRD stärker zur Geltung kommen muß als bisher. Eine konse­
quente Berücksichtigung des Umweltschutzes verhütetteure SanierungsmaB­
nahmen, wie sie jetzt in Oker und Harlingerode notwendigsind,und ist 
gleichzeitig die beste Voraussetzung für die Sicherheit der natürlichen 
Lebensgrundlagen und für die Verbesserung der Lebensbedingungen aller 
Bürger. 

29-
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Ladenschlußzeiten 

Die Deutschen Jungdemokraten fordern: 
Keine Verlängerung des Ladenschluß! Sie wenden sich gegen ,eine wie auch immer 
geartete Verlängerung der Ladenschlußzeiten und sind nicht gewillt, sich an 
die Seite derer innerhalb der F.D.P. zu stellen, die damit auf Kosten von 
Arbeitnehmern "liberale" Politik betreiben wollen. 

Seit der Verabschiedung des Ladenschtußgesetzes vOll 1956 hat sieh i'ürden 
Verbraucher die zur Verfügung stehende Einkaufszeit laufend verlängert. 
1956 bestand di e 48 Stunden \~oche. Ihr steht heute ei.e 40 Stunden Woche 
gegenüber. 

FUr im Einzelhandel beschäftigte Arbeitnehmer besteht noch ininiern'iCht 
die 5 Tage Woche. Sie müssen immer noch an 6 Tagen in der Woche arbeiten. 
Vor 19 Uhr kommt kaum einer aus dem Geschäft. Durch solche Arbeitszeiten 
entsteht eine heikle Freizeitsituation. Die Freizeit verschiebt sich in 
die Abend- und Nachtstunden, ~Ias nicht nur aus gesundheitspo1ftiscf1en 
Aspekten her zumindest bedenklich ist. Politische Arbeit ist unter den 
jetzigen Bedingungen schon schwer genug. Unmöglichwäre aber politische 
Arbeit, wollte man die Ladens,chlußz:eitenverlängern:' , 
Das Ladenschlußgesetz hat einen ganz klaren sozialen $,chl,ltzaufl;r:ag. Es 
wäre fatal, wollte man das'Gesetz,abS€haffen."D\H'Gh-Tarim~tr.:äga",.dje, 
dann zwangs 1 äLifig abgeschlossen-werden-mü!3ten,-kann-man, d~e,Scl:lu,tzfunktion 
des Gesetzes ni cht ersetzen. Denn: Tarffverträge dürfen kei'ne Strafbe­
stimmungen enthalten, und einnichtorganisierte,rkaonslC;h 
jederzeit der Verpflichtung auf Einhaltung des entziehen. 
Eine Aufhebung des Gesetzes wurde schl icht und en, Biickschritt 
bedeuten! 
Das bischen Wettbewerb was im Einzelhandel noch besteht, wird durch die 
Ladenschlußzeiten erh,alten. Eine Aufhebung wü",da,t~t~iiiü"nd Konzerne 
gegeniiber kleinen Einzelhandelsunternehmen bevorte'Uen: A'Heind'ie Konzerne 
sind in der Lage die finanziellen Mittel auf~u~rfngen:tIm diEferforderlichen 
neuen Arbeitsplätze zu schaffen, oderdie,eI'ft&~IT~Pe:rsonalkosten, 
zu tragen. Als Folge dieser vermeintlichen "verbraucrre-rfeind'1'ichen libe­
ralisierung" des Ladenschlußgesetzes stünde uns Me Aufhebung des Restes 
an Wettbewerb im Einzelhandel bevor, was ein absolll,tes Prefs':" und- und 
Qualitätsdiktat zur Folge haben würde. 
Die Einführung eines Schichtsystems im Einzelhandel,daß:be,;,;ALifhebung 
unumgänglich wäre, muß eine Illusion bleiben. Erhebungen haben ergeben, 
daß tei 1 zeitarbeitswill i ge Hausfrauen fast nur in den;v,er:k.caufsschwac::hen 
Vormittags stunden tätig sein wollen, nicht aber am Nachmit1;ag;qder am 
Abend. 1975 erklärten sich nun 0,4% von 14311 al"beitslosen{rauenbereit, 
eventuell auch abends zu arbeiten. Eine weitere,~~.l,g~~s...Sifl~:pt~..üufs 
wäre z. B., daß Putzfrauen und anderes Persona lnoG;h "~ibis fSn.;d,laJla,cbt­
stunden hinein beschäftigt werden müßten. Eine MengeN.onf,t\rbe.1Js$;chutz­
gesetzen würden berührt und in Frage gestellt. Ein Sc"ichtsystelj'\ ist 
vielmehr auch grundsätzlich abzulehnen. Ergaben doch zahlreiche Unter­
suchungen, daß Schichtarbeiterjinnen überdurchschnittlich hoch gesund­
heitlich belastet sind. 

Verkaufen ist Schwerarbeit. Schlechte klimatische Bedingungen. 
Den' ganzen Tag stehen und dazu fortwährendes Arbeiten bei künstlichem Licht 
belastet die Gesundheit erheblich. Trotz aller dieser widrigen Arbeitsbe~ 
dingungen wird aber von dem Verkaufspersonal verlangt, daß sie immer freund­
lich und zuvorkommend bedienen und beraten. Eine qualitativ gute Beratung 
wäre bei einer Verlängerung dieser Arbeitszeit am Abend und langfristig am 
ganzen Tag nicht mehr möglich. 

75% aller im Einzelhandel beschäftigten sind Frauen, die durch ihre 
festgefügte Rolle zusätzlich durch Haushalt und Familie belastet werden. 
Will man nicht Bedingungen schaffen, die eine Belastung der Frau in ihrer 
Rolle noch weiter erschweren, ihnen praktisch keine Freizeit mehr läßt 
und von daher auch keine Zeit und Möglichkeit sich ihrer objektiven Rolle 
in dieser Gesellschaft bewußt zu'werden, kann man nicht für ,eine Verlänge­
rung der Ladenschlußzeiten stimmen. 

Verlängerte Schlußzeiten können nicht dazu beitragen die sog. Rush-hour 
zu beseitigen. Die Begriffe haben abs'olutkeinen ,Zusammenhang, zueinander. 
Die Rush-hour bewegt sich'n;cht {Ti deF!elezwiscneri'f!r.'3b Uhr und 1.9.00 
Uhr ,sondern zwi schen 16. 00 uncr-17.oo'tthr;'Auch;;n'd~rrl;ämlern'die kei ne 
vergl ei chbare Ladenschl ußzei tenregel ung haben' gfl:it'e~'~eine,'Rustr-lIour:;--' 
Die Rush-hour entsteht dadurch, daß durchweg motöi"i.s;erteArbeitrlehmet 
nach Dienstschluß nach Hause aber nicht Einkaufen fahren. 

Um wirklich verbraucherorientierte Politik zu machen ,fordern die Jung~ 
demokraten die Ausweitung, der Einkaufszeit durch eine generelle Arbeits-
zei tverkürzung auf 35 Stunden-Tn'derWoche ~-'-'--'-'~-'--------

Jedem Arbeitnehmer ist ein frei~rNachmitta~,in der Woche zu ermöglichen, 
der auch zum Einkauf genutzt werden kann~ Parallel fördern die Jungdemo­
kraten die ersatzlose Streichung des langen Samstags. 

Di e immer wi eder vorgebrachte Ben ~lirminn:-ii'Prrn~'Y'ü5l;rn;sm~'tn1mri-tJ!'"fr----lI-':"':;:';:';":--- ----
würden zur Belebung von Innenstädten tragen, st ganz einfach falsch. 
Eine seit Jahren verfehlte Strukturpolitik in den Städten verbunden mit 
Spekulantentum, der die Bewohner von Innenstädten zu Gun.sten von rein 
gewerblich benutzten Wohnungen verdrängte sind die Ursachen für tote 
Innenstädte. Da würde auch kein verlängerter Ladenschluß etwas ändern. Zeichnung: Deutsch •• AlIg.,.I~ Sonntag.blatt I Schr.ln., 
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Aussperrung 
Die Deutschen Jungdemokraten unterstützen die Forderung des DGB nach einem 
gesetzlichen Verbot der Aussperrung von Arbeitnehmern bei Arbeitskämpfen. 

Das BAG wird aufgefordert, die Rechtslage im Sinne von Satz 1 zu klären 
im Falle eines anderslautenden Urteiles des BAG ist die F.D.P. aufgefordert, 
in der kommenden Legislaturperiode die hierfür notwendigen gesetzlichen Ini­
tiativen mit zu tragen. 

Die DJD verwerfen die zur Legitimation der Aussperrung verwandte Gletchge­
wichtsthese von Kapital und Arbeit; denn ihre Verfechter haben nicht aufzu­
zeigen vermocht, durch etwa welche gesetzlichen Regelungen oder gewerkschaft­
lichen Erfolge sich das Verhältnis zwischen Kapital und Arbeit so grundsätz­
lich geändert hätte, daß 
- die Verteilung der sozialen Chancen 
- die materielle Ausgewogenheit der Entfaltungschancen 
- die Verteilung gesellschaftlicher Einflußmöglichkeiten auf die Gestaltung 

der Arbeits- und Wirtschaftsbedingungen 
als gleichgewichtig betrachtet werden kann. 
Die Aufrechterhaltung der Aussperrung als legales r,littel des ArbeitskampJes 
schafft und erhält vielmehr den Arbeitgebern eine grundsätzlicheOberparität. 
Dies ergibt sich nicht nur 
- aus dem Privatei gentum an Produktionsmitte 1 n. . 
- aus der i.d.R. stärkeren Finanzkraft der Unternehmer gegenüber den 

Streikklassen der Gewerkschaften , 
- aus der gegenseitigen (auch multinationalen) Unterstützung der Unternehmen sowie 
- aus der durch Arbeitskampfklauseln eingeschränkten Lieferpfl icht der Unternehmen 
sondern auch 

aus der arbeitsrechtl i ehen Rechtssprechung, die bei Arbeitskämpfenim Hinbl i ck 
auf die abhängig Beschäftigten, den Arbeitgebern von TeHen seiner arbeits­
vertraglichen Pflichten entbindet. Das gleiche gilt aüch gegenüber den Mit-
gl iedern des Unternehmens bzw. anderer Unternehmen ,die aneinemStreik ni cht 
bete; 1 i gt sind. Di es kann nach herrschender ~leinung'Uber diet1~:hre des Betri ebs­
risikos und der Anwendung des § 615 BGB zur Ablehnung der Arbelt durch den 
Arbeitgeber fUhren, ohne daß er 'damit in Annahmeverzug kommt, d.h. Lohn zahlen 
muß. 

Das Verbot der Aussperrung schafft damit erst einen -,we~nauch nur b~dingten -
Zustand der Kampfpari tät zwi sehen Arbeitnehmern und Arbeltg,ebern . Bedl ngt d~sha 1 b, 
weil in Tarifauseinandersetzungen nominale, Lohnerhi:ihungen zu Beginn der Tanf­
periode (exante) erkämpft werden, reale Lohnsteigerungsraten werden hin~egen. 
später (expost) nach Maßgabe seitens der Unternehmer durchsetzbarer Prelsstelge­
rungen zugestanden! 

Die Aussperrung ist zwar ein Abwehrmittel , das sich fast imme~ def~nsiv gegen 
Aktionen der Arbeiterbewegung ri chtet, aber deren Roll e muß hl ston sch, heute 
und auf absehbare Zkunft notwendig offensiv sein. Eine soziale Verbesserung 
kann nur dann erreicht werden, wenn sie verlangt wird und die Mittel zur Durch~ 
setzung riskiert werden. 

Abschaffung des Güterfernverkehrs 

Der Transport von Gütern richtet sich in der BRD nach den typischen Kri­
terien unserer kapitalistischen Wirtschaftsordnung. D.h. Unternehmen, die 
Güter transportieren lassen, wählen das Verkehrsmittel, das betriebswirt­
schaftlieh für sie am günstigsten ist. (Senkung der betriebswirtschaft-
1 i ehen Kosten = Erhöhung der Gewi nnerwartung). Legt man nur betriebs-
wi rtschaftli ehe Kriteri en zu Grunde schnei det bei ei nem Vergl ei eh zwi sehen 
LD~J und DB der Transport per LKW in vielen Fällen günstiger ab. Dies 
liegt insbesondere daran, daß beim LKW-Transport die An- ,bzw. Abfahrt 
zum Bahnhof, und vor allen Dingen daß Umladen von einem Transportträger 
auf den anderen entfäll t.( Darüberhi naus würde di eses Uml aden ,auch ei ne 
Verteuerung der Materi al verpackung mit si eh bringen): Durch d; eses, am 
privatem Profit orientierte Verhalten der 'Auftraggeber' haben sich im 
Bereich des Güterfernverkehrs Strukturen herausgebildet, nach denen Güter, 
die schnell und rationell umladbar sind (MassengUter, wie z.B. Kohle, 
Erz etc.) i .d.R. mit der Bahn oder mit dem Schiff transportiert \~erden, 
Güter, die nicht so rationell umzuladen sind, werden mit dem LKI~ trans­
portiert. Daraus ergibt sich für UmWelt und Volkswirtschaftfolgende 
Konsequenz: 
1. Der Transport von Gütern durch LKWS trägt einen hohen Anteil an der 

Umweltbelastung durch Lärm und Abgase. Dies erfordertz.B. den ver­
stärkten Bau von Lärmschutzwällen an Autobahnen. Dies bedeutet aber 
auch zum Tei 1 ei ne durch Um~le 1 tschutzmaßnahmen ni cht zu beseiti gende 
Bel äs ti gung und (insbesondereim'B'allungsgebietRufitgebietjgesundhei t­
liehe Gefährdung der Bevölkerung. 

2. In Ba 11 ungsgebi eten, insbesondereill1 Ruhrgebiet di ente und d,; ent der 
LKW-Verkehr als Rechtfertigung und Legitimation fUr ,den Bau neuer 
Autobahnen. 

3. Es entstehen hohe volkswirtschaftliche Kosten durch die Beseitigung 
von Straßenschäden (Spurri llen) und durch Neubaumaßnahmen bei Auto­
bahnen. 

4. Die für den LKW-Transport einzusetzende Energie ist im Vergleich mit 
Bahn und Schiff um ein vielfaches höher. 

5. Die im Bereich des Individualverkehrs ohnehin schon unerträglich hohe 
Unfallziffer, wird durch den Transport von Gütern durch LKWs erhöht, 

Die durch den Gütertransport per LKW verursachten Schäden werden durch 
hohe Lei~tungen der öffentlichen Hand wieder ausgeglichen. Und dies 
ni cht zul etzt, um über Kri senerschei nu.ngen der kapita 1 i s ti sehen ~Ji rt~ 
schaftsordnung hinwegzukommen. öffentliche Aufträge fUr Autobahnneubauten 
und -ausbesserungen, sowie für Lärmschutzmaßnahmen etc. werden erteilt, 
um in der Bauindustrie Gewinne und Gewinnerwartungen abzusichern. Ver­
besserungen im Angebot und beim Preis der Bahn werden ebenso unterlassen, 
wie generelle Einschränkungen des LKW-Fernverkehrs, nicht zuletzt, um 

. privaten Spedi ti silen kei'neRAnlaf)zu~Rati9fi6Hs4el"UngundEnHassungen 
zu geben. D.h., auch in der Verkehrspolitik finden sich die, für die 
Wi rtschaftspol iti kin der BRD typi sehen t1echani smen wi eder, 

Die Jungdemokraten setzen sich aus volkwirtschaftlichen und umweltpoli~ 
tischen Gründen fUr eine kurzfristige Einschränkung und mittelfristig 
für ein generelles Verbot des Güterfernverkehrs per LKW ein. Eine Ein~ 
schränkung des Güterfernverkehrs kann nach Ansicht der DJD furch folgende 
Maßnahmen erreicht werden: 

----------------------------------------~~-----------------------------------------J3 
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- Die rlittel für Fernstrassenneubau und -ausbesserung werden für eine 
Verbesserung des Angebots bei der Bahn genutzt. Dies gilt sowohl für 
den .. Bere~ch der.Umla~ung als auch für.den Bereich der Schnelligkeit. 
Daruberhlnaus slnd dle Bahnstrecken mlt entsprechenden Lärmschutzmaß­
nahmen zu versehen. Eine solche Umvertei1ung~der.i:iffentlicheDMjttel 
sollte allerdings auch dem Personenverkehr bei der OB zu Gute kommen. 
Auch eine generell e Geschwi ndi gkeitsbegrenzung auf Autobahnen auf 100 
k~/h ist erforderlich. Eine solene Geschwindigkeltsbegrenzung'würde 
dle notwendigen Mittel für Baumaßnahmen weiterhin verringern. 

- In Ballungsgebieten sind für bestimmte Zonen LK~J-Fahrverbote auszu­
sprechen. 

- Das generelle Wochenend-Fahrverbot sollte schrittweise auf andere 
Wochentage ausgedehnt werden. 

-~~ne Erhöhung des KFZ-Steuer für LKWs im Fernverkehr soll die Nutzung 
oleses VerkehrS.leges unattraktiv machen; jegl iche SUbventionierung 
des LKW-Fernverkehrs hat zu unterbleiben. Der Fernverkehr soll mit Hucke­
pack- und Container-Verfahren auf die Schiene verlagert werden. 
Längerfristig setzen sich die Jungdemokratenfür ein generelles Verbot 
des LKW-Verkehrs mit einem RadJus von mehr als 50 km aus, Für struktur­
schwache Gebiete können ausnahmsweise Sonderregelungen zugelassen werden. 
Davon unbetroffen blei ben Gütertransporte , . di e durch andere Verkehrs­
mitte 1 ni cht schne 11 genug vorgenOlinnen werden können (schnell verderb­
liche Lebensmittel u.ä.) Der Ausbau anderer Verkehrsträger (insbesondere 
der Bahnlinie) darf allerdings keinesfalls. zu neuenUmwelj:b.e]astungen 
führen. Insbesondere bei öffentlichen Verkehrsmitteln hat der Staat 
dafür Sorge zu tragen, daß aktiver Umweltschutz (z.B. durch Material­
verbesserungen im Berei ch des Lärmschutzes ) durchgeführt wird. 
Dies ist z.B. durch Elektrifizierung aller Strecken, Lärmschutzwände 
zu erreichen. 

Die Jungdemokraten fordern die zuständigen Bundes- und Landesminister auf, 
die aus dem BVG-Urteil von 1961 resultierende Kontingentierung der LKW­
Transport-Kapazitäten so zu handhaben, daß der Gütertransport weitest­
gehend auf der Schiene stattfindet. 

JVMJti-J4fft. 

---~ 

Verbraucherpolitik 

Die Jungdemokraten sind sich im klaren darüber, daß eine Verbraucherpolitik 
insgesamt kein Ersatz für generelle Demokratisierungsbestrebungen im öko­
nomischen Bereich ist, gar die Aufrechterhaltung eines scheinbaren Gegen­
gewi chts zu den Unternehmeri nteressen di.enen und damit ei ne i deo 1 ogi sche 
Funktion erfüllen kann. 

Trotzdem kann die Organisation von Verbraucherinteressen dazu dienen 
a) die partiellen Verbesserungen für Konsumenten zu erreichen, 
b) die Machtverhältnisse in der Wirtschaft zu problematisieren 

und somit dazu führen, weitergehende Forderungen einsichtig zu 
machen. 

Die Jungdemokraten fordern für den Bereich der Verbraucherpolitik aufgrund 
der hier bestehenden, sehr differenzierten Probleme eine sinnvolle Ar­
beitsteil ung von Se 1 bs t- und Fremdorganisati onen, um di eSte 11 ung des 
Verbrauchers am r·1arkt zu stärken. 

1. Die Wirtschaftsgesellschaft der Bundesrepublik wird geprägt von 
der Vorherrschaft der unternehmeri schen Produz.enteninteressen und 
des Staatssektors bei Bereitstellung privater und öffentlicher Güter. 
Bestehende Formen der Fremdorganisation vonVerbraucherinteressen 
(Stiftung vJarentest,AgV u.a. ) können zwarverbraucherrelevante In­
formationen zur Verfügung stellen, vermögen jedoch nicht die Auf­
nahmefähigkeit und -bereitschaft der Verbraucher für diese Infor­
mationen zu fördern; dies aber wäre notwend.ig um von der .. mittel­
schichtbezogenen Verbraucherpolitik der. Vergangenheit wegzukommen, 
hin zu einer Information breiterer Schichten der. Gesellschaft 
eröffnet, im Untersen; et!'zurttadit'fone'HenVerbrilucherpol iti k ni cht 
nur reaktiv, sondern auch aktiv tätig zu werden. 
Im Sinne der Notwendigkeit, in Zukunft ein breites Spektrum von Or­
ganisations- und Eigentumsformen in einer GeseJlschaft zu haben 
(Karl-Hermann Flach), sind daher nach Ansicht der DJDgenossen­
schaf tl i che Verbraucher-Se 1 bsthiJfeorgani.sati onen ei n 5 i nnvo 11 er 
Versuch, stärkeres Gruppenbewußtseinder Verbraucher hervorzurufen 
um so die eigenen Interessen intensiver wahrzunehmen und durchsetzen 
zu können. Ihre Aufgabe besteht insbesondere in der laufenden Preis~ 
beobachtung, der Schaffung von Preistransparenz und der Organisation 
von Gegenmaßnahmen (Aufklärung, Kaufenthaltung u.ä.), die sie reak~ 
tionsschneller bewältigen dürften als staatliche Organisationen. 

Die Bundesregierung wird aufgefordert, $elbstvertretungsformen ver~ 
stärkt wissenschaftl icheund praktische Versuche finanziell zu un~ 
ters tützen. 

2. Die Jungdemokraten befürworten die Arbeit der Stiftung \>Jarentest~ 
der Arbeitsgemeinschaft der Verbraucher u.a., die sich in der Ver~ 
gangenheit insgesamt bewährt hab. Unabhängig davon wird der Gesetz~ 
geber aufgefordert, eine Reihe von Maßnahmen vorzunehmen, um die 
Verbraucherpolitik weiter zu stärken: 
- Nach Inkrafttreten des Gesetzes zur Regelung der allgemeinen Ge­

schäftsbedi ngungen' (AGB-Gesetz)-'geht',es·nun daY'um,·das . Untertanen­
prinzip auch in der Stellung des Verbrauchers gegenüber öffent­
lichen Unternehmen (Post, Bahn, kommunale Stromversorgungsunter­
nehmen und andere Dienstleistungsunternehmen) abzubauen durch 
Schaffung bzw. Verschärfung der Haftungsbedingungen. 
Dieser Aspekt ist auch zu beachten, bei der Novellierung des Ge­
setzes gegen den 'unlauteren Wettbewerb. 
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- Stärkung der überwachenden Behörden, um die Nichtbeachtung be­
stehender verbraucherfeindlicher Regelungen (Handelsklassen, 
Preisauszeichnungen, u.s.w.) verhindern zu können. 
Landesregierungen mit F.D.P.-Beteiligung werden aufgefordert, sie durch­
zuführen; inden anderen Bundesländern soll di e F. D. P. si eentschi eden 
fordern. 

- Der Geschäftsfl ächenentwi ck 1 ung imfi nze lhandelmi t ihl'en.,I'äuml ; {;hen 
Konzentrationstendenzen ist entgegenzuwirken durch Ausweitung des § II 
Abs. 3 Baunutzungsverordnung auch auf die städtischen Kerngebiete , um 
die weitere Zerstörung des Lebens unserer Innenstädte zu verhindern. 
Es ist im Interesse gerade aller sozial Benachteiligten (Ältere, Behin­
derte), wenn das Sterben kleinerer Einzel handel sgeschäf te nicht weiter­
geht. 

- Zügige Einführung des Verbandsklagerechts, Stärkung der Verbraucherver­
bände in wettbewerblichen Fragen, die sie berühren, wie es d-erVerbraucher­
rat beim Bundeswirtschaftsministerium gefordert hat. 

- Zulässigkeit der vergleichenden Werbung; Verbot der~lerbung für alko­
holische Getränke und Tabakwaren. 

- Verbot der entwürdigenden Werbung mit Frauen und Kindern. 

Die Nachfragemacht des Handels gegenüber den Zulieferern ist durch eine 
entsprechende Ausgestaltung des ~Jettbewerbspol itischen Instrumentariums 
zurückzudrängen, um (sekundäre) negative verbraucherpolitische Konsequen­
zen aufzuheben. 
Da es erfahrungsgemäß außerordentlichsc:hWierig ist,dfeVn!lsthfchtfgen 
Verbr.aucheri nteressen zu organ i si eren, ist es notwendi g, di eSte 11 ung 
des Verbrauchers am Markt auch durchEj nfl ußmQgl i chke.iten der Verbraucher­
verbände auf Anbieterstrategien (Produktgestaltung, Absatzmethoden, 
Werbung) zu stärken. Dies wäre ein weiterer Schritt zur Gleichstellung 
der Verbraucher gegenüber Produzenten und Hand~l "da djesemit Werbung 
u.ä. gleichfalls in den Konsumentenbereich hineinwirk-en. 

Zeichnung: DS /lIia, Skoula. 

Betriebsverfassungsgesetz 

Die Deutschen Jungdemokraten fordern eine Änderung des § 91 
Betri ebsverfassungsgesetz, daß di e Gestaltung des i ndi vi due 11 en 
Arbeitsplatzes den jeweils Betroffenen gestatte sowie die Ge­
staltung gemeinsamer Räume (z.B. Kan.tine usw.) mitbestiml11ungs­

pflichtig mache. 

Die Personalvertretungsgesetze sind analog zu ändern. 

Gewerbesteuer 

Die Jungdemokraten wenden sich entschieden gegen Pläne derJ.D.P., die 
Gewerbesteuer nach Kapital und Ertrag mittelfristig abzuschaffen und die 
dadurch entstehenden Einnahmeausfälle der Kommunen durch eine entsprechende 
Beteiligung der Gemeinden am Aufkommen aus der Einkommen(Lohn)-Steuer, 
Körperschafts- und Mehrwertsteuer - bei der Einkommen (Lohn)-Steuer mög­
lichst im Wege eines eigenen Hebesatzrechts - auszugleichen~ 

Diese Pläne würden eine einseitige Entlastung der Gewerbesteuerzahler 
bedeuten und stattdessen vor allem die kleineren Einkommensbezieher 
über Hebesätze auf die Lohnsteuer noch stärker belasten als dies ohnehin 
jetzt schon der Fall ist. Eine solche Maßnahme würde die ungerechte Ein­
kommensverteilung in der Bundesrepublik einmal mehr zu Lasten der ab­
hängig Beschäftigten verändern. 
Darüberhinaus würden eigene Hebesätze der Gemeinden auf Einkommen- bzw. 
Lohnsteuer das Problem der Konkurrenz zwischen den Gemeind€n·mit an 
seinen negativen Folgen für die Wirtschafts- undSiedlungsstruktur. 
das durch die verschiedenen Gewerbesteuerhebesätze mitentstanden ist. 
nicht lösen, sondern im Gegenteil eher verschärfen. 

Begründung: 
Eine Abschaffung der Gewerbesteuer hätte u.a. folgende Kons-equenzen: 
- weitere Einschränkung der in der Verfassung verankerten Finanz-

autonomie der Gemeinden 
- Einengung der institutionellen Garantie der Selbstverwaltung der 

Gemeinden, zu der die Einnahmehoheit gehört 
- Gemeinden würden zu Kostgängerndes.Bundesin.nochhQheremAus,,: 

maß werden und in ihren Entscheidungen noch mehr.an gesamtwirt­
schaftliche Ziele als kommunale Ziele gebunden. 

Nachdenken bei den Etablierten 
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Wohnungsbau als staatliche Aufgabe 

Das Problem des Wohnungsbaus hat in den letzten Jahren insbesondere in den 
Städten zu verheerenden Auswirkungen geführt. 
- Es gibt zu wenig Wohnungen, insbesondere für mehrere Personen 
- Die Mieten sind weiterhin angestiegen, daß heute monatliche Quadratmeter-

preise um n~1 15,- kl'ine S'!lteoheit mehr s..1oo •... 
- Vermieter weisen größtenteils solche Wohnungssuchenden von vornherein ab, 

die mit gesellschaftlichen Vorurteilenbehaftetsind- wieWohngemein­
schaften, Ausländer und Studenten-, oder die ohnehin {finanZielle) 
Probleme haben, für sie in Frage kommendeWohnmöglichkeiten zu finden, 
wie Famil ien mit mehreren Kindern, Personen ausObdachlosensiedlungen 
oder fi nanzschwache ~1i eter. 

- Die Wohnungen sind überwiegend kinderfeindlich. Die Räume,besonders die 
als Kinderzimmer vorgesehen, sind zu klein, es fehlen Spielmoglichkeiten, 
Hochhaussiedlungen sind meist ungewohnlich und entbehren guter Kommunika­
tionsmöglichkeiten. 

- Durch die grundsätzliche Profitorientierungprivaten Eigentums an (vermie­
tetem) Wohnraum, durch die Umwandlung von.Hohnhäusern in.Ei.gentumswohnungen 
werden unzählige Mieter zu Sanierungsopfern, staatliche Zuschüsse für Sa­
nierungsmaßnahmen an Haus- und Hohnungseigentümer schlagen als.Folge der 
Sani erung ni cht selten auf di e Mi eter in Form von t·1i eterhöhungen .zurück. 
Das hat zur Folge, daß angestammte Mieter die erhöhten Mieten oft ni cht 
mehr bezahlen können und aus ihren Wohnungen vertrieben werden. 

- Es gibt zuwenig Sozialwohnungen, wobei z.B. Ausländer nicht einmal An­
spruch auf Sozialwohnungen haben, eine Verlängerung der Arbeitserlaubnis 
jedoch vom Nachweis einer angemessenen Hohnung abhängig gemacht wird. 

- Durch profitorientiertes Bauen-mögl-i chst viel e Wohneinheitenaufmög~ 
liehst wenig Fläche. werden Landschaften und Stadtbilder zerstört. 

Die Jungdemokraten sind der Auffassung, daß humanes Hohnen in einer menschen­
würdigen Umwelt zu den Grundansprüchen jedes Bürgers gehört. Sie halten es 
daher für eine der wichtigsten staatlichen Aufgaben, für die Sicherstellung 
eines Angebotes an billigen, kiridergerechten ürid kommunikationsfördernden 
Hohnungen zu sorgen. 
Die grundsätzliche Profitorientierung privater Wohnungsbauträger und Ver­
mieter steht den Bedürfnissen der Mieter entgegen. Daher muß es staatlichen 
und kommunale Aufgabe sein, im Hohnungsbau mehr Aktivität zu entwickeln, 
die darauf gerichtet ist, den vorhandenen Bedarf auch langfristig zu decken, 
anstatt sich mit Subventionen an privatkapitalistische Unternehmungen zu be­
gnügen, denen dann der ~1arkt überlassen wird. 
Folgende Maßnahmen sollten daher unmittelbar in Angriff genommen werden: 
- Ein verstärkter Bau von für den Mieter preisgünstigen Sozialwohnungen 

muß unverzüglich in Angriff genommen werden. 
Es ist darauf zu achten, daß nicht - wie in den50er und 60er Jahren -
soziale und soziologische Aspekte vernachlässigt werden und dafür seelen­
lose Beton-Siedlungen in die Landschaften gesetzt werden. Die inzwischen 
gewonnenen Erkenntnisse über die Depressions- und Kriminalitätsförderung 
von Schlafstädten sind unbedingt zu berücksichtigen. 

- Bei Neubauten sind Energieträger aus sog. Soft-Energien zu fördern. 
- ökolog; sehe und s tädtebaul i ehe Gegebenheiten· sindin·{j..;'efllanung.-mi-te-lnz:u-

bringen (z.B. v/as die Auswahl von Baumaterial belangt) 
- Sanierung muß Vorrang vor Neubauten haben. Die ~lieten nach der Sanierung 

dürfen nicht die Verhältnisse der angestammten Mieter sprengen. 
- Den betroffenen Bürgern, bzw. von der Sanierung betroffenen Mietern 

ist ein Mitspracherecht bei der Planung einzuräumen. 
- Bau und Sanierungskosten kosten Geld, das von den Mietern nicht aufge­

bracht werden kann, die in der Regel deshalb zur Miete wohnen, weil 
ein Eigenheim für sie nicht finanzierbar ist. Die ~1ietpreisbindungen 

sind daher wieder aufzunehmen, bzw. zu verschärfen. Die Mietspiegel 
müssen weniger die örtlichen, ortsüblichen Vergleichsmieten als die 
Ei nkommen der ~1i eter berücks ichti gen. . 

- Eine Lockerung, bzw. Aushöhlung des Mieterschutzgesetzes ist entschieden 
entgegenzutreten. 

- Die Umwandlung von Sozialwohnungen in Hohneigentum ist zu stoppen. 
- Es ist auch für Ausländer ein Recht auf Sozialwohnungen zu schaffen. 

E~ ist deutlich darauf hinzuweisen, das 'profitable' Mieten gemeint 
slnd, wenn die Verbände des Kapitals von sog. kostendeckeoden ~lieten 
sprechen. Di e ~Johnungsmi sere soll dazu benutzt werden, den Mietern 
noch mehr Kosten aufzubürden und von den tatsächlichen Ursachen der 
Wohnungsnot abzulenken. 

Zeichnung: Deut.che. Allgemeines S6~ntagsblaU' Ivon. Steiger 
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"Uod weil d" Klod "0 ",",ch "t ... " JlAgrfutiUhg 
E2!:1~!:~~g~~~!~129_~~!:_~i!~~!i2~_1~~_~i~1~~_{~~sbl~~~_~~1!!_~~b!:_1~~_~i~1~~1 

Forderungen zur Geburt 
1. Eltern haben das Recht, die Art der Geburt selbst zu bestimmen natürliche 

Geburt ohne ~ledikamente, Hausgeburt o.ä.) Die öffentl iche Hand hat Ein­
richtungen bereitzustellen, die den Eltern eine solche Wahl ermöglichen. 
Dabei ist das ",.oomillg-in" (Geburt bei AnwesenlTeit··de" Vaters und keine 
Trennung des Kindes von der Mutter) die Mindestforderung. 

2. Eltern sind Beratungsdienste anzubieten, indehen sieütrerdie verschie­
denen Arten, Geburten zu gestalten informiert werden, In diesen Beratun­
gen sind Eltern über die biologischen, den medizinischen und den zwi­
schenmenschlichen Bereichen (was bedeutet die Geburt für unsere Partner­
schaft?) der vor ihnen liegenden Geburt zu informieren. 

3. Soweit solche Beratungen durch Hebammenkurseerfolgen, sind sie allge­
meinen Tarifen entsprechend zu honorieren. 

4. Paare, die sich nach Beratung für Hausgeburt entscheiden, sind materiell 
den Krankenhausgeburten gleichzustellen. Die Grundausstattung zur Nach­
sorge muß ausreichend zur Verfügung gestellt werden. 

5. Zukünftige Eltern sind über die verschiedenen Ernährungsmögl ichkeiten 
ihrer Kinder in den Beratungenumfassend zu informieren. Dabei· iSt vor 
allem auf die Gründe und Vorteile des Stillens hinzuweisen und die 
Mutter dementsprechend zu ermutigen. Der Berieselung zukünftiger El­
tern mit Werbung der Kindernahrungsrnittelindustrie muß ein Riegel vor­
geschoben werden. Mindestens kann dies durch eine sinnvolle Information 
über die tatsächlichen Möglichkeiten der Frau geschehen. 

6. Während der ersten Wochen der SchwangerschaftmUssen Konfliktberatungs­
stellen zur Verfügung stehen, von denen Frauen eine umfassende Informa­
ti on erwarten können, d. h. kirchl i che Beratungsst'eTlen, die Frauen 1 e­
diglich durch Gewissensdruck zum Austragen. bewegen wollen, müssen un­
bedingt durch pluralistische Einrichtungen mit der vollen Informations­
brei te ergänzt werden. Lange Reisen fnnerhalbdeY'BRDaüskönserVativen 
Gebieten heraus sind unwürdig. 

7. Soweit Krankenhausträger ihre Moral vorstellungen den von ihnen zu ver­
sorgenden Gebieten aufzwingen wollen, sind Konfliktberatungszentren ein­
zurichten, in denen Ärzte, die dazu berechtigt sind, auch Schwanger­
schaftsabbrüche vornehmen. 

8. Die Geburt selbst hat sozu erfolgen, wie es die Eltern ~Iollen .. Eine 
Manipulation der Geburt durch Medikamente (Betäubung der Frau, Be­
sch 1 euni gung des Geburtsvorgangs , usw.) darf ni cht ohne Ei nwi 11 i gung 
der Eltern erfolgen. 

9. Die finanzielle Sicherstellung der Hausgeburt muß für die Hebamme 
gegeben sein. Dabei sind Klinikvergünstigungen anzusetzen. Das Zurück­
drängen der Hebammen durch finanzielle Schlechterstellung muß unter­
bleiben. 

10. Die Hebammenhonorierung muß eine intensive Nachsorge in der Wohnung 
ermögl i chen. Die finanzielle Diskrim.inierung.der .. Hebammen ... umErau.erL: 
zu längeren Klinikaufenthalten (und damit zu überwiegendem Getrennt­
sein von ihrem Kind) zu zwingen ist aufzuheben. 

Forderungen zum Aufwachsen und Spielen 
11. Der Wohnungsbau muß di e ki ndl i chen Bedürfni sse berücksi chti gen. 

Das heißt, daß Wohnraumaufteilung und Wohnungsgröße Eltern und 
Kindern untereinander ein Eigenleben ermöglichen müssen. Eine archi­

12. Pro Wohnviertel sind Spielwohnungen einzurichten, in denen Kinder 
auch bei schlechtem Wetter beschützt und betreut spielen können. 

13. In Hochhausanlagen sind Spielwohnungen zwingend vorzuschreiben 
(s. Regelung im Stadtteil Kinderhaus in Münster). 

14. Kinderfeindliche Verordnungen und Benutzungsanordnungen sind abzu­
schaffen. Benutzungseinschränkungen allgemein zugänglicher Einrich-
tungen für Kinder sind abzuschaffen. . 

15. Für Mütter, Väter und Kinder sind entweder in vorhandenen Kommunika­
t~ onszentren kindgerechte Abteilungen zur Verfügung ZU stell en, bzw. 
K1nderzentren aufzubauen, in denen sich diese Bevölkerungsgruppe 
treffen kann und Freizeit verbringen kann. 

16. Spielplätze sind so auszubauen, daß Kinder ein Kreativität fördernder 
interessanter Aufenthalt möglich ist. Spielplätze soHen dezentral 
wohnortnah angeboten' ~Ier<jen. 

17. Spielplätze sollen gemeinschaftliches Spiel mehrerer Kinder ermöglichen. 
18. D~.e Betreuung solcher Spielplätze auf freiwi.lliger Basis muß in der 

naheren Umgebung geregelt werden. Solche Betreuungskräfte müssen 
öffentl i ch honori ert werden. . 

19. In den Wohnvierteln sind geschlossene Spielstraßen einzurichten. 
Dabei sind nicht verkehrsberuhigte Zonenahzüstreben, sondern Ganz­
sperren .. D; e Bedürfni sse.der'Kinder . sind .nicht .nu.ri.n Spielberei chen 
sondern 1n der gesamten Stadtplanung und ~gestaltung zu berücksichtigen. 

.Forderungen zum Kind in der Schule 
20. Schul en als ei n Lebensraum für Ki nder 5 i nd ni cht verwa ltungs- sondern 

kindgerecht zu gestalten. Dies heißt, bauliche Gestaltuhg, innere 
!\usstattung muß auf den Auferl1;hal tYQnKiD«:l.ernausggr1ch1;etsein. 

21. Schulen haben Spielzentren für alle Altersstufen einzurichten, um 
Freizeiten sinnvoll gestalten zuhelfen. Spiel isteine Form des 
Lernens. . .-

22. Von dieser Umgestaltung sind auch die - weit überwiegend kinderfeind­
lichen - Schulhöfe zu erfassen.Spielgeräte fiJr·yor.allem Bewegungs­
spiele müssen ein Ausgleich für den nichtkindgerechten Unterrichts­
ablauf sein. 

23. Unterricht zumal in unteren Klassen muß das spielerische Element 
verstärkt berücksichtigen. Dies schon deshalb, damit Schulzufrieden­
heit der Kinder wachsen kann. 

24. In die Schul- und Lehrinhalte müssen neue Elemente Einzug finden, 
wie z.B. Solidarität, Kreativität und Emanzipation. Dementsprechend 
ist auch eine Änderung der Lehrerausbildung erforderlich. 

25. Lehrinhalte zur Sexualerziehung sind weniger auf biologische Vorgänge 
zu konzentrieren, sondern mehr auf Partnerschaftslehre, Konfliktrege~ 
lung, Liebesfähigkeit auszurichten. Dabei sind Freiräume zu schaffen, 
um verschiedene Formen des Umgehens 'miteinander einzuüben. Lehrer, die 
die Lehrinhalte in Sexualerziehung vermitteln, sind entsprechend päda­
gogisch und psychologisch auszubilden. 

26. Eltern sind - vornehmlich in den unteren Klassen - in den Schulbetrieb 
rili tei nzWjetieh'en; ..... . 

27. Ein druck- und angstfreies Lernen ist Voraussetzung für eine bessere 
Schul zufriedenheit der Kinder. Zeugnisse und Zensuren sind durch Be­
urteilungen zu ersetzen, die dem SchÜler ermöglichen, seinen Leistungs­
stand zu erkennen und zu beurteilen. So\ange Zeugnisse und Zensuren 
nic~t gänzli~h ab?uschaffen sind, ist die. augenblickliche Rechtslage 
(kelne Zeugnlsse 1n Klasse 1 und 2) auf d1e Klassen 1-4 zu erweitern. 

tektonisch mobile Gestaltung kann dazu beitragen .. ______________________ ~ ________ ~~~------------------------~----------41 
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Forderungen zum Schutz der Kinder vor Profitinteressen der Wirtschaft 
28. Das Werbefernsehen ist im Interesse der Kinder gänzlich zu untersagen. 

An seine Stelle soll eine Verbraucherberatung treten (z.B. Stiftung 
Warentest). Die Manipulationswirkungen der Werbesendungen sollte 
a11en Eltcr-r. und Pädagogen bekannt gemacht"·'werden-";""· 

29. Die Werbung für Süßwaren ist zu untersagen. Der schädliche Effekt des 
Süßwarenkonsums ist bekannzumachen. Eltern, die sich bemühen, dagegen 
zu handeln, werden durch die aggressive Verkaufswerbung massiv behindert. 

30. Jegliche Werbung für Tabakwaren und alkoholische' Getränke ist zu 
31. Jegliche Produktion und Vertrieb von Kriegsspielzeug ist zu untersagen. 
32. Spiel zeuge sollen kreativitätsfördernd und für das gemeinsame Spielen 

geeignet sein. 

Forderungen zur Stabilisierung der Bezugsgruppen der Kinder, 
32. Di e Durchführung gruppenpädagogi scher (=faml1 ienpädagogiScher) 

Wochenenden muß finanziell gefördert werden. Das gemeinsame Erleben 
mit den Kindern muß Elterriüber Familie und Partnerschaft hinaus er­
möglicht werden. Gedankenaustausch und Erprobung von Problemlösungen 
finden ihren Platz. 

33. Dezentrale Beratungsstellen für den Umgang in der Familie (oder Part­
nerschaft) die über die eigentliche "Erziehungsberatung" hinausgehen 
sind bedarfsentsprechend vorzusehen. In diesen Stellen sind ausschließ­
lich Kindern vorbehaltene eigene Helfer einzurichten. 

34. Alle mit Kindern befaßten und mit Rechten ihnen gegenüber ausgestattete 
Personen haben eine umfassende pädagogische Ausbildung nachzuweisen. 
Di es gi lt ni cht nur für die Ausdehnung des völl i g unzurei chenden Päda·· 
gogikanteils bei der Lehrerausbildung. ,Auch di.eAusbildung von sog. 
Jugendrichtern - oft sogar von Erziehern - ist überhaupt nicht zu-
fri edens te 11 end. 

35. Dezentral sind (auch anonym erreichbare) gebührenfreie Nottelefone für 
Kinder einzurichten, über die ein Erstkontakt und eine Erstberatung 
erfolgen kann. Kinder sind darüber in der Schule zu informieren. 

36. Die Isolierung des behinderten Kindes ist schrittweise abzuschaffen. 
Das behinderte Kind muß in seine "normale" Lebensumwelt eingegliedert 
werden. Dies gilt für pädagogische Betreuung aber auch für sonstige 
therapeutische. 

37. Die Heimerziehung für Kinder ist ersatzlos abzuschaffen. Neu an ihrer 
Stelle ist ein flächendeckendes System von betreuten Wohngruppen zu 
stellen. 

38. Für das kranke Kind müssen neue Formen der Heilung bei gleichzeitigem 
Aufrechterhalten der Kontakte zu seiner Bezugsgruppe eingeführt werclen. 
Eltern sollten dabei berechtigt sein, in der Klinik zu wohnen und an 
der Pfl ege des Ki ndes teil zunehmen . Dies'e"Rbste'n s'iMvötf'de't\"1(,fs'S!!'t1 
zu tragen. Zu denken ist auch an die bereits erprobten Versuche mit 
der ambulanten Operation. 

39. Einteilung in Besuchszeiten und Nichtbesuchszeiten sind in Kranken­
häusern zu untersagen. Angebliche Erfordernisse der Verwaltung und 
Unterhaltung der Häuser sind gegenüber den Kinderinteressen zweitrangig. 

Rechtliche und andere Forderungen zur Situation des 
Zeichnung: DS/Stelger 

40. Das Kindergeld darf nicht auf die Sozialhilfe angerechnet werden. 
Durch diese Praxis werden sozial schwache - bzw. in erster Linie 
ihre Ki nder - zusätzl i eh von der Gesell schaft bestraft. Der hierfür 
erfor~erliche Mehraufwand muß durch eine Erhöhung des Sozialhilfeetats 
bereitgestellt werden. 

41. Die arbeitsrechtlichen Folgen der Krankheit von Eltern und von Kindern 
sind gleichzustellen. Das heißt, ein Elternteil muß, wenn nicht er selbst, 
sondern ein Kind erkrankt ist, von der Arbeit fernbleiben können 

42. Alle Kinder und Jugendliche müssen in den Genuß freier Heilfürsorge 
auf unbürokratischem Weg kommen. Generell sollte für Kinder und Jugend­
liche eine Kostenfreistellung im Bereich der medizinischen Versorgung 
erfolgen. 

43. Es sind einklagbare Rechte zu geben, die es Elterninitiativen ermög­
lichen, ihre Kinder bereits im frühkindlichen Alter gemeinsam aufzu­
ziehen (sog. Krabbelgruppen). 

44. Die finanzielle Absicherung aneinerziehender Eltern ist völlig unzu­
reichend. Solche Eltern müssen finanziell insoweit ausgestattet werden, 
daß sie in den ersten Lebensjahren ohne Erwerbstätigkeit ihr Kind bei 
sich behalten können, wenn sie dies wollen. 

45. Das Subsidiaritätsprinzip ist endgültig aus allen rechtlichen Bestim­
lTIungen zu streichen. Dieses Vorhaben -bereits von Parteien beschlossen 
- scheitert daran, daß vor allem die Kirchen ihre Machtpositionen nicht 
freiwillig aus der Hand geben wollen und die pOlitischen Kräfte vor 
dieser Auseinandersetzung zurückweichen. 

46. Eltern haben Anspruch auf einen weltanschaulich neutralen Kindergarten. 
Die öffentliche Hand hat solche Einrichtungen bereitzustellen. 

47. Es gibt keine Zuständigkeit der Polizei für die Verbrechensvorbeugung. 
Sie ist aUf ihren Bereich der Gefahrenabwehr und Verbrechensaufklärung 
zurückzuweisen. Der Einsatz von Polizeikräften in Kinder- und Jugend­
einrichtungen hierzu muß abgelehnt werden. Dateien, die über "Straf­
taten" von Kindern angelegt werden, sind aufzulösen. 

48. Ausschließliche Zuständigkeiten für die Arbeit mit Kindern und Jugend~ 
lichen haben zum einen die Jugend- und Sozialbehörden, die freien Ein­
richtungen, die Träger der offenen Jugendarbeit. Soweit sie zur Zeit 
diese Aufgaben nicht übernehmen können, sind sie so auszustatten, daß 
sie den Erfordernissen (flächendeckende Beratung, öffnungszeiten 24 Std. 
usw.) genügen können. 

49. Tageselternprojekte sind dort wo sie unbedingt erforderlich sind in 
Tageselterngruppenarbeit einzubetten. Austausch von Erfahrungen, Be­
treuung und Begleitung sind auch und gerade hier erforderlich. 

50. DieAdoptionsverfahren si nd schne)Jstl11~glich z',J e,~l ei c:htern. Di es be­
zieht sich> nicht auf die Prüfungsverfahren gegenüber den Antragstellern, 
sondern auf den z.Zt. den "neuen Eltern" zugemuteten Schwebezustand, der 
sich auf die Aufnahme des Kindes in die neue Umgebung auswirkt. 

51. Körperliche und seelische Mißhandlung von Kindern ist gesetzlich zu ver­
bieten und gesellschaftlich zu ächten. ß 
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Zur aktuellen Entwicklung der Gesamtschule . 
Enae der siebziger Jahre haben die reaktionären Kräfte in Wirtschaft, 
CDUjCSU, Philologenverband etc. die Angriffe auf die Bildungsreform 
und insbesondere auf die Gesamtschule verschärft. Dabei dienen steigende 
Staatsaufgaben, die sich verschärfende ökonomische Krise sowie die damit 
verbundene Arbeitslosigkeit als Arguemente zur Diffamierung angeblich 
"auf fehlgeleiteter" Reformbestrebungen. Insbesondere die Akademiker­
arbeitslos igkeit und der" FachMDeitefmangel-werdenals-llelege dafür ange­
führt, daß zu wenige Jugendliche eine praktische Ausbildung erhielten 
und dienen zur Rechtfertigung der Auslesepraxis des dr_eigliederigen 
Schulsystems. 
Da gleichzeitig immer noch ein Mangel an Lehrstellen besonders für 
Schulabgänger ohne Hauptschulabschluss, Behinderte, sowie Jugendarbeits­
losigkeit nach Beendigung der Ausbildungszeit bestehen, entlarvt sich' 
der Kampf der Gesamtschulgegner als Kampf um gesellschaftliche Privilegien. 
Nach wie vor profitieren Kinder der gesellschaftlich besser gestellten 
Eltern von Leistungsdruck und Numerus Clausus im dreigliedrigen Schul­
system. Für Nachhilfe, Hausaufgabenbetreuung, Elternunterstützu~g al~ , 
Privilegien bedeutet die Gesamtschule eine Herausforderung. Glelchzeltlg 
bedeuten die Ziele der Gesamtschule für die politischen Verhältnisse und 
Gesellschaftsstrukturen eine Bedrohung: 
- Prinzipien der Kooperation und des sozialen Lernens stellen Leistungs­

und Auslesedruck infrage. 
- Abbau von Leistungsdruck und Disziplinierung durch Noten wirken der 

Tendenz, ein hierarchisches Leistungsspektrum fraglos hinzunehmen, 
entgegen. 

- Die Gleichwertigkeit der Schulfächer und Schul abschlüsse iln prakti­
schen und wissenschaftlichen Bereich, stößt auf den ~iderstand der 
herrschenden Qualifikationsnormen des Beschäftiguogssystems. 

- Das Erlernen polit~schen Handelns hinterfragt eingefahrene Herr­
schaftsstrukturen und gefährdet - in der Schule praktiziert - die 
Verwa ltungsautorität. -
Das Lernen über die konkrete soziale Umwelt (z.B. in Projektwochen) 
kann sich in Einzelfällen als Stoß an die Systemgrenzen mit allen 
damit verbundenen Reaktionen (Verbot des Projektes "Fließbandarbeit") 
auswirken. 

- Mit dem deutlichen Abfall der Schul angst verzichtet die Gesamtschule 
auf ein wichtiges Disziplinierungsmittel gegenüber der Selbstverwirklichung 
des Schülers. 

Mit der Auseinandersetzung um die Schule befindet sich die Gesellschaft in 
der Auseinandersetzung mit ihrem Selbstverständnis, denn die Tatsache, daß 
Gesamtschulen bestehen und um sie gestritten wird, wirkt bedrohlich für die 
Kräfte, die an der Erhaltung bestehender gesellschaftlicher Strukturen inte­
ressiert sind. Dies wird an den von den Gegnern vorgebrachten Argumenten 
deutlich: 
- Di e angebl i che "Lei stungsbehi nderung" besonders begabter '5chüle-r. -di-e de 

facta nicht stattfindet, wird vor allen Dingen deshalb beklagt, weil der 
Prozentsatz der besser geförderten Schüler unverhältnismäßig zunimmt, also 
die im dreigliedrigen Schulsystem "Schlechteren" von der Gesamtschule pro­
-fitieren. 

- Der Vorwurf der "Gleichmacherei" an die Gesamtschule entpuppt sich damit als 
Klage über den Distanzverlust von leistungsstärkeren und leistungsschwächeren 
Schülern und die damit verlorene Diskriminierungsmöglichkeit der Hauptschüler 
als Restschüler. 

- Das Argument der Anonymität und Verwahrlosung bewiesen anhand von zerstör­
ten Schuleinrichtungen ist nicht gesamtschulspezifisch und trifft in höherem 
Maße Massenschulen des herkömmlichen Schulsystems. 

- Die,Ablehnung 'Jon Gruppenarbeit, Projektunterricht, Teamkleingruppenmodell, 
SOWle der Erarbeitung nicht festgelegter curricular wird nicht pädagogisch 
begründet sondern aus Eigeninteresse der Schulverwaltung durchgesetzt. 

- Die Diskussion um die fehlende Vergleichbarkeit und die damit verbundene 
Verweigerung der Anerkennung von Abschlüssen der Gesamtschulen durch die 
CDU-regierten Bundesländer ist ein Scheinargument. Schon immer differenzieren 
Leistungsbewertungen von Lehrer zu Lehrer und Schule zu Schule erheblich. 
Die Anerkennung der Gesamtschulabschlüsse würde aber die Methodik der 
Chancenzuteilung infrage stellen. 

- Die mit der Gesamtschule verbundene Diskussion um den Stufenlehrer bedeutet 
einen Eingriff in die materiellen Verhältnisse der Gymnasiallehrer. 
Die Gegnerschaft des Philologenverbandes zur Gesamtschule erklärt sich so­
mit als Kampf um die Erhaltung berufsständiScher Privilegien. 

- Elterninitiativen, die die Gesamtschule bekämpfen bestehen nicht aus Eltern 
deren Kinder selbst Gesamtschulen besuchen sondern haben zum Ziel, den 
Zugang zum Gymnasi um im Interesse ei ner El itenbil dung zu erschweren und 
zu begrenzen. Statt Chancengleichheit verfechten sie Chancen"gerechtigkeit". 

Diesen Angriffen auf die Gesamtschulen vo-n rechts begegnen auch SPD und F.D.P. 
mit Rückzugspositionen und Zugeständnissen. Dabei wird verschleie-rt,daß die 
politischen Ziele der Gesamtschule wie Chancengleichheit und Recht auf Bildung 
nicht eingelöst werden können, wenn die ökonomischen Gegebenheiten des Be­
schäftigungssystems als unveränderbar gelten. Den konservativen gesellschaft­
lichen Kräften ist es bis heute gelungen, die Diskussion über notwendige 
gesellschaftlich ökonomische Veränderungen aus Anlass der Schuldiskussion zu 
verhindern.Zu den Rückzugspositionen gehören: 
- der Verzicht auf die Einführung der kooperativen Schule in NRW 
- die Zustimmung zu Zentralabitur und Normenbüchern 
- das Zurückweichen in der Frage der Förderstufe in Hessen 
- der Verzicht der F.D.P. auf die Orientierungsstufe im Saarland 
- der Rückzug von der Forderung nach Einführung der Gesamtschule als 

langfristig einzige Regelschule. 

In unserer Gesellschaft werden Menschen bevorzugt und benachteiligt, 
privilegiert und diskriminiert. Das dieser Tatbestand so erstaunlich 
konfliktlos anerkannt wird, ist vor allem Verdienst der Schule. Sie 
verteilt den Nachwuchs durch anerkannte Berechtigungsscheine von größerer 
oder geringerer Reichweite auf die zur Verfügung gestellten gesellschaft­
lichen Positionen. Sie übt in das Bewußtsein, das Privilegierung auf 
persönlichen Verdiensten ruht und Diskriminierung auf persönlichem Ver­
sagen. 
Die Untersuchungen der letzten Jahre- haben vor-allem bewiesen, daß die 
Schule, wenn sie unpolitisch verstanden wird, bestehende Benachteili­
gungen nicht aufhebt sondern verstärkt. Die traditionelle Schule diskri­
miniert und priveligiert durch die Verteilung auf die Schul formen. Die 
Gesamtschule wird zunehmend wieder auf den selben Mechanismus festgelegt, 
je weiter sie sich von der politischen Begründung für ihre Einführung ent­
fernt. Eine Politik der "Ruhe an und um Gesamtschulen", die sich um die 
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Frage herummogelt, wie Diskriminierung aufgehoben oder wenigstens ver­
hindert werden kann, ist reaktionär. Die Gesamtschule ist um nichts besser 
als das traditionelle Schulsystem, wenn ihr die politischen Motive der 
Beteiligten fehlen. Deshalb fordern die Jungdemokraten kurzfristig: 
- Die Einführung der Gesamtschule ist als Zwei-Wege-Strategie zu begreifen. 

Es müssen sowohl von unten an den Schulen neue alternative Unterrichts­
formen eingeführt werden (sh. Beschluß der DJD von 1978) als auch von 
Seiten der verantwortlichen Administration die notwendigen Freiräume 
geschaffen werden. Nonnenbücher ~ifld abzuschaffen, Lehrpläne auf ein 
Mindestmaß zu reduzieren. 

- Die CDU/CSU-regierten Bundesländer müssen gezwungen werden, die Gesamt­
schulabschlüsse über 1981 hinaus anzuerkennen. Notfalls ist auf Bundes 
einheitlichkeit zu verzichten. 

- Die Forderungen der Gesamtschule als ängebot überall dort, wo Eltern 
es wünschen, wie sie die F.D.P. erhebt, ist ein erster Schritt zur 
überwindung des dreigliedrigen Schulsystems. 

01'- - Die Forderung nach Einführung der Gesamtschule ist politisch als Forde-
._.r~ rung nach einem Schulsystem zu begreifen, daß den Prinzipien des 

i ~ Grundgesetzes gerecht wird. Die Jungdemokraten halten deshalb am 

t11~ Ziel der Gesamtschule als einzige Schulform fest. Liberale Demokraten 
r (j) ~ haben das Dreiklassen-Wahlrecht abgeschafft - sie werden auch d.as 
U 0 \ ~Dreiklassen-SChU1System abschaffen. 

/ ~ BAFöG ______ I ------
Die Deutschen Jungdemokraten fordern die Bundesregierung auf, die 
BAFöG-Sätze für Schüler und Studenten nicht erst, wie vorgesehen, zum 
1.10.1981, sondern bereits zum 1.10.1980 zu erhöhen. 
Die am 1.10.1979 erfolgte Anhebung des BAFöG-Höchstsatzes von DM 580,­
auf DM 620,- kann die Steigerung der Lebenshaltungskosten bis zum 
1.10.1981 nicht ausgleichen. Bei gleichbleibenden Steigerungsraten 
werden die Preise bis dahin um weitere 10% gestiegen sein, das BAFöG 

jedoch wird stagnieren bzw. sinken. 
Angesichts dessen und eines vom Deutschen Studentenwerk schon 1979 er­
rechneten Bedarfs von monatlich DM 750,- muß für die nächsten 18 Monate 
eine Verschärfung der sozialen Lage der Studenten befürchtet werden, 
die viele Studenten zwingen würde, zur Sicherung ihrer Lebensgrundlage 

nicht nur in den Semesterferien, sondern auch studienbegleitende zu 
arbeiten, wodurch der Studienerfolg in hohem Maße gefährdet wäre. Die­
ser Gefahr kann nur durch eine Erhöhung der BAFöG-Sätze begegnet werden, 
die Preissteigerungsraten vorausschauend in die Berechnung einbezieht. 

Die Jungdemokraten halten eine Erhöhung des .BAFQG.=Höchstsa.tzes.lLQ!LDJ'1~ 
620,- auf DM 750,-sowie eine Anhebung der Elternfreibeträge auf 
DM 1520.,- zum 1.10.1980 für unbedingt erforderlich, bekräftigen darüber­
hinaus ihre Forderungen nach jährlicher Anpassung der BAFöG-Sätze auf 
der Grundlage eines studentischen Warenkoroes und schlagen langfristig 

eine elternunabhängige Förderung der Schüler und Studenten vor. 

§ 218 

Die'Jungdemokraten setzen sich weiterhin für die ersatzlose 
Streichung des § 218 ein. 

Die Jungdemokraten wenden sich massiv gegen die diffamierenden Äuße­
rungen von Seiten der Unionsparteien, konfessionelle Kreise insbeson­
dere der katholischen Amtskirche und Teilen der Ärzteschaft gegen die 
Notlagenindikation (soziale Indikation). 

Insbesondere drücken Äußerungen wie die des Vorsitzenden des gesundheits 
politischen Arbeitskreises der CSU, Holzgartner, "Die Nationalsozialisten 
haben Juden getötet, die internationalen Sozialisten töten ungeborene 
Leben" eine unerträgliche Mißachtung der betroffenen Frauen aus. 
Die Jungdemokraten sehen in Ho1zgartners Äußerung eine persönliche Dif­
fami erung der Frauen, di e ei nen sol chen AiJiJruch vornehmen und der Pol i-
ti ker, di e das ge ltende Recht veraasehi edet haben. Die" ni er" angegri ffene 
Notlagenindikation wird häufig nur auf finanzielle Notlagen reduziert, 
ohne zu berücksichtigen, daß häufig Partnerschafts-oder Ausbildungspro­
bleme oder die Diskriminierung nicht verheirateter Mütter zu der Entschei­
dung"zUm Schwangerschaftsabbruci1 führen und aUch diese, die Bedürfnisse 
und Lebensperspektiven der Frau betreffenden Umstände, akzeptiert werden 
müssen. 
Für besonders unglaubwürdig halten die Jungdemokraten die entsprechenden 
Angriffe der katholischen Amtskirche, insbesondere von Seiten Kardinal 
Höffners, die ebenfalls Schwangschaftsunterbrechungen in die Nähe des 
"Massenmordes" rücken, da weite Teile der katholischen Kirche zur Zeit 
der Nazi-Diktatur zu den Massenvernichtungen geschwiegen haben. Hier 
werden von Höffner und Holz~artner -wie üblich - die Bedürfnisse von 
Frauen mißachtet, die die Entscheidung zur Abtreibung ja nicht leichten 
Herzens treffen. Häufig hat man bei dieser Kritik den Eindruck, daß sie 
nicht an den berechtigten Interessen der Frau ori.entiert ist, sondern 
am abstrakten Interesse an Bevölkerungswachstum. Es scheint darum zu 
gehen, daß Kinder - und zwar deutsche - geboren werden und daß bei der 
Verhinderung von Schwangerschaftsunterbrechungen die Kinder, die aus den 
unerwÜnschten .Schwangerschaften h~r\lo.rg~h~n,jCl~<Jgfb __ E!rfCl.brun"g.s.gE!,nkiß von 

ihren Eltern oder Müttern irgendwann und i.rgendwie angenommen würden. 
Für naH7u unverschämt halten die Jungdemokraten die Schlußfolgerung des 
Präsidenten des Deutschen Ärztetages, Vilmar, daß man ja in Zukunft analog 
zur § 218-Rege1ung auch auf den Gedanken kommen könne, andere soziale 



Probleme wie beispielsweise die Rentenproblematik durch Tötung von Leben 

zu lösen. Die Jungdemokraten sind in diesem Zusammenhang der Auffassung, 

daß die Schwangerschaftsunterbrechungen nicht Lösung/sondern. Folge sozialer 

Probleme (z.B. kinderfeindliche Rahmenbedingungen in der Gesellschaft, Dis­

. kriminierung nicht verheirateter Mütter)sind.Daher ist es bei dem Versuch) 

die Zahl der Schwangerschaftsabbrüche zu vermiridern;a:(fcrrnlcnla:Treih l1lit 
der Gewä~rung finanzieller Hilfen getan, sondern es müssen auch weit­

gehende Hilfen - beispielsweise gute und ausreichende 

Kleinstkindergruppen - geschaffen werden. Darüberhinaus muß in unserer Ge­

sellschaft noch sehr viel mehr Kinderfreundlichkeit wachsen, bevor Kinder 

wirklich allgemein als willkommen aufgenommen und behandelt werden. 

Die Jungdemokraten fordern im Zusammenhang mit der Regelung des § 218: 

- Abbau des "Nord-Süd-Gefälles" bei der Möglichkeit zu legaler Schwanger­

schaftsunterbrechung nach der Notlagenindikation zugunsten d.er CDU/CSU 

regierten Länder; 

- die Beratung zum Schwangerschaftsabbruch gemäß § 218 aus den Händen kon­

fess i one 11 er oder konfess i one 11 geprägter Gruppen zu nehmen und die da­

durch entstehenden Lücken unverzüglich durch andere Wohlfahrtsverbände 

(Arbeiterwohlfahrt, Pro Famn ia usw.) oder. durch kommunale Einriehtul1gen 

zu schließen. Bei kommunalen Einrichtungen ist der konfessionelle Ein­

fluß auszuschließen. 

- Initiative der F.D.P.-Bundestagsfraktion auf Grundlage des BVG-Urteils 

und entsprechend'-.dem Beschluß des vorl etzten Bundespartei tages di e 

Fristenlösung zu verwirklichen; 

- Bundesweiter flächendeckenderAusbau von "Instituten für Fa.mil ien­

planung und Schwangerschaftsabbruch" (z.B. Pro Familiain Bremen) 

- Ausweitung der Erforschung unschädlicher Verhütungsmethoden; 

- Ausweitung der Aufklärung über unschädliche Verhütungsmethoden. 

In jedem, mit öffentl i ehen Mittel geförderten Krankenhaus mi t gynäko lo-

gi scher Abteilung muß garantiert werden,daß Schwangerschaftsabbrüche 

gleich welcher Indikation nach § 218 vorgenommen werden. Daraus ergibt 

sich, daß jedes dieser Krankenhäuser einen Arzt beschäftigen m~ß, der 

Schwangerschaftsabbrüche durchführt. Die- Entsche-;oof19-über--clen.f+ngri·H··· 

hat nur der behandelnde Arzt zu treffen. Er unterliegt hierbei keinerlei 

Weisungen. 

Vertragsfreiheit bei der Gestaltung von Lebensgemeinschaften 

Neben Ehe und Familie haben sich in den letzten Jahren. vermehrt neue 
Formen des Zusammenlebens.entwickelt, die zur.Zeit rechtlich und ge­
sellschaftlich diskriminiert werden, z.B. im Steuerrecht, bei der Kre­
di tvergabe , in der Elternversorgung ,im Adoptionsrecht und anderen Be­
reichen . 

Oie ,Jungdemokraten fordern daher, d ie.rechtU ehe undma.teri elle 
Gleichstellung aller Formen des Zusammenlebens. Die Form der lebens­
langen Ehe soll nur noch. eine von vielen vertraglichen Möglichkeiten 
sein, mit der Menschen sich zu Lebensgemeinschaften zusammen schließen 
können. 
Das grundgesetzliche Leitbild von Ehe und Familie ist durch .die ge­
sell schaf tl iche Entwicklung überholt und steht im Konfl i kt mit dem 
Grundrecht auf freie Entfaltung der Persönlichkeit. Daher sind alle 
materiellen undunmateriellen Privilege für Ehepaare abzuschaffen. 

Das in Art. 6 GG fes tgesChriebeneFami lJeJlPr:ivilegistAusdr'uck des 
teilwei se kl eri ka 1 en Gehalts unserer Verfassung. Diese unzeitgemäße 
Bestimmung widersprechen dem Gebot des Staates zur. ~ieltanschaulichen 
Neutra 1 ität. 

Daher fordern dieJungdemokraten.,daß_es.~'Ilider iahlenmäßige, noch 
zeitl i che, noch geschl echtl i ehe Besehränkungengeben solL Di-ese· 
Lebensgemei nschaften sollen di e Freiheit bes itzen, die Versorgungs­
ansprüche oder Erziehungsberechtigung vertraglich zu regeln. 

Andere Formen als Ehe und Familie sind g esettH eh nicht geregelt. 
Di es führt zu ei ner unerträgl i ehen Rechtsuns icherhei t. Soweit es 
soz.ia lpolHisch notwen(iigist,sQllt~n Aah~f ~Q«_hpie.?eFormen des 
Zusammenlebens gesetzlich abgesichert werden, Ausschlaggebend darf 
dabei allein das Schutzbedürfnis der Beteil igten sein. Es muß be­
rücksi chtigt werden, daß die-Partner gerade nicAt die Rechtsform der 
Ehe wollen. 
Die Jungdemokraten sehen in größereIl Lebensgemeinschaften eine geeig­
nete Form menschl i ehen Zusammentebells'. Hier kann gewährleistet werden, 
daß Kinder in einem repressionsfreien Klima demokratisch erzogen 
werden. 

Andere Formen des Zusammenleb~ns wiez.B.Hohngemeinschaften sollen durch 
viohnungsbaupo 1 iti sche Entschei dungenermöglicht werden. Darüber hi naus 
wird es anfangs notwendig sein, die Mitglieder größerer Lebensgemein­
schaften bei de.r Entwi ckl ung partnerschaft' i cher Umgangsformen mH 
Beratung zu unterstützen. 

Eine Weiterentwicklung der Lebensformen kann jedoch nicht ohne inten­
sive Bemühungen um eine Fortsetzung der Emanzipation erfolgen, weil 
alternative Gemeinschaften nur bei materieller Gleichheit der Partner 
wirkliche Alternativen sind. 
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Kinderbetreuungskosten 

~ie Deutschen Jungdemokraten sprechen sich gegen die im November 1979 
l~ Bundestag beschlossene Regelung der steuerlichen Absetzbarkeit von 

. Klnderbetreuungskosten aus, welche vorsieht, daß bis zu D~11200,- pro 
Jahr vom zu versteuernden Einkommen für Kinderbetreuungskosten abge­
z~gen werden können: Diese Regelung wird in den CDU/CSU-regierten 
Lan~ern ?hne Nachwels der Ausgaben Anwendung.Jlnden"jo_d.enSI'Dhzw, 
s?zlal-llberal-regierten Ländern nur bei Nachweis. 
~le Jungd~mokraten setzen sich vielmehr für eine Regelung ein, bei der 
Jedem erzlehungsberechtigten ElternteiTprö Kind iJ&Alter bis zu 12 
Jahren (beginnend aber erst nach Beendigung des bezahlten Eltern­
schaftsurlaubs) ein Abzug von der Steuerschuld in Höhe von DM 1800.­
pro Jahr für K~nderbetreuungskosten zur Verfügung steht, soweit diese 
A~fwendungen mlt dem Ziel gemacht werden, dem Erziehungsberechtigten 
~le Beruf~tätigkeit zu ~rmöglichen. Der gleiche Steuerabzugsbetrag soll 
Jedem erZlehungsberechtlgten Elternteil zur Verfügungstehen,soweit 
e~ alter~ativ z~ gemachten Aufwendungen wegen der Erziehung seines 
~lndes elne ~er~nger~ als die normale Wochenarbeitszeit erwerbstätig 
1St und sowelt lhm hlerdurch Verdienstausfall entsteht. 
Verzichtet ein Erziehungsberechtigter ganz oder im wesentlichen auf 
Erwe~bstätigkeit, ist dieser Kinderbetreuungsaufwandnicht:notweildig. 
In d,esem Fall kann der auf den betreffenden -Elternteil entfallellde ,,_ 
Betrag - wie im Bundestag beschlossen - vom-zu'versteuernden Einkommen 
abgesetzt werden. Der genannte Betrag des Abzugs von der Steuerschuld 
g~ lt für ei n Fami 1 i eneinkommen von 36.000 DM netto pro Jahr. Erunter-_ 
l!egt, da bei höherem Einkommen die Tragbarkeit von Aufw~ndungen wächst, 
elner Degressl'on auf 0,- DM bei einem Einkommen _von 72.000 DMnetto 
pro .Jahr. In Ausbildungszeiten werden gleichwertige staatHcheZu~ 
schüsse gezahlt. Alleinstehende Erziehungsberechtigte erhalten den 
doppe lten Betrag. 
Begründung: 
Unter den gegebenen Rahmenbedingungen (d.h. zu geringe Anzahl guter 
und kostenloster Betreuungsmögl ichkeitenfUrKleinkimler •.. :hohe -Kosten 
für Tagesmütter oder privater Kinderbetreuungsinitiativen) halten die 
Jungde~okraten die im Bundestag verabschiedete Regelung für völlig 
unzurelchend, da sie im Falle eines durchschnittlichen Steuersatzes 
l~digl~ch eine Steuererleichterung von da. DM 30,- pro Monat bedeutet, 
dl~ kelnen wesentlichen Beitrag zu einer gleichberechtigten BerufStätig_ 
kelt ohne unerträglich hohe gleichzeitige Kinderbetreuungskosten leistet. 
Das oben genannte Modell bedeutet jedoch je nach Höhe des Familienein­
kommens einen monatliche Beitrag zu Kinderbetreuungskosten von bis zu 
DM 300,-, ein realistischer Weg den Familienausgleich gleichberechtigungs­
konform und übereinstimmend mit der Beschlußlage der DJD zu diesem Be­
r~ich zu finanzieren, da Vergünstigungen in dieser Höhe einen wesent­
"chen Bel trag zur Bezah 1 ung von bei spi e 1 swei se ei ner Tagesbetreuungs­
person oder zur Aufbringung der Kosten einer privaten Kinderbetreuungs­
initiative leisten. 

Kindergeld 

Die Jungdemokraten fordern, daß Empfängern von Sozialhilfe das Kindergeld 
nicht mehr als Einkommen angerechnet wird und dementsprechende Schritte zur 
Verwirklichung im Parlament und öffentlichkeit unternommen werden. 

Begründung: 
Nach dem Kindergeldgesetz wird Kindergeld vom ersten Kind an gezahlt, unab­
hängig vom Arbeitsplatz und Einkommen der Eltern. formal bekommeIl es auch 
Eltern, die für sich und/oder ihre Kinder Sozialhilfe erhalten. Jedoch 
wird ihnen das Kindergeld als Einkommen angerechnet (§ 76 BSHG) und von 
der Sozialhilfe abgezogen, so daß sie faktisch kein Kindergeld erhalten. 
Sozialhilfeempfänger, in diesem Bereich-sind es hauptsächlich a~l~inerziehende 
Elternteile Großfamilie, deren Einkommen zu gering ist und Famlllen, deren 
Ernährer infolge Krankheit ober beruflicher Entwertung der, Arbeitskraft im 
Strukturwandel des Wirtschaftssystemsaus'dem-ErwetbSbereich ausgewiesen 
wurden, haben nur ein solches Einkommen, das die pure. EXistenz sichert, d.h. 
das Leben erhäl t. So werden ausgerechnet d,iejenigen Familien durch die be­
stehende Regel ung benachteiligt,di e am ÄRMSTEN in unserer Gesell s~haft 
si nd deren Ki nder unter den finanzi ellen, gesundhei tli chen, pSYChl sehen 
und berufl i chen Nachteilen 'am stlfrksJenzlFTefden haben .. 

So erhielten 1979 z.B. im Bundesdurchschnitt 
Ki nder bi 5 7 Jahrenm4 13.3;,-: 
Kinder von 8-11 Jahren D~' 192,~-
Kinder von 12-15 Jahren DM. 222.-~ 

- JUgendl icne von 16-21 JahrenDt! 266.~~ 

als monatl i ehen Regel satz (1 aufende Hi lfe zum Lebensunterhalt), der a 11 es, 
was an tägl i ehen Lebenshaltungskosten anfällt,abdecken soll. 

So werden z. B. ei nem Ki nd etwas über D~1 2 ,--im ~10nat für Spi e 1 zeug zu­
gesprochen. Diese Situation ist unbefriedigend.~ozi~lhHfe-~.nitiativen 
haben deshalb unter Betei1igungvon ca. 1500 Sozlalhllfeempfangern am 
20. Oktober '79 in Bonn für die Nichtanrechnung des Kindergeldes de­
monstriert da dort im Parlament augenblicklich die 4. Novellierung des 
Bundessozi ~ 1 hilfegesetzesimAusschuß für Jugend. Famil i e und GesUJIdhei t 
beraten wird. 

Es sollte darauf hingewirkt werden, die Betroffen~nin ihrem berecht~gtem 
Anl iegen zu unterstützen und i nnerhal b der Nove1l1 er~ng des. BSHG dahl n~ 
gehend einzuwirken, daß der § 76 Abs. 1 BSHG soerweltert wwd, daß das 
Kindergeld nicht mehr als Einkommen angerechnet werden kann. 

Elternschaftsurlaub 

Der Elternschaftsurlaub wird auf ein Jahr ausgedehnt. 
Jeder der Elternteile hat AnrecbLauf.lün. halb.e.s. JabrElternurlC)ub 
oder ein ganzes Jahr Halbtagsarbeit, auch wenn nur ein Elternteil 
berufstäti g ist. . 

Dabei soll das Nettoeinkommen bis zur Höhe von Dt4 2.000,- (fiir jedes 
weitere Kind DN 200,--mehr) weitergezahltwerden. 

Eine übertragung des Anspruches ist nicht möglich. 
Bei Alleinlebenden erhöht sich der Anspruch auf ein Jahr. 
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Gl ei chberechti gungsgesetz für sexuelle r,1i nderhei ten 

1. Gleichberechtigu~gsgesetz für sexuelle Minderheiten 

Um die bestehende Diskriminierung sexueller Minderheiten abzubauen, 
fordern die Deutschen Jungdemokraten ein Gteichberechtigungsgesetz. 
Di e Bundesde 1 egi ertenkonferenz, hatiaJbremB.eschlus.s",zu,eine!ll.Anti" 
Diskriminierungs-Gesetz bereits festgelegt, daß ,in diesem Ausführungs­
gesetz zu Arti ke 1 3 des Grundgesetzes auchdi,e sexue 1,1 enMi nderhei ten 
vor Benachtei 1 i gungs zu schützen -se; en :'Zuvor 'jed6Cn' s'i nd die bestehen­
den gesetzlichen Diskriminierungen zu beseitigen. Die Jungdemokraten 
fordern daher die Bundestagsfraktion der F.D.P. auf, dienachs'tehenden 
Gesetzesänderungen als Gleichberechtigungsgesetz im Bundestageinzu­
bringen: 

!.:._~!19~I!I~i!:!~!:'_§1~i~bb~it~9!:'~!:!2~~!~ 
1. Im Artikel 3 Absatz 3 des Grundgesetzes ist zusätzlich alJfzunehmen, 

daß niemand wegen seiner sexuellen Orientierung oder wegen seines Fa-
mi li ens tandes benachteili gtwerden darf. " ' 

2. Im Beamtenrechtsrahmen esetz (§ 7)undimBuridesbeamtengesetz 
(§ bs. 1 st zu veranern, daß auf die Auswah 1= ven Beamten 
sexuelle Orientierung oder FamilienstandkeinenEinf~uß haben dürfen. 

!!:._~~i~~_~~~!!:~f!!rJ9_2~!:_f!:~i'!!illig~!:!_~!:!2_~i!:!~~!:'!:!~nl!!lifn~!]_~~~!!~li!~! 
1. Die Paragraphen 173 (Inzest), 174 (Sexualität mit Schutzbefohlen~n), 

175 ( besonderes "Schutzalter" fürmännlicheHomösexl.lelle)~ 176:(Sexual i­
tät mit Kindern) sind zu streichen. 

2. Die Beschränkung der Paragraphen 177 (VergewaltiquJlg), 178 (sexuelle 
Nöti gung) 179 (sexueller r,1i ßbrauch Wi derstandsunfähi ger) auf außerehe-
1 iche sexuelle Handlungen ist aufzuheben. Auch Ehefrauen habenein 
Recht auf Schutz vor Vergewal tigung. überdieS jS{§)77neSfhlec:;hts­
neutral zu formulieren und auf beischlafähnliche Handlungen auszudehnen. 
In allen drei Paragraphen ist ein Absatz anzufügen, der sicherstellt, 
daß ein Begehen der Tat an Kindern strafverschärfend wi rKt. 

3. Der erste Absatz des Paragraphen 180 (Förderung sexueller Handlungen 
Minderjähriger) ist zu streichen. 

4. Im § 226a (Ei nwi 11 igung des Verletzten zur Körperverletzung) ist in 
Absatz 2 einzufügen. ' 
"Di e wi rksame Ei nwi 11 i gung des Verl etzten führt zu Straffrei heit" 

!!!.:._~i!]~~!~~_Qi~~!:'il!!irJi~!:,!!~g~~~!:,~Q!~ 
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1. Im Bür erlichen Gesetzbuch ist nach § 611 ein neuer Paragraph einzufügen: 
"(1 er rbeitge er darf einen Arbeitnehmer bei der Begründung eines 
Arbeitsverhältnisses, einer sonstigen Vereinbarung oder einer Maßnahme, 
insbesondere bei einer Weisung oder einer Kündigung nicht wegen seiner 

(~)u~!~~~ö~~i ~~;i ~~~~f t~:b:~h~:~!~ gÄb~a tz-r'sogllfdas"Arll"eTtsverhiil {nE 
als zustandegekommen bzw. die Kündigung als nicht erfolgt." 

2. § 174 1 des BGB erhält einen Absatz 4: 
"(4) Das WohTdes Kindes wird durch die sexuelle Orientierung des an­
nehmenden nicht beeinträchtigt." 

3. Durch ei ne Änderung des § 37 Soldatengesetz ist si cherzuste 11 en, daß 
Homosexuelle nicht diskriminiert werden. 

Argumente Homosexualität 

Der Vertreter im F.D.P.-Bundesvorstand wird beauftragt, die 

Berliner"Argumente" zum Thema Homosexualität" vom 13.2.1979 

auf der nächsten Sitzung des F. D. P. ~Bundesvorstand,es, einzu." 

bringen. 

Krankengymnasti k für Körperoel1inderte an Schulen 
Die Kultusministerkonferenz wird aufgefordert; eine Unterrichtseinheit 
Krankengymnas ti k für körperbehinderte SchülgLap~:tatt des ~urses "Sport" 
in allen Bundesländern an den, reformiertenOberstufen anzubieten und al s 
Grundkurs anzuerkennen. Di eser Grundkurs sollaußer~al b de~ "normal en': . 
Unterri chtszeit stattfinden .El",tst-Jahl'gan!ls.stll-~enubergre-lfendl1n~- W1 ~d 
in Gruppen von max. 5 Körperbehinderten von eIner Kranke~gymnasl~stln 
betreut und bewertet. DerGrundder Körperbehinderung ist dlffE;rennert 
zu berücksichtigen. Die SdluJträger werden ~erpflichtet, ggf. 10 Zus~mmen-
arbeit mit freien Trägern für die technlschen, personellen und flnan-
ziellen Voraussetzungen zu sorgen. 

Begründung: 

In der Neuordnung der gymnasialen Oberstufe inder Fassung vom 15.3.1978 
ist die Rede von Wahlmöglichkeichten, die den Schülern angeboten werden 
sollen. Weiter heißt es in einem Absatz (§ 4,Abs. 3,1. Satz): "Art und 
Umfang des Fächer- und Kursangebotes der einzelnen Schule hängen von 
ihren persorie 11 en, räuml i chen und sachlichen ~lögl i chkeiten, sow; e der 
Zahl der Schüler ab". 

Das aus Erfahrungen in den meisten Oberstufen nur die Rede von einer be­
schränkten WahlmHglichkeit ist, ist eine Tatsache. Was den zitierten 
Satz betrifft, so sagt dieser eine zweite Tatsache aus: Minderheiten 
werden in unserem Bildungssystemkaum berücksichtigt. 

Körperbehinderte müssen an den'hessischen Oberstufen einen zusätzlichen 

'~~~t~~:r:aa~e }{~e~~h~ri5}~ch~gii~~~~!~&~T~3ijf~~h;Z~f{frii~i;r ~6b~is~~nn~e-
schüler für Körperbehinderte noch beschränkter sind. 

Hier muß nach einer sofortigen Lösung gesucht werden, die nur so heißen 
kann: Krankengymnasti k als Kursangebot i n ,~er Sekundarstufe I!. 
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Wehrdienst für Frauen 

Die Deutschen Jungdemokraten 1 ehnen entsprechend ihrem antimi 1 itari stischen 
Anspruch die Einführung jegl ichen Wehr- und Zivildienst für Frauen ab, da 
diese weder zur Emanzipation der Frauen beitragen oder auch nur zu einer 
Änderung der Rollenverteilung zwischen den Geschlechtern in der Gesellschaft 
führen. 
Außerdem kann ei ne 501 \:he Dl ens tpfl kht zu einer ·l'mswe'ttt.ln'!jdes'1i1i'Htiir; sehen 
Potentials beitragen und so der Entspannungs- und Abrüstungspolitik schaden. 

Begründung: 
Als 1949 die Bundesrepbulik gegründet wurde stand eine Wehrpflicht nicht zur 
Debatte, geschwei ge denn ei ne Heranzi ehung von Frauen zum r·lil itärdienst. 
Auch noch 1956, als die allgemeine Wehrpfl icht für t1änner eingeführt wurde, 
war die Einberufung von Frauen zum ~1ilitärdienst undenkbar. Erst 1968 -
durch die Notstandsgesetze - rückte dies in den Bereich des t1öglichen: 
Es wurde die Voraussetzung geschaffen, Frauen für den zivilen Dienst zu 
verpflichten. 
In Art. 12 a Abs. 4 GG heißt es nun: 

" ... können Frauen vom vollendeten achtzehnten bis zum vollendeten 
fünfundfünfzigsten Lebensjahr durch Gesetze oderaufgrund eines 
Gesetzes zu derartigen Dienstleistungen (el.h.-Dienstleistungen 
im zivilen Sanitäts- und Heilwesen, sowie in ortsfesten militärischen 
Lazarettorganisationen; d. Verf.) herangezogen werden. Sie dürfen auf 
keinen Fall Dienst an der Waffe leisten." 

Gl ei eh danach wurde für den zi vil den und mil i täri sehen Berei eh 150.000 
Schwesternhelferinnen ausgebildet. 1975 schlugderl1artmJl:nrt:flun'd vor, 
schon in Friedenszeiten ein "Bundeswehr-Schwestern-Korps" für den Ver-
tei di gungsfa 11 zu gründen. Im sel ben Jahr wurden die ersten achtzehn Sani­
tätsoffizierinnen rekrutiert. Seit Ende des 2. Heltkriegs waren dies die 
ersten weiblichen Soldaten der Bundeswehr. 
Inzwi sehen wi rd. vor a 11 em seit e~i ner Ste 11 ungnahme. des. Bundeswehrverbandes 
1978, seit Artikeln in den großen Illustrierten und pölitischenMagazinen 
1979 die Frauenmilitarisierung,öffentlich diskutiert. Das häufigste. und 
wichtigste Argument in dieser Diskussion ist, daß mit dem Einrücken von 
Frauen in die Kasernen die Emanzipation ein Stück weiter kommen wUrde. 
Dieses Argument ist auch deshalb so wichtig, weil es Anklang bei einem 
Teil der Frauenbewegung gefunden hat und diese sogar in der Frage der 
Frauenmilitarisierung gespalten ist. Die Jungdemokraten sind der Auffassung, 
daß weder die Frauen noch die Gesellschaft dem Ziel der Enlanzipation einen 
Schritt näher kommen, wenn sich die Frauen dieses bisher ausschließlich 
von Männern beherrschte Gebiet "erobern", bzw. wenn ihnen vorgeschrieben 
würde, daß sie die in den geburtenschwachen Jahrgängen ausfallenden männ~ 
lichen Rekruten zu ersetzen haben. 
Bis heute ist es nicht gelungen, im Berufsleben auch nur annähernd tat­
sächliche Gleichberechtigung zwischen den Geschlechtern herzustellen. 
Umso mehr muß bezweifelt werden, ob dies bei einer so hierarchischen 
und autoritären Institution wie der Bundeswehr Uberhaupt vorstellbar ist. 
Gerade dort wird nicht ein gleichberechtigtes Miteinander, sondern ein 
Unterordnen unter sinn lose Befehle und "Kadavergehorsam !je 1 enY"f." 
Gerade dies aber würde bei vielen Frauen das unter Umständen mühsam er­
worbene Selbstbewußtsein zerstören und damit nicht einen Schritt vorwärts, 
sondern einen zurück bedeuten. Es ist schon schl imm genug., daß Männer diese 
Prozedur über sich ergehen lassen müssen, insbesondere, wo. die Verweigerungs­
möglichkeiten immer weiter eingeschränkt werden. 

Für die Jungdemokraten kann es kein Ziel sein noch mehr Menschen dieser 
Institution auszusetzen. 
Gleichberechtigung in diesem Zusammenhang bedeutet für die DJD nicht, 
Frauen den Zugang zur Bundeswehr zu erschließen, .sondel~ndaß Frauen 
zusammenmit !'1ännern für Frieden undAbrüstungk~pf~.~jede Art von 
r~assenmord ablehnen und jede Mitwirkungdaran verweigern. Krieg ist 
gleichbedeutend mit Massenmord an überwiegend Wehrlosen! Es kann nicht 
das Ziel von Emanzipation sein, nur Frauen von.solchen.Verbrechen fern­
zuhalten; vielmehr müssen sich auch hier die Männer. emanzipieren. 
Emanzipation kann nicht darin bestehen, daß Frauen gleichberechtigt 
andere Menschen bekämpfen und töten. Sie kann nur darin bestehen fried­
liches und gleichberechtigtes Zusammenleben zu einem elementaren Bedtirf­
nis zu machen. 
Viele ~Ieib 1 i ehe Befürworter der Wehrpflicht für Frauen meinen, daß Frauen 
aus einem wichtigen Machtbereich ausgeschlossen seien und das es notwendig 
se1, daß Frauen hier mitreden. Oie Jungd~mokraten fragen sich jedoch, was 
das für eine Macht ist, die Frauen da erobernsolletl. Kann und sQl1te es 
das Ziel der Emanzipation sein. die Macht zu erobernin andere Länder ein­
zumarschieren, Völkermord zu begehen und ganze Landstriche mit chemischen 
und biologischen Kampfstoffen zU'l~r$euche!1? 
Die Jungdemokraten sind der . .tIuf1'assblng,daß .. v.i!ilmehr die Bekämpfung und 
Abschaffung dieser Macht das Ziel sein sollte. Dies wird jedoch gerade 
nicht dadurch errei cht, daß Frauen in die Armee gehen. Vie linehr werden 
Frauen dort lernen die Institution Bundeswehr~u akzeptieren, dieser Macht 
zu gehorchen oder - sollte es ihnen doch einmal gelungen sein. in entschei­
dende Positionen zu kommen - die herrschenden Vorstellungen so zu verinner­
lichen, daß sie sie - wenn überhaupt·- nur noch schwer ablegen können. ' 
Vielfach wird versucht, den Frauen ihre Rekrutierung schl11ackhaft zu machen, 
indem gesagt wird, daß die öffnung der Bundeswehr zusätzliche Arbeitsplätze 
und Qual ifizierungsmögl ichkeiten für Frauen schaffe. Damit würde - wird 
behauptet - wiederum die Benachteiligung der Frau auf dem Arbeitsmarkt 
verri ngert. Es ste llt sich hi er jedochdi e Frage. ob es bei den Täti gkeits­
feldern, die in der Bundeswehr für Frauen geöffnet würden nicht auch nur 
um sowieso 'typisch weibliche' auch in der Wirtsc~aft zur Verfügung stehende 
Berufsgruppe geht. Frau kann da Köchin werden, um die Soldaten bei Kräften 
zu halten. Frau kann Pastorin werden, um den "Kämpfern" seelischen Beistand 
zu leisten, bevor sie lossch.lagen. Frau kann Ärztin werden, um die Wunden 
zu heilen, damit die Front wieder funktionierendes "Menschenmaterial" er­
hält. Oder Frau kann in die Verwaltung gehen, denn Krieg muß ja seine Ord­
nung haben. Abgesehen davon, daß es sich um "typisch weibliche" Aufgaben 
handelt, sind dies ganz offensichtlich Tätigkeiten, die dem Ziel Emanzipa­
tion entgegenwirken, da sie die zu bekämpfende Macht unterstützen und zu­
sätzlich ~1änner für die direkte Kriegsführungfreistellen. 
Wie kommt es dazu, daß einige Frauen meinen, daß das Einrücken von Frauen 
in die Bundeswehr ein Schritt zur Emanzipatio~ sei, andere aber dies be­
streiten? Diese unterschiedliche Haltung läßt sich durch zwei verschiedene 
Auffassungen von Emanzipation erklären. Oie eine geht davon aus, daß eine 
Frau durch Loslösung vom Mann Emanzipation erlangen könne, den tlann also 
als Feind betrachtet, gegen den es gilt anzukämpfen. Dies bedeutet auch: 
.LI 11 eNachtbereiche .diedel"~1anA ·lnnehat-"müssen«ven,F.pauen erobert werden. 
Folgerichtig sind diese Frauen auch dafür, daß Frauen in die Bundeswehr 
gehen, um dem l'lann auch hier die Machtposition streitig zu machen. Dabei 
übersieht diese Betrachtungsweise, daß nicht nur die Frau in der heutigen 
Gesellschaft in eine geschlechtsspezifische sie unterdrückende Rolle ge­
z~/ängt ~Ii rd, sondern eben fa Tl s der ~lann. 
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. d U t drückung bei der Geschlechter durch 
Die andere Position,.d~e von er n er ritt die Auffassung, daß mit 
ihre geSChlechtsspezlflschhe RO~le au~ge~;~ ~:~~llschaftlichEmVerhältniSSe 
dem Mann zusammen versuc t wer e~ mu , .. l' h Gl . chI) 'Ugung bejder 
dahi ngehend zu ve~änder~, daß ell ne t ta~s~c~ 1 ~~~; e,~b {;. a.·'Y911, H~.rrschafts::-
Geschlechter errelcht wlrd. Ver ang .. \'IJ.L~ ... ~. . enelll -~-~ 
und ~lachtstrukturen, die zur Unterdruckung an ~rer '",' 

k t der~ttffass~~·daß-·e&·u.n&i rmlg und 
Mit diesen Fraue~ si~d die Jungdemo ra e:n Denn das \~üräe eben bedeuten, daß 
gefährlich ist, ln dle Bun~esw:hr ~u g:h. titution unterdfücktwerden 
die Frauen selbst noch zusatzllch ln dleser. Ins . ~·····t .• 
und/oder andere unterdrücken müssen, was beldes glelch schllmm lS . 

"Deshalb: Frauen in die Bundeswehr? Nein! 

i • P B destagsfraktion auf, s'ich energisch 
Sie fordern insbesondere dle F :0. .-h u~mmer gearteter Dienste. obfreiwi 11 ig 

, gegen die Einführung solcher Wle auc . .... 

oder verpfl i chtend z~u~w:en~d:e:::n~'="",=y-~;r:7ri;:J:;;-~~~~~~~ 

Reform der Hinterbliebenenrente 

A f d des vom Bundesverfassllngsgericht ausgespro.chenen Auftra,gsob::-
u grun . ' d Gl' hb rechti n llngsgebot der 1 iegt es dem Gesetzgeber bis 1984 elne . eme~c, e. . '.' ":", .. "" '. '0 ffen 

. Verfassung entsprechende Regelung der Hlnte~tilletl:nenversor~ngz~nt~:r . 
Die Jungdemokraten weisen darauf hin, daß dle Glelch~erecht~gung 1., 
Altersversorgung durch eine bloße Verbesserung der Hlnterbl~ebene~ver­
sorgungnur ganz partiell vorangebracht wird. Glei chbe~echtrgu,ng 1 st 
nämlich zunächst einmal dadurch zu verwirklichen daß Jede., rau. 

.sG 

di e all ei nstehende) und die. .. t. t 
Ehe eine eigenständige, der Altersstcherung de: ~Ianner glelchwer '. ge. 
A lterss i cherung haben. Di e Reform der Bi nterb 1 ~.ebenenversorgung m~ß daher 
Hand in Hand gehen.mit einer die Gleichberechtlgung von t1ann.und ~au 
fördernden Gesamtreform der Sozialversicherung. Bezogen aufdenTell­
aspekt Hinterbl iebenenversorgung hei.ßt das: 

Der Lösungsvorschl ag der Sachvers tändi genkommi ss i on, .der auch von der 
F .0. P. befürwortet wi rd, das Modell 2 der SachverS,.tändigenkommission 
(Modelle sh. Anlage) die sogenannte "Teilhaberente" , ist nach Auffassung 
der Jungdemokraten ungeeignet, eine gleichberechtigte soziale Sicherung 
der Frau zu verwirklichen. Trotz erheblicher Mehrkosten für die Sozial­
versicherung (und damit für künftige Beitragszahler und ~zahlerinnen 
tri tt ei ne Gl ei chberechti gung zwi schen Mann url<rFrau-:wahrend de-r~~ieit; 
ihres gemeinsamen Lebens überhaupt nicht auf. Zusätzlich e'rweitert 
das Modell 2 das Ausmaß öffentlicher Leistungen, die .speziell dazu 
dienen, daß der Alleinverdiener in einer Ehe den nichterwerbstätigen 
Ehepartner für die häuslichen Dienst]eistungen~.entschädigen soll. 
A llei nstehende Arbeitnehmer und gemei nsam ber.ufstäti ge Ehepaare werden 
bei dieser Lösung strukturell benachteiligt. 

Die Modelle 1 und 2 verbessern zwar finanziell die Lage derhinterblie­
benen Ehefrau im Regelfall. Sie stellen aberweiterhtrr vifftt~rauf'~ie 

s,·~i-··· .. -herkßmmliche ROllenverteilung ab. Soweit siefinaniieneVe.~r6esserungen 
für di e Hi nterb li ebenen bri ngen, fehlt aber der finanz i e 11 Ei Zusammen­

zwi schen der höheren Lei stl!ngder~eiderseits 'D~fufstätigen Ehe-
r und ihrer entsprecliendE!.iltt"tefsVer$Q:r'gllng.:::~D1e hauptsäcm iche 

~ .. ~;;..; ...•• v.'en).esselrurlg tritt.ein, wo dierollenkonfel'll]ehirite.rb"Hebene Hausfrau 
·-{lI'--:~-:-I:!+A Teilhaberecht an der Rente des berufstätTgenMannesernm-:-Lrfe-·----~~·~--­
... -~--.~ Modelle 1 und 2 enthaiten keinen Ansatz. dal\in~,daßeTne GTEiichberech:' 

tigung in der Alterssicherung der Friju nur mit einem eigenständigen 
_~nspruch aus entsprechender Bei tragsleistung-so-ride--~atrges'tchert~ -

werden kann. 

~4~~~~.J:l~'''''_~_'." .. erkennt diese Probl~~ a~e"lffi\%er ~i~Httng-_u 
gen Beitragssystems di e Konsequenz, daß das Spl itting. keine 

ichen Renten für beide Teilebringt.ModelT {lehnt die mit 
.'~"'·'·"""I'lihererRenten 1 eis tung zwangs 1 äufi gverbundene zusätzliche Beitrags lei stung 

ab, weil diese Zusatzbelastung für die rollenkonform'gedachte Familie für 
cht tragbar gehalten wird. 

Jungdemokraten fordern daher eine Kombination der Modelle 3 und 4, weil 
hi erdurch die fi nanzi elle Bas i s für ei ne ausrei chende und gl ei chberechti gte 
Altersversorgung geschaffen wi rd. Gl ei chzeitig\"i; td~ej n Anstoß zum Abbau 
der rollenkonformen Familien gegeben. Wer als Mann häusliche Dienstleistungen 
in Anspruch nehmen wi 11, soll dafür auch seinen Beitrag für di e A ltersver­
sorgung der dienstleistenden Frau zusätzlich leisten. 

Die Jungdemokraten halten nur dann eine Reform der HinterbHebenenversorgung 
für dem Gl ei chberechti gungsgebot entsprechend, wenn e.i ne Rentenvers i cherungs-
pflicht bei der Ehepartner mit dem laufenden Rentensplittjngkombiniert wird, 
wie es die nicht zum Lösungsvorschlag erhobenen Modelle 3 und 4 der Sachver­
ständigen Kommission vorsehen. Für den eventuell haushaltsführenden, nicht 
erwerbstätigen Ehepartner bedeutet dies eine Pflichtversicherung mit Bei~ 
tragsleistung aus dem Familieneinkommen. Jeder Ehegatte erwirbt in diesem 
Fall einen eigenen Rentenanspruch aufgrund eigener Beitragsleistung. Eine 
Hinterbliebenenrente errechnet sich dann aus 70 oder 75 % der Gesamtversor~ 
gung der Ehe 1 eutezu.z~~l i ch derej~genen, außerh~ 1 b der Ehe er\:lorllerteLAnsprüche. 

Die mit Kindererziehung und den verschiedenen Formen von Lebensgemeinschaften 
• zusammenhängenden Fragen der Beitrags- und Rentenleistung haben die DJD in 

ihren sonstigen Beschlüssen zur GleichberechtigUng' festgelegt. 

;J 

Darstellung der vier ~'iodelle in der Anlage tS,::'-8·I!C) 
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Vo<sohläge de, 84e, Kommt"lon fü, die So,I.le Siohemng de< '<au und de< Hlnterolt,benen J 
i 
U 

0 "," ,~~.,~d _~~~~ ... !~~~~~"b:~~~~~:~., I 
lassungsgerichls vom 12. März Frau den Unterhalt bestritten hatte; zum 

ehe Koslenbelastung könnte eine große 
Zahl verheirateter Frauen zur Arbeits­
aufnehme zwingen. Ferner führt dieses 
Modell zu einer Überversorgung im Al­
ter, wenn beide Ehegatten ihre Renten 
beziehen. 

Der Lösungsvorschlag der Kom­
ml8lllon: Modell 2 - TeIlhaberente 

1975 wurae der Gesetzgeber auigelor- anderen behäli derMfihhseihinreiile Nacn tiiesem Modeir ii1mml jeder Eh,,- I 
dert, bis zum Jahr 1984 die Hinterblie- ungekürzt, wenn seine Frau stirbt, wäh- gatte laufend - bereits zu Lebzeiten - Je !l. Nach diesem Modell soll es beim gel-
benenversorgung in der gesetzlichen rend die nicht selbst versic!J!!Jle .. Fral,! _ ZUJHälf1ean den in der Ehe_erworbenen~ tenden Recht verbleiben, solange beide 
Rentenversicherung auf der Basis der nur 60 % der Rente Ihres verstorbenen Rentenanwartschaf1en teil. Dies hat zur -;_._.' Ehegatten leben, d. h. jeder Ehepartner 
Gleichbehandlung von Mann und Frau Mannes erhält. Andererseits bezieht die Folge, daß beide Ehegatten während ,- erhält eine eigene Rente, wenn bei ihm 
neu zu regeln. Frau mit einer eigenen Rente zusätzlich der Ehe in gleichem Umfang zum versi-! _ein Versicherungsfall eintritt. 

Nach heute geltendem Recht erhält die noch die Witwenrente, ohne daß ihre ei- Che .. rt. e. n per.son. en. kre. is ge .. hb.-ren und be-.·.· •. ·.-•. I..... Erst wenn ein Ehegatte stirbt, soll eine 
Witwe Witwenrente, o~_ne daß außer gene Rente angerechnet würde, wäh- reits zu Lebzeiten gleich hohe Renten- ! Neuregelung eintreten. Diese geht vom 
dem Tod des Mannes weilere Voraus- .endder Mann im allgemeinen euf seine ansprüche erwerben. Eine Hinlerblie- ~ Prinzip der Teilhabe aus, d. h. der über-
setzungen vorliegen müssen. Dagegen Rente beschränkt bleibt, weil er die Vor- benenrente würde es nicht mehr geben, ; lebende Ehegatte partizipiert an den 
erhält der Witwer nur dann Rente, wenn aussetzungen für eine Witwerrente in Dieses Modell wurde vor allem deshalb 'f; Rentenanwartschaflen des Verstorbe-
Ihn seine Frau überwiegend unterhalten der Regel nicht erfüllt. ebgelelvll,weil das reine Splitting zu ei- ::: lien. Ererwirbfmitdem Tod des anderen 
haI. Diese Ungleichheit in den Voraus- Trotzdem liegt die Versorgung der Wit- ner erheblichen Minderung des Verso.-' _Eh_egatten einen eigenen Rentenan-
setzungen ist nicht mehr verfassungs- wer noch durchschnittlicbuber der der !lungsniveaus führen kann. Ferner wird':- _~pruch, der sich aus den Rentenan-
gemäß. Witwen, auch wenn diese neben ihrer 'durch das Splitting die Lohnersatzlunk- ,~ wartschaflen beider Ehegatten zusam-

W" t···· rh It' tion der Rente aufgegeben. Weitere:! 1)1",nsetzt Dabei erhält der Überlebende 
Die Bundesregierung hat auf dieses Ur- I wenren e eme eIgene e a en. _ -Schwächendieses-Modelis liegen darin.'! '. __ . die_se_ Rente aber nicht bereits mit dem 
leil hin eine unabhängige Sachverstän- Die Kommission hatzuf Lösung der ihr daß sich~das finanz·ielle Risiko wegen: Tod des enderen, sondern erst, wenn 
digenkommission eingese!.< t, der 17 übertragenen Aufgaben 4 Modelle erar- der nicht übemchaubaren notwendigen bei ihm selbst eine Bedarfssitualion ein-
Mitglieder aus dem Bereich d.,r Wissen- beileI. Daneben hat sie Maßnahmen Härtefallregelung nicht . quantifizieren tritt. 
schaft, der Bundeslagslraktionen, der vorgeschlagen, die unabhängig \/on den- läßt, die erforderlichen komplizierten - -'-:Hierbei ist zwischen den Bedartssiluali­
Gewerkschaften. der Arbeitgeber, der Modellen verwirklichi werden können. Regelungen zu einem erheblichen Ver- onen zu unterscheiden: Bei Be rufs-
Länder, der Kirchen, der gesetzliChen waltllngsaufw~am:lfiihren, eil1_~Obertra-oder Erwerbsunfähigkeit sowie bei Er-
Rentenversicherung und des Deut- Die Modelle 1; 3und 4 hat sie abgelehnt gung euf andere Sicherungssysleme retchen~derAltersgrenze der gesetzt;. 
sehen Frauenrats angehören. Die Diese Modelle werden daher im folgen- nicht möglich ist und verfassungsreeht- chen Rentenversicherung erhält der 
Kommission hat ihren Berichl am 21, den nur kurz dargestellt: liehe. Bedenken wegen' Verletzung des . überlebende Ehegatte die Teilhaberen-
Mai 1979 lertiggesleill. Art. 6 Abs. 1 Grundgesetz be-stehen, le;bei Kindererziehung und bei Errei-

M d ,. 1 AI. I 1I t HI troll chen des vorgerückten Alters erhält er Zusammenfassung der 0 \Oll : .. ge e e e n e e- Modell 4-_ Hausfrauenpfllch".erill-b .. dagegen eine abgeleitete Rente, die 
wesentlichen Ergebnisse enenversorgung eherung Sich allein aus den Anwartschaften des 

Sie hat dabe' zunächst die heutige Si­
tuation im Rentenrecht untersucht: 
Das bestehende System der sozialen Si­
cherung beruht auf derfrüher in der Ehe 
vorherrschenden Aufgabenverteilung 
von Mann und Frau. dllr Mann verdiente 
den Umerhalt, die Frau führte den 
Haushalt .und erzog die Kinder. Di,~se 
Rollenverteilung hat sich deutlich !~e­
wandelt, heute sind viele Frauen berufs­
tätig und erwerben eigene Rentenan­
sprüche. 

Gleichw'lhl erhalten die Frauen in dei 
Regel n,o..Jrigere Renten als die Männer. 
Das liegt daran, daß sie meist kürzere 
Versicherungszeiten haben, weil sie 
wegen Kindererziehung aus dem Berul 
zumindest vorubergel1end ausgeschie 
den sind. Oft erhalten sie auch .iedri­
gere Löhne und Gehälter als Männel 
... a. wege, Ihrer u'lzureichenden Aus­
)j\oL'rg 

,";! nf' i~· d142 he ;; h;n~erbllp.benen-

'sr:..;orglJ-:q f'JI \,tVlT ~' .. ., "·/!twer unter-
;.;h' .:"'II.:;n Z;;·< 1e- "';':~alt die Frau 
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Dieses Modell stellt eine Modifizierung 
der jetzigen abgeleiteten Hinterbliebe­
nenrente dar. Danach erhält der hinter­
bliebene Ehegatte eine Hinterbliebe­
nenrente nur dann, wenn eine Bedarfs­
situation vortiegl. Das gilt gleicherma­
ßen für Mann und Frau, Bedarfssitua­
tionen sind dabei 

Hiernach wird der haushaltsführende, 
nichl oder nur in geringem Umfang er­
werbstätige. Ehegatte in der gesetzli­
chen Rentenversicherung ganz oder 
teilweise pflichtversichert. Grundlage 
für die Beitragsberechnung sind 30 oder 
50 % des Einkommens des vol, erwerbs­
tätigen Ehegatten. Die Beiträge sind aus. 
dem Familieneinkommen aufzubringen. 

• Berufs- oder Erwerbsunfähigkeit; Sonderregelungen sind für Zeiten der 
• Altersgrenze nach der gesetZlichen Kindererziehung vorgesehen. 

Rentenversicherung; 
• Kindererziehung; Während bestehender Ehe erwirbt jeder 
• vc yerücktes Aller. Ehegatte danach einen eig€'n"n Ren-

tenanspruch aufgrund eiga"er Bei­
Die Höhe dieser abgeleiteten Hinter- tragsleistung, Nach dem Tod eines Ehe­
bliebenenrente soll 75 oder 70 % der gatten erhält der Überlebende eine Ren­
Rente des verstorbenen Ehegatten be- tenleistung, sobald er die Altersgrenze 
travn, wobei eigi!nes ~ E:in!<pJTl",enL erreicht oderll1valide ist Diese Hlnter­
aur h Rent6 aus eigener Versicherung.~bi;~b~~e;:;;ej,te'~rrech;;et sieh aus 750: 
an\jerechnet wird. der Gesamtversorgung aus der Ehe zu­

Die Kommission hat dieses Modell ab- züglich der eigenen, außerhalb der Ehe 
gel-hnt. weil es keinen Ansatz zum Aus- erworbenen Rentenansprüche 
bau einer eigenen sozialen Sicherung Dieses Modell wurde hauptsächlich we 
der Frau enthalte und auch die ange- gen der finanziell nicht tragbaren Beia 
strebte Gleichheit zwischen Mann und stung des Famiileneinkommens durc" 
Frau nicht ausreichend berücksichtigte. die Beitrage abgelehnt Diese zusat;l. 

'Verstorbenen zusammensetzt. 
Hinsichtlich der Ausgestaltung der Teil­
haberente bietet die Kommission drei 
Möglichkeiten an: 

1. Alternative zur Ausgestaltung der 
TeIlhaberente 

Der überlebende Ehegatte erhält 75 % 
der von bei den Ehegatten in der Ehe er­
worbenen Anwartschaften zuzüglich 
100 % der eigenen vor bzw. außerhalb 
der Ehe erworbenen Anwartschaften. 

2. Alternative zur Ausgestaltung der 
TeIlhaberente 

Die Rente des überlebenden Ehegatten 
besteht aus 75 % der von beiden Ehe­

'~gai1en insgesamt':' also vor und in der 
Ehe - erworbenen Rentenanwartschaf­
ten . 

3. Alternative zur Ausgestaltung der 
TeIlhaberente 

Der überlebende Ehegatte erhalt 70 ~'o 
der vo~ !:leiden Ehegatten insgesamt -

also vor und in der Ehe - erWorbenen 
Rentenanwartsehaften, mindestens 
aber 100 % seines eigenen Anspruchs 
(Garantieregelung). 
Rechenbeispiele zeigten folgende Ten­
denzen auf: 
Die erste Alternative führt zu einer Min­
derung gegenüber dem gellenden 
Recht. Bei der zweiten Alternative ver­
ringert sich zwar die Renledes Mannes; 
das Renleneinkommen der Frau wird 
aber nicht unerheblich verbessert. Bei 
der dritten Alternative tritt eine 
Schiechierstellung des Mannes nicht 
ein, während sich das Rentene.inkom-
men der Frau etwas erhöht. . 
Die Kosten tür die erste Alternative lie­
gen in der Übergangszeit von 25 Jahren 
bei zusätzlich bis zu 1 Milliarde.DM jähr­
lich; nach der übergangszeit ergeben 
sich Minderausgaben von~ Mrd. DM 
jährlich. Bei der zweiten Alternative 
nehmen während der Übergangsphase 
die Mehrausgaberi ständig zu; nach.hillT 
ergeben sich Mehrausgaben von rd. 3--5 
Mrd. DM jährlicti.Auchbei der dritten 
Alternative nehmen dle-Mehrausgaben 
während der Übergangszeit ständig zu; 
nachher muß mit Mehrausg8ben von rd. 
1-3 Mrd, DM jährlich gerechnet werden. 

Die BefÜrworter der er.ten Alternlltlvill 
sind der Auffassung, daß die vor der Ehe 
erworbenen Rentenanwartschaften au­
ßer Betracht bleiben sollten, weil die 
Ehepartner nur während der Ehe ent­
sprechend der vereinbarten Arbeitstei­
lung gleichermaßen zum Fsrililienun­
lerhall und zum ErWerb\im\ Versofc 
gungsanwartschaflen beitrügen. Die 
jeweils eigenen, vor der Ehe erworbe­
nen Anwartschaften sollten nur bei hin­
terbliebenen Ehegatten in voiler Höhe 
berÜCksichtigt werden. Leistungsmin­
da rungen gegenüber dem geltenden 
Recht seien im Hinblick auf die Bei­
trags.gerechtig keit bei den Witwen aus 
einer kurzen Ehe mit keinem oder nur 
-geringen eigenen Rentenanwartschaf­
ten vertretbar. Bei den Witwen aus einer 
langen Ehe mit hohen eigenen Renten­
anwartschaften würden ungerechtfer­
tigte Leistungskumulationen ~':lgebaut. 

Die Befürworter der zweilen Alterna­
tive sind der Meinung_ daß auch die vor­
ehelichen Anwartschaften ir, die Ge­
sariltversorgu ng'- e;r1[)ezo~ienvierden 
müßten, da sicn nur dadurch der von 
beiden Ehepartnern vorher erreichte 
Lebensstandard aufrechterhalten lasse. 
Außerdem sei sichergestellt, daß jeder 
Ehegatte - unabhängig von den ~prehe­
lichen Ansprüchen - nach dem Tod des 
Anderen einen gleich hohen Rentenan­
spruch erhalte_ 

Die Anhinger der dritten Alternative 
sind der Auffassung, daß ein unauflös­
barer Zusammenhang zwischen der 
Einbeziehung der vorehelichen An­
wartschaften und der Garantie der 
selbsterworbenen Anwartschaflen be­
stehe. Zum einen darf die Situation des 
verheirateten Ehegatten beim Tod des 
anderen Ehegatten nicht verschlechtert 
w.s.rden.Das_wärs nach den baiden IIn­
deren Alternativen aber dann der Fall, 
wenn der vers10rbene Ehegatte keine 
oder nur geringe Rentenanwartschaften 
erworben hat. 
Zum anderen darf ein verheireteter Ver­
sicherter gegenüber einem ledigen 
nicht schlechter gestellt werden. Au­
ßerdem bestehen nach Ansicht der Be­
fürworter der dritten Alternative varfas­
sungsrechlliche Bedenken, wenn die 
Garanlieregelung nicht ertolgl. 

. Abgeleitete Rente nach lIem 2. Modell 

Besteht noch kein Anspruch auf Teilha­
berente, weil der überlebende Ehegatte 
nicht die Voraussetzungen dazu (Be­
rufs- oder Erwerbsunfähigkeit, Alter) er­
füllt,so kann er nur eine abgeleitete 
Rente unter der Voraussetzung erhal­
ten, daß er Kinder bis zum Alter von 18 
(IS) Ja!'f.!!n enieht Oder beim Tod des 
anderen Ehegatten bereits 45 (SO, 55) 
Jahre alt ist. 
Diese' Rente soli aus 75(70) % der ge~ 
samten Rentenanwartschaften des Ver· 
storbenen bestehen, wobei ein unbe­
schränkter Hi~u\lerdienst nur beim 
Bedarfsfall ;,Kindererziehung" möglich 
ist. Beim Bedarfsfall "vorgerücktes Al­
ter" wird sonstiges Einkommen leil­
weise angerechnet. Sobald der Überle­
bende die Voraussetzungen für die Teil­
haberente erfüllt, so tritt an die Stelle 
der abgeleiteten Rente die Teilhaberen­
te. 
Die Kommission hält die Zahlung einer 
Rente wegen KIndererziehung für ge­
boten, weil dem überlebenden Ehegat­
ten, der Kinder erzieht, eine Erwerbstä­
tigkeit in der Regel nicht zugemutet 
werden kann. Sie ist der Ansicht, daß 
diese Rente eine UnterhaltSleistung des 
verstorbenen Ehegatten ersetzen und 
sich deshalb auch ausschließlich aus 
den vom Verstorbenen_ erworbenen 
Rentenanwartschaften zusammenset-
zE,ri'soll .. ~'., 

Die Kommission hält es ferner für so­
zialpolitisch erforderlich, dem überle­
benden Ehegatten auch dann eine 
Rente zu zahlen, wenn er ein bestimm­
les Mindestalter erreicht und kein aus­
reichendes Einkommen hat. Dies -gilt 
besonders für Frauen, die ihre Berulstä­
tigkeit in der Ehe für einen längeren 
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Zeitraum unterbrochen haben und deo 
ren erneute Arbeit58ufnahme daher mit 
Schwierigkeiten verbunden ist. Auch 
hier wird systematisch an den Unter· 
haltswegfall des verstorbenen Ehegat· 
ten angeknüpft. Erzielt der überlebende 
Ehegalte eigenes Einkommen, so wird 
dieses.in bestimmten Umfang auf die 
Rente angerechnet, da in dem Fall kein 
sozialpolitisches Bedürfnis mehr für 
volle Rentengewährung besteht. 

Modellunabhängige Maßnahmen 

Gemeinsam mit dem Modell 2 werden 
noch folgende unabhängige Maßnah· 
men vorgeschlagen: 
• Anrechnung von Zeiten der Kinder· 

erziehung: 
• Einbeziehung unentgeltlicher Pfle· 

getätigkeit in die Pflichtversiche­
rung: 

• Vereinheitlichung der Tabellenwerte 
für Männer und Frauen. 

Zelten der KIndererziehung sind in der 
gesetzlichen Rentenversicherung anzu· 
rechnen als fiktive Pflichtbeltragszelten 
für den erziehenden Elternteil nach el· 
ner Bemessungsgrundlage, die 100 %­
zumindest aber 75 % - des Durch· 
schnittsentgelts aller Versicherten ent· 
spricht. Eine Anrechnung erfolgt unab· 
hängig davon, ob Erwerbseinkommen 
erzielt wird, mindestens bis zur Vollen· 
dung des 3. Lebensjahres des Kindes. 
Welche Anrechnung bei gleichzeitiger 
Erziehung mehrer Kinder erfolgen soll, 
Ist von der Kommission nicht abschlie· 
ßend vorgeschlagen worden. Eine addi· 
tive Berücksichtigung der Erziehungs· 
zeiten bei Mehrlingsgeburten oder Ge· 
burten in sehrteller Folge wird nicht be· 
fürwortet. 
Hat der erziehende Ehegatte eigenes 
Erwerbseinkommen, so Ist dieses rech· 
nerisch von dem Durchschnittsentgelt 
abzuziehen und vom Diffe,enzbetrag 
rtpr Rp.itrAn zu berechnen. 

00 

Oie Anrechnung von Kindererziehungs· 
zeiten Ist nach Ansicht der Kommission 
ufö.Jrläßlich für den Ausbau der eigenen 
sozialen Sicherung der Frau. DadurCh 
wird erreicht, daß die Erziehung von 
Kindern keine Renten-Nachleile für die 
nicht erwerbstätigen erziehenden Mut­
ler und Väter mit sich bringt. Auch die 
Funktionsfähigkeit des Generationsver· 
trages wird positiv beeinflußt. Di.e Erzie· 
hungsleistung wird durch diese Maß· 
nahme gesellsGhalWeh ,ne"" lonl 

Regelungen für den Fell der Wieder­
helrel 

Für den Fall, daß der überfebende Ehe· 
gatte erneut heiratet, hai die Kommis· 
sion zwei Lösungsmöglichkeiten ange· 
boten: 

Jun4d€nlOkral€n mm 
BESCHLUSS DER BUNDESDELEGIERTENKDNFERENZ DER DEUTSCHEN JUNGDHlOKRATEN . 

~mRZ 1980 ZU DROGEN 
1) Oie Regelung orientiert sich. em gel· 
tenden Recht. Dann würde die Teilhabe· 
rente In vollem Umfang weitergewährt, 
da sie eine eigene Rente ist. Oie abgelei· 
tete Rente wegen Kindarerziehung oder 
vorgeruckten Alters entfIele hingegen: 
21 DefUberiebenlleEhegatte.rhillt bei 

Voraussettungfür die Versieherllllg'- ~-W.iedeJ:heiml..elhILaigeneRenlebzw. 
pflicht unentgelilicher PftegetAUgkil- Rentenanwartsthaft; bestehend aus 
ten ist, daß die Pflegetätigkeltvnen!- seinen liiJBerhalb der Ehe erworbenen 
geIllIch auBerhalb ei.nes. Btll!c:häftl.- Rentenanwanscha!tenzuzüglich· 50% 
gungsverhältnisses erfolgt und. die der während der Ehe gemeinsam er· 
Pflegeperson wegen der andauernden worbenen, mindestens aber 100% der 
Pflegebedürftigkeit des Gepflegten kei- selbst erworbenen Rentenanwartschaf· 
ner Erwerbstätigkeit nachgehen kann. ten, Hle~"urc!lso!! 9.!1währl4istel wer­

den, ds,(l der verWitwete Ehegatte dem 
ge~chiedenen. Ehegatten, der den IIer· 
60rgungsausglelch auch nach WIeder­
helret befläl8nlndestensgleichgestellt 

Fast 600 Heroi n-Tote gab es inder Bundesrepubl i·k und mi ndestens 60.000 
He.roin-Süchtige. Die Zahl der Alkoholiker geht in die Millionen, ebenso 
wie die Zahl der Psycho-Pharmaka-Konsumenten_~.Dje ... Jungdemokut@n.··~~· 
sich entsprechend ihrer gesundheitspolitischen Beschlußlage gegen den 
Mißbrauch von Drogen ein. Dies betrifft sowohl Nikotin, A.lkohol,.P$y.c;hQ,. 
pharmaka als auch Cannabis und Opiate. Mißbrauch bedeutet dabei nicht. den 
Konsum einer Droge als Genußmittel, sondern wie dies in den meisten fällen 
bei Ni kot i n, Al Roho 1, Cannabi s der Fa 11. ist, sondern' den bewußten oder un­
bewußten, übersteigerten Gebrauch als Mittel, um Probleme zu bewältigen. 

Daß immer mehr Bürger, gleich welcher Altersgruppe, versuchen, ihre Probleme 
quasi "chemisch" zu lösen, ist bei der derzeitigen Organisation unserer Ge­
se 11 schaft, di e geprägt ist vomkapi tal i stis.chen.,.Wirtschaftssystem,. .mit 
seinem absoluten Profitstreben, nicht weiter verwunderlich_ Wen das Leben 
nur aus industrieller Arbeit und vermarkteter freizeit besteht, istes. 
nicht weiter erstaunlich,daßvielenejneLf:beijsp~rspekti.\lefebU:WeiJn> 
sich Streß und Leistungsdruck auf immer mehr Bereiche, selbs't: aUfdie 
intimsten, ausdehnen, wenn der eiriierne~imme~t~mehrfn~aieA~:fiäL 

Oie Beiträge für diese P1legetätigkeit 
sind entweder vom zustänillgenSOzlii'; 
leistungsträger oder· YOiri·Gepf;egt9n 
selbst aufzubringE!l1,"!!!I.n::c:t~:~ 
ausreichendes Einkommen verfügt Die 
Berechnungder Beiträge erfolgt.auf.der 
Grundlage ·VOA-mindeSt~~ 
Durchschnittsentgelts aller Versiche.r· 
ten. 

Il!t: • 

Ob!!rgängsregenmge"",-·~-·~~ gedrängt wird, in Wohnsilos wohnen muß, in der Bürokrati.e untergeht .. usw<~ 
Berel~SJauiend!!Rentenbieibengrund. ist Fl ucht in die Droge verständl ich. 
sättlich von der Neuregelung unbe:-
rührt;Nudiirltünfti~nll8'8in(H}ber' Doch Drogen si nd nicht nur wegen i hr.er~esundlle+tssehädliehen Folgen als 
gangsregi!lungenerforderlich: Problembewältiger abzlehnen, sondern sie sind hierzu prinzipiell untaug-

Mit de~rrfl~~:~!:~~~~:~:~~~~~:",~.); ... Bei~.~Ehescb:=~ließu=:.n~ge~n~ .. ~lUI=c:h~:ln~kr~a~ft: .. -I~~~._~~ll~i~C~h';'1 rtcda si e di e Ursachen von Prob 1 eIl\en ni chtbesei ti gen können _ Si ever-
In die PI undverschi eben Prob 1 eme·nw:··W\"tJlleftll naus sTna~ unsererllese1T= 
im Beitragsbildgeschlossenwerden. Ilcb des neue Reeht gellen. schaft auch die meisten Probleme und Konflikte nicht individuell verur-

Oie VereinheitlIchlin, d.rT.hlh!tI~ 
werte für Männer und Frauen betrifft 
die Tabellenwerte, mit dElf In der Ren­
tenversicherung bei..derRentenbeRlGh­
nung bestimmte Zeiten berücksichtigt 
werden (z. B. Ausbildungszelten) .. Oie 
Werte entsprechen dabei den Durch­
schnittsverdiensten bestimmter f'eJ'S()~ 
nengruppen: Das gellende Recht sieht 
für Frauen wegen der in der Regel ge· 
ringeren Durchschnittsverdienste teil· 
weise niedrigere Tabellenwerte vor. 

2) Bei Eheschließungen vor Inkraftlre· sacht. Denn, für Lehrste,ll enmangel , .. Arb.ejtsJ.o.s,iglei t. Stre.ßund. Leistungs-
ten"det~glslluuntetsehel· druck, zunehmende Anonymität und feh lende Lebensperspekti ve kann kaum 
den: der einzelne verantwortlich gemacht werden; hier liegen gesellschaftliche 
a) der Versicherungsfall tritt· ein vor U h D' k" d h h' ht ~~""l·~""·lLind· . duell dem:'IIlJ<rafttrelendeLNellregelung:.as. rsac en vor. lese onnen a er aucrUc._, . ...IDlS.;u.LL_1.i::J,LLLC ll/l! . ...-s.on-
wird weitgehenll.,eltes .Rechl.ange· dern nur mit Hilfe der gesamten Gesellschaft gelöst werden. Insofern kann 
wandt, welches modifiziert wird. auch das Problem des Drogenmißbrauchs nur dann wirklich gelöst werden, wenn 
b) der Versicherungsfall tritt ein nach di e gesell schaf tl i chen Ursachen angegangen werden. Denn ni cht der Dorgen-
dem Inkraftlreten der Neuregelung: es konsument ist krank, sondern die Gesellschaft, in der er lebt. 
wird weitgehimd neues Recht ange· 
wandt mit Modlfilierungen. Ib~~~_!~_E!:Qebll5!~~ 

Zusammengestellt von Aufgrund der erwiesenen gesundheitlichen Folgen beim Konsum von Drogen wie 
Renate Augsteln-Thalacker Al koho 1, Ni koti n sowi e verschi edener zum Verkauf frei gegebener ~'edi'kamente 

sind Handel und Werbung für diese drastisch einzuschränken. 

aus: Nt!ue f:!olIßer Depesche / September 1979 
- Die Werbung für Alkohol, Nikotin, sämtliche ~,edikamente sowie von 

Cannabis - im Falle einer Legalisierung - ist prinzipiell zu untersagen. 
- Alkohol und Nikotin dürfen nur noch in speziell lizensierten Geschäften 

verkauft werden. 
==== 

- In den Medien ist darauf zu achten, daß mit Alkohol und Nikotin verant­
wortungsbewußt umgegangen wird. Nur so können Medien ihrer Rolle als 
Vorbild gerecht werden . 

.. ,~---_":"""_~--------------If-,.--~~--;D~i~e~A;;u:..fk~l:r';i.i~~~~~~r~b~..,e"i~> tJi11[).!'.Q9.eJlbergj ch ist dah i ngehend sta rlc.zu..in:tensi -
v eren, 
a) sie den Erkenntnissen über Sucht und das Süchtigwerden als generelles 

Problem unserer Gesellschaft gerecht wird 
b) geeignete Materialien entwickelt werden, (Broschüre, Dias, Filme, 

Theaterstücke, Unterrichtseinheiten etc.), dje auf verschiedene Ziel­
gruppen zugeschnitten sind. Hierbei sollte insbesondere die Aufklä~ 
rungsarbeit bei Eltern berücksichtigt und der Umgang mit Drogensüch­
tigen und Heilungsmöglichkeiten dargelegt werden. 

- In den Schulen sind Kommunikations- und Konflikttraining als Unterrichts­
bestandteil einzuführen. Damit soll den Jugendlichen Alternativen zu einer 
Fluchtreaktion wie Sucht aufgezeigt werden. ~~1-



- Der generellen Forderung nach einer Ausweitung der Jugendarbeit ist 
in diesem Zusammenhang noch einmal Nachdruck zu verleihen. 

Erl äuterung: 
Obwohl bewiesen ist. daß der Konsum von Alkohol und Nikotin gesundheitliche 
Schäden verursacht. werben die jeweiligen Industriekonzerne mit dubiosen, 
Gl ück und Fr'ei hei t versprc:chenden $c111 agwö-rt@rn"'fL~>clert"KOftsum.; 'N-i-cht~- zu'= 
letzt aufgrund der Werbeversprechungen ist der Alkohol- und Nikotinver­
brauch in der Bundesrepublik enormoAllerdingswärees unsjnnig. ein.Ver-
bot verbunden mit einer entsprechenden Kriminalisierung der Konsumenten 
auszusprechen oder den Verkauf durch entsprechend hohe Steuern zu.erschweren. 
Die Prohibitationserfahrungen der USA sowie Erfahrungen in Skandihavien 
zeigen, daß solche Maßnahmen relativ erfolglos sind. Alkohol und Nikotin 
sind in unserer Gesellschaft viel zu etabliert, als daß sie einfach ver­
boten werden könnten. 
Im übrigen können auch nicht sämtliche Dinge verboten werden, die gefähr-
1; ch si nd. Kraftfahrzeuge (man denke an di e hohen Zahlen von Unfall toten), 
Industriebetriebe usw. würden unter ein solches Verbot zwangsläufig fallen 
müssen. Aber es muß verhindert werden, daß Konzerne den Bürgern einreden, 
Nikotin sei Freiheit, mit Alkohol werde das Leben erst schön und es damit 
zur sozialen Norm werden lassen, zu rauchen und zutrinken. Deshalb muß 
die Werbung für Alkohol und Nikotin (sofern Cannabis in Apotheken verkauft 
wird, gilt dies auch für Cannabis) prinzipiell verboten werden. Dies muß 
auch für die sogenannte Image-Pflege der betreffenden Betriebe gelten,da 
diese als versteckte Verkaufs-Werbung dienen könnte. 
Ein ähn 1 i ches Werbeverbot ist auch fijr sälllt l;cheMedikamente_alJszuspre~h~n. 
Di ese versprechen 1 aut Werbung zum Te; 1 recht dubi os.e und unumstrittene 
Heileffekte. Verschiedene Tabletten - insbesondere Valium - sind für viele 
Bürger zU" regel rechten Problembewäl tigun9s- Drogen gewordel'l. . 
Wer Medikamente wirklich benötigt, sollte sich diese von Ärzten verschrelben 
oder sich in Apotheken, die alleine für den Medikamentenverk~uf z~ständig 
sei n müssen, beraten 1 assen. ~Jerbung 5011 te nur a 15 InformatlOn furÄrzte 
und Apotheken erlaubt sein. 
Zusätzlich zum Werbeverbot sind verkaufseinschränkende Maßnahmen zu er­
greifen. Hierzu gehört vor allem der Ausbau psychologischer Hem~schwellen. 
Bei Nikotin ist dies u.a. ein Verbot der Zigarettenautomaten, bel Alkohol 
ein Verbot des Verkaufs an Kiosken und in Trinkhallen. Der Verkauf von 
Alkohol und Nikotin ist vielmehr ähnlich zu organisieren wie in Frankreich 
(was Nikotin anbelangt) und Großbritannien (bei Alk.uhol). Der Verkauf an 
Minderjährige ist u.a. durch Lizenzentzug zu bestrafen. 
Hierzu haben die Jungdemokraten bereits eine umfangreiche gesundheitspoli­
tische Beschlußlage vorgelegt. 
Aufklärungsarbeit erstreckt sich seither. fast ausschließlich auf ~nzu­
längl iches ~Jerbematerial der Krankenverslcherungen und dem außerdlenst­
lichen Engagement von Mitarbeitern verschiedener Drogenberatungsstellen. 
Eine gezielte sachliche Information findet nirgendwo statt. 
Um die Forderung nach einer intensiverenAufklärlJ.n~s_arb~itv_erw.irk.~.~chen_ 
zu können, ist es deshalb unumgänglich, die Beratungsstel~en personen 
und mit entsprechenden Materialien so auszustatten, daß Sle den Anspruch 
einer Vorbeugung erfüllen können. 
Es soll jedoch an dieser Stelle noch einmal deutlich ge~ach~ werden, daß 
mit einer sinnvollen Prophylaxe die Hauptursachen des Suchtlgwerdens an­
gegangen werden müßten (s. Vorbemerkung). Ansätze hierzu sind z.B. die 
Ausweitung jeglicher Jugendarbeit, schulische Veränderungen und der ver­
antwortungsbewußtere Umgang mit allen Drogen in unserer Gesellschaft .. 

Ib~~~_g~_~~r~!~~9_ 
Süchtige werden nicht durch Polizeieinsätze motiviert, sich von der Droge 
zu lösen, sondern vielmehr durch gute Beratungsarbeit. Deshalb müssen 
für sie Beratungsstellen stark ausgebaut werden und nicht die Polizei! 

Forderungen: 
- Das Netz von Drogenberatungss te 11 en ist auszubauen, wobei durch eine 

überdurchschnittlich gute personelle Besetzung berücksichtigt werden 
soll, daß die Drogenszene eine wesentlich intensivere Beratung als die 
sonstigen sozialen Bereiche erfordert. 

- Den Beratungss te 11 en ist unverzügl ich ei ne regel mäßi ge orts-, bzw. 
stadtteil bezogene Streetwork zu ermögl ichen. 

- Für gefährdete Jugendliche sind Freizeitangebote in Richtung auf ambu-
1 ante Therapi e, besonders inden Beratungsste 11 en, zu schaffen. _. 

- Ambulante Gruppen ehemaliger Drogensüchtiger müssen ermöglicht und 
unterstützt werden. Die Beratungsstellen sind verstärkt in die Lage 
zu setzen "Ehemaligen" beratend zur Seite zu stehen. 

- Der Einsatz von Jugendpolizisten ist entschieden abzulehnen. da er bei 
ohnehin schwer erreichbaren Jugendlichen zu massivem Mißtrauen führt 
und diese zudem weiter kriminalisiert. 

Erl äuterung: . 
Durch das stetige Anwachsen der Zahl von Drogenabhängigen und -gefährdeten 
konnte auch der bi sheri ge geri nge Ausbau der Beratungss tell en ni cht ver­
hindern, daß diese InstitutioneninzwiSthen total überlastet.. sind. 
Es muß dabei berückSichtigt werden, daß die Beratung und Motivation von 
Drogenabhängigen sehr viel mehr. Zeit benötigt. als .. etwa die Beratung von 
Eltern in Erziehungsschwierigkeiten. Hinzu kommt, daß die Beratungsstellen 
neben traditioneller Beratung neue zeitintensivere Wege gehen müssen, um 
die Gefährdeten und Abhängigen besser zu erreichen. 
Eine weitere wichtige neue Aufgabe für die Drogenberatung ist der Nach­
sorgebereich. Wenn die hohe Rückfallquote von ehemals Süchtigen gesenkt 
werden soll, dann ist dies mit Sicherheit nurmöglich,indem"Ehell1aligen" 
bei der Wiedereingliederung, bzw. Findung alternativer Lebensperspektiven 
tatkräftig unterstützt werden. 

!b~!~_~~_!b~r~El~_~!~!!_~~~!!_ 
Drogenabhängige dürfen nicht, wie derzeit aufgrund gesetzlicher Bestimmungen 
üblich, als Kriminelle zu Haftstrafen verurteilt werden. Sie sind vielmehr 
ähnlich wie Alkoholiker als Kranke anzusehen, denen durch eine geeignete 
Therapie geholfen werden muß. 
Die Forderung nach "Therapie statt Knast" ist daher auch gesetzlich,zu ver­
ankern. Ausreichende Therapiemöglichkeiten sind bereitzustellen, wobei 
nicht nur der medizinische Aspekt berücksichtigt werden darf. Im Rahmen 
der Therapie sind vor allem die Ursachen für die Dorgenabhängigkeit anzu­
gehen, soweit dies auf individueller Ebene möglich ist. 
Forderungen: 
- Das gesamte Therapieangebot muß in großem Umfang ausgebaut werden. 
-Pri ori .tiit is Ld(lbei allLcI~11 ,lliJsb"u .. vOIl~JlzjCllther"PI!\J.1: tsc~~n .Wollngemei n-

schaften zu legen. 
- Sozialtherapeutische Wohngemeinschaften und songenannte "Fachkliniken" 

sind auch ohne ärztliche Leitung zu fördern. 
- Se 1 bs thi lfegruppen, di e alternative Therapi emode 11 e erproben, müssen auf 

unbürokratischem Wege, direkt unterstützt werd~n. 
- Die Frage des Kostenträgers ist künftig erst nach einer Aufnahme in die 

stationäre Behandlung zu regeln. Bis zur entgültigen Kostenregelung habp.n 
die Sozialämter die Kosten auszulegen. -w'3'-



- Für die wachsende Zahl von Jugendlichen Fixern zwischen ca. 12 und 16. 
Jahren sind spezielle Therapieeinrichtungen zu schaffen'; 'die Kostenträger­
schaft ist sicherzustellen. 

- Sofern beim körperlichen Entzug auf eine Unterbringung in 'eine Psychia­
trische Klinik oder eine Vollzugsanstalt nicht verzichtet werden kan~, 
ist der dort teilweise übliche Einsat~'{,Q'lJ~~,chopharmaka nur beim Ein..:. 
verständnis des Betroffenen durchzuführen. 

- Der Aufgabenbereich der Therapieeinrichtungen istl'iach­
betreuung auszudehnen. 

- Wohngemeinschaften ehemaliger Abhängiger sind im Aufbiiuund in der 
Anfangsphase gezielt zu unterstützen. 

- Bei Drogensüchti gen, di e si ch freiwi 11 i g ei ner Therapie unterzi,'ehen 
ist auf den Strafanspruch zu verzichten. Bei erfolgreicher Therapie 
ist der Betroffene juristisch voll zu rehabilitieren. Dies soll gerade 
auch bei Straftaten der Beschaffungskr.iminalität gelten. ' 
Drogenknäste (wie z.B. Parsberg, Bayern) sind sofortzuschließen,~~'(jie 
Planung neuer Zwangstherapi.eanstalten ist~ :elnzustellen.~~, . 
In allen Vollzugsanstaltensindspezienet\t1:gebO::tlifijr'ier!tTe"f~enpe .. 
Drogensüchti ge auszubauen~ .Im. Vollzug .verll.le.lben,die . .sücnt.tgetl,,:cU:e·.nfetht 
bereit sind sich einer Therapie zu 'untel"ztei'rirn"(ke!j:ntrV'erllfteflte:'M;cI'E 
dem BtMG!) oder wegen sehrschwer.er~.straftaten",,w~&.·etwa--MoleQ-+Ka:p·i-tal-
deli kte), verurtei lt wurden." ~~, .. , __ ~_"_~ __ .. _--:~ ___ ~. ~_~cc:_~; C._. 

- Es muß gewährleistet werden, daß die Süchtigen einen physischen Entzug' 
durchmachen. Für diesen Zweck sind spez i elle Ab.tel11.Ingen;;elnzucithteti~~ .. 
in die nur in geringem Maß.e Rauschmittel d~ingen~. .', .'; 

- In der U-Haft ist der Leidensdruck desSücDti.se!lAl!hiOge.beOd.z!u!ii.:tzen •... 
daß er therapeutisch aufgearbeitetcw~r4-.-~f'!I:I"sil'ld' be.soneers' ,,~r!f6nell" 
die Voraussetzungen zu schaffen. . ',;- ., •.. " .. 
Ei nri chtungen der Zwangstherapie für Jug~!.rd}~:f~e~~~j~2L~~gu_~~n~-:._ , __ 
gerichtsgesetz (JGG) sind sofort zu sttl11eßen,aa '51e na~nwelST1Cfi.Kelnen 
positiven Einfluß auf die Entwicklung derJugendlichenausUben. 
Die Frage der Ausgabe von Methoden als Heroin-Ersati ~l!rVerm!riduo~:vdn __ . 
Beschaffungsmenta 1 ität ist zu dis/(utieren:- Brfsprecnenee aus 1 anQisc~ 
Modellversuche sind auszuwerten. 

Erläuterung: 
Drogenabhängige können aufgrund der Bestimmungen, des Betäubungsmittelgesetzes 
(BtMG)l sowie.des Strafgesetz~uches (StGB).zu m~xi'!lal drei Jah~en_Hiiftst~afe 
wegen Drogenmlßbrauch verurtellt werden. Dle melsten HaftstrCifen werden Je­
doch aufgrund der Beschaffungskriminalität verhängt. 
Viele Haftanstalten sind mit DrogenabhängigenUberfUHt: Der Arltengeht 
bis zu 70%. Die Drogenabhängigen infizieren quasi die anderen Insassen; . ; 
ein völliger Stop des Heroin~Nachschubs war bisher noch nirgendwo möglich:'~ 
So stellte auch der Berliner JustizsenatorMeyer fest; daßefieDrogenablTängi­
gen den "normalen" Strafvollzug akut gefährden; Aufgrundder'inäri'geTntfen 
Therapie- und Hilfsmöglichkeiten in den Haftanstalten sei eine konkrete 
Hilfe dort auch gar nicht möglich. ' 
Doch schon der Ansatz, Drogenabhängige als Kriminelle einzustufen, ist fa.lsch. 
Drogenabhängige sind ähnl ich. wie Al koholi ~er a~ s Kr~nk~ nzustu!en, un~ 
entsprechend zu behandeln. Dle t 1St hler aber ,elne reln 
medizinische, als vielmetll' 
starke, unlösbar erscheinende Probleme. Lehrstellenmange ,'Arbei osigkeit, 
familiäre Probleme, Stress und Leistungsdruck in Schulen und am Arbe,its­
platz, fehlende Erfolgserlebnisse oder Leb.ensperspektivesind ,nur. e1.n.1ge .. 
der zahlreichen Ursachen. Häufig ist der Einzelneauchg~r',n.1cht ,in.,der Lage, 
seine Probleme zu lösen, entweder weil er es nie gelernt tlat9.~er a,b~r weil 
das Problem individuell kaum lösbar ist, dagesellschaftlichelJrsachen vor-
1 i egen. I nsgesamt kann gesagt werden, daß Heroin und di e, and,E,!ren harten· ' 
Drogen nicht aus Neugierde genommen werden oder als Genußmitfel, sondern 
der Flucht vor Problemen dienen. 

Sinnvolle Therapie hat daher an den Ursachen der Drogenabhängigkeit 
anzusetzen; sie muß vor allem eine soziale sein. Und sie muß motilöerend 
wirken, d.h. dem Betroffenen klar machen, daß es besser'ist init dem 
Drogenkonsum aufzuhören. 
Doch Tberapiemöglichkeiten gibt es in der Bundesrepublik kaum~ 
Nur. insgesamt 1000 Therapieplätze sind vorhanden, diese fast ausschließ­
Uch in gesctlloss.enen Ei nrictltungefl,"äel'II'I- frei wH li ge offene E iJ,iI itli­
tungen gibt es kaum und wo es sie gibt, werden s-ie wie in Berlih von 
staatlichen Stellen praktisch boykottiert. Zahlreiche Drogenabhängi'!)e 
mUs sen aufgrund der fehlenden Therap,iemöglictlkeiten oftwoctlen- und 
monatelang warten, oft ist es dann zu spät. In-,Frankfurt mußten etwa 
1978 von 99 Heroin-Abhängigen, die bewußtlos indiii Intensivstationen' 

.von Klankenhäusern-eingeliefert wurden, 71 ~iese Krankenhäuser ohne 
weitere Hilfe wieder verlassen. Nu,r 28 kamen in ein Therapieprogramm. 
Dievorharldene!l Therapieeinrichtungen'sind häufig auchnicht'ullIfassend 
genug oder ste~ 1 en zu hohe Anforderungen ~b~vQr<!!!r~gcl1tige'jrnmr~ .~,. 
TherapieprogralllllL aufgenonmen wird~Oder es :Wi~c\.;vorrangigder medizi­
nische Aspekt berUcksichtigt, so daß der Betroffene na,cherf(jlgter·'. 
medizintschrr Ttlerapie keine weitere Hilfeerwartenkann,etwa bet' 
der Suche nach einem Arbeitsplatz.. . " """," .," 
Inder letzten· Z'6i t wurden' vers tä:rkt.''dltrclT'l2~::Pö'li't~·'def'~KrlfI'iKtr1F=unC/ . 
Rentenvers i cherungen, Fachkrankefi,häüserausgeoaut'iiiiC[soifaTtliirl!l!el;lti .', .. 
sche Einrichtungen zurückgedrängt. Diese FehtentwiGklLmg mUßgest6ppt . 
werden, da tlier von einemgrundsätzli.ch, fjll.schen,Ve",.ständriis ven Abhän­
glgkeitals medizinischer Krankherra:us-ge~n'wfrd~-"~ 
1Jm den DrogenabhängigEm wirksam helfen zu kfuinen, ist 'eine Auswahr 
an verschiedenen TherapiemögUchket~nanzubiE!tgni;,r:tjeVQn $QgeOan:ryten: 

'UberBeratungsstellen, Möti-vationsm~atlmen bis zur' thera­
peutisehen Wohngemeinschaft reichen mUssen. 
Eine größere Flexibilität der Träger !lIUß'ltldellJdModeHeil'l'r;chwrtgeTr'p, 
ermög1lthen, die z.B. das Problem der sogenannten "Babyfixei""ahgehen 
oder Alternativen von Selbsthilfegruppen erproben., " 
Das, größte Problem in der praktischenAr-be.i-~ßera:f;ltI19S'S'll~:-"''-' 
ist zur Zeit die schnelle Klärung des Kostenträg-ers eil1eSTl'ieraple­
Willigen. Oft dauert dies 4 Wochen und 'länger, in denen mancher Fixer 
sein Leben dahingibt. Die Desorganisation der Versicherungen muß des­
tlalb unbedingt künftig von den Sozialämt'6rn iluf'gefangenwerden-. 
Im Nachsorgebereictl ist derzeit so gut.wie nichts vorhanden, hier muß 
eine Betreuung Überhaupt erst aufgebaut werden, um den Obergang von 
Therapie in ein "normales" Leben nicht zum vorprograll1l1ierten Rückfall 
werden zu lassen. 
Nicht;'therapiewillige sind zu betreuen und entsprechend zu motivieren. 
Bei einer solchen Betreuung soll auf eine Verurteilung v.erzichtet werden, 
ebenso wie bei allen denjenigen, die sich freiwillig einer Therapie' 
unterziehen. 
Auch bei denjenigen, die mit Drogen handeln, um dadurctl den eigenen 
progenkonsum finanzieren zu können, ist auf eine Strafe zu verzichten, 
öa es sich auch hier um Opfer der Sucht handelt. 
Strafmaßnahmen sind nur bei Personen anzuwenden, die aus Gewinnsucht 
mit Drogen handeln, b;lW. den Handel sieren. 

Die Forderung nach Therapie statt Knast, auch statt eines DI'ogenknasts 
verlangt einen breiten Ausbau des Ttlerapiewesens. Nur durctl eine frei· 
wi 11 ige Therapie kann jemand si ch von der Sucht befreien. MH"Z.wangs~ 
therapien erreicht man gar nichts, außer einemruhjgen Gewissen'der 
Justizminister und hoher Ausg!1ben für Bauten und~"P.ersonal. Statt eines 
Verwaltens der aufgegriffenen Süchtigen, ,mußwätlrend und nach einem 
körperlichen Entzug vernUnftige Motivierungsarbeit geleistet und dann 
das Oberwechseln in eine freie Therapie ermöglicht werden. 



These 4: Zwischen harten und weichen Drogen ist eine, auch juristische 
---------Unterscheidung zutreffen. Der Besitz weicher Drogen in geringen 

Mengen für privaten Gebrauch ist zu entkriminalisieren: Kein 
Knast für Hasch 

Forderungen: 
_ Ole strafrechtlich gleiche Behandlung von Cannabis und harten Drogen 

ist aufzuheben. 
_ Wer Cannabis in geringen Mengen, die für den privaten Gebrauch bestimmt 

sind, besitzt oder erwirbt. soll nicht mehr bestraft werden. 
- Der Eigenanbau zum Selbstverbrauch ist erlaubt. 

Erl äuterungen: . .. .• 
Besitz, Erwerb und Weitergabe von weichen Drogen wie Haschi sch und Marihuana 
ist derzeit ebenso strafbar wie der Besitz harter Drogen wie Heroin .und 
Opi um. Hi er können ebenfall s Höchststrafenvon maxima ~d~elJahre~ H~ft 
verhängt werden. Begründet wi rd dies mit der gesundhel~llche~Sc~adll ch­
keit weicher Drogen und der damit verbundenenfolgeschäde~ fur.d~e ge-
samte Gesellschaft. Betroffen von diesen··Gesetzesvorschr1 ften 51 nd 
über zwei Mi 11 ionen Bundesbürger, dievonZeit tllZeitodetauch regel­
mäßig Cannabis konsumieren. Für viele VOn ihnenhatCannabis eine ähn­
liche Bedeutung wie für die übrigen Alkohol; 
In manchen Kreisen hat Cannabis sogar .AlkoholalsGenußmittel weitgehend 
verdrängt.Polizei und Gerichte sind demCannabls-KonsUm gegehübet relativ 
machtlos. Sie können kaum alle zwei MillionehKonsumentenverhaften und 
verurteil en. Im übrigen iSt es für sleproblemati seh ,'Canna!JLs .. l<on!)lJmenten 
als solche zu identifizieren, denn im Gegensatz zu den Heroin Abhängigen 
zeigen sie keinerlei sozial auffälligen Verhaltensweisen; Während in 
vielen Städten die Süchtigenregistriert sind·, ist entsprechendes bei 
Cannabis-Konsumenten daher unmöglich. Die Schätzungen offizieller Stellen 
gehen daher auch auseinander; sie reichen von80oo?0 bis z~ mehrere~ 
Mi 11 ionen . Pol i zei akti onen verlaufensti chprobenar·tl g und slndrelatlv 
erfolglos. Erwischt werden dabei wie in der ~eroin;"Szene, nurdie~le~nen 
Konsumenten, nicht aber die großen Dealer. D1e Rechtsprechungspraxls 1st 
sehr untersch; E~dl ich. Während Haschi sch-Konsumenten; n den mei sten Groß­
städten mit Freisprüchen oder minimalen Strafen rechnen können, sprechen 
Gerichte auf dem Lande härtere Urteile aus. Es gibt Fälle, in denen schon 
wenige Gramm Haschisch die Begründung für eine Haftstrafe lieferten .. 
Neben der geringen Durchsetzbarkeit des Strafanspruches· des Staates 1st 
aber auch d.ie Grundlage der Gesetzesbestimmungen fragwürdig. Denn die 
gesundheitliche Schädlichkeit von Cannabis ist äußerst umstritten. Jeder 
Untersuchung, die eine solche Schädlichkeit festgestellt zu haben glaubt, 
kann ei ne andel"e Untersuchung gegenübergestell t werden, die zu einem 
gegenteiligen Ergebnis kommt. In zehn Staaten der USA wurden nach ent­
sprechenden Untersuchungsergebnissen die Strafen für den Besitz von 
Cannabi saufgehoben. Auch US-Präsident Carter kam 1977 vor dem Kongreß 
zu dem Ergebnis, daß dann, wenn die Strafe für den Gebrauch einer Droge 
schädlicher istals die Droge selbst ,di e Strafandrohung aufgehoben 
werden soll te. Bei Cannabi ssei dies.sei ner.~.ei.~.lJ.n9.!ia~.h_d~r:!~ll, .... 

In einigen Staaten der USA wurde Marihuana inzwischen auch al~ Medikament 
freigegeben, gegen Multiple Skelerose, Asthma und Krebsnebenw1rkungen 
sowie bei Augenkrankheiten. Aber während in den Nachbarländern der Bundes­
repub 1 i k der Bes itz von Cannabi s ebenfalls krimi nal i si ert wurde, wi rd 
in der Bundesrepublik sogar darüber diskutiert, ob die Strafandrohung 
von drei auf fünf Jahre. Frei heitsentzug erhöhrtwerden 5011. 
Dabe; sollten die vorhandenen Rauschgiftdezernate sich statt um Cannabis 
lieber um den Handel mit Heroin kümmern. Aufgrund der Erkenntnis,daß 

Freiheitsstrafen schädlicher sind als Cannabis, sollten die Strafbestim­
mungen des Betäubungsmittelgesetzes bzw. des Strafgesetzbuches aufgehoben 
werden. 

These 5: Um e~ne Tre~nung der ~är~te von Cannabis und harten Drogen zu 
erre1chen, 1st Cannab1s 1nsofern zu legalisieren als der Verkauf 
ir. Apotheker. unter $ taatl i eher Kontroll eerrrlöylichtwel"denS6T 1 . 

Forderun~en: 
- C?nn~b1S ist unter die Reihe von Drogen bzw. Betäubungsmittel zu fassen, 

d1e 1n Apotheken verkauft werden können. 
- Einfuhr ~nd ~andel mi~ Cannabis sollen unter ein staatliches Monopol 

fallen (ahnllch dem Zundholz- bzw. Branntweinmonopol ). 

Erläuterungen: 
Ein wesentliches Problem in der Drogen Szene ist die Nähe bzw. Deckungs­
gleichheit der Märkte von Cannabis und den harten Drogen. Denn sowohl 
Cannabis a~s auch Heroin werden in der Illegalität gehandelt, häufig 
an ~en.gle1che~ Orten und von den gleichen Leuten. Da es für die Dealer 
n~turll eh pr?fl tträchti ger ist ,Heroinsüchtige zuversorgena·] s gelegent­
llche.Cannab1s-Konsumenten, versuchen sie, Gelegenheitskonsumenten·zum 
Umstelgen auf ha~te Drogen zu bewegen. Kostenlose Abgabe, Niedrigstpreise 
werden als Lockm1ttel benutzt. Und manchmal verkaufen die monopolartig 
organisierten Händlerringe in einer Gegen überhaupt keine Cannabis mehr, 
sonder~ nur noch Heroin. Das Ergebnis ist der ein oder andere "Umsteiger". 
Cannabls-Konsumenten, die in ihrer überwiegenden Mehrzahl Heroin mindestens 
ger:auso .. ne~ativ .gege~ü~er~tehenwie • die·UbricgenBürger ;h'aben Jedoch 
kelne M?gllchkelt, d1eJemgen anzuzeigen,die mit Heroin handeln. Denn 
der Besltz bzw. Erwerb von Heroin, d.h. der Cannabis-KonsumentwUrde sich 
u.U. selbst in Gefahr bringen. 
Die einzig wirksame Methode, die Märkte von suchtbringenden Drogen und 
Cannabi s zu trennen, ist di e Legal i si erungvonCannabi s; Eine sol che Le­
galisierung darf jedoch nicht dazu führen, daß den Tabak-Konzernen ein 
neuer gewinnbringender Markt erschlossen wird. daß Haschisch-Zigaretten 
in jedem Supermarkt verkauft und an jedem Zigaretten-Automaten gezogen 
werden können und daß in Kinos, Zeitschriften und auf Plakaten Werbung 
verkündet, daß der Geschmack von Freiheit und Abenteuer im Cannabis-Joint 
liegt. Der Handel mit Cannabis ist nicht völlig. freizugeben und den soge­
nannten marktwirtschaftlichen Gesetzen wie dem Gewinnstreben der Konzerne 
zu Uberlassen. Viel mehr soll der Staat diesen Handel monopolisieren um 
damit eine ausreichende Qualitäts- und Preiskontrolle zu gewährleisten 
sowie einen genauen überblick über die verkauften Mengen zu bekommen. Der 
Verkauf soll außerdem nur in wenigen, speziell lizensierten Stellen wie 
den Apotheken erfolgen. Ein Verkauf an Jugendliche unter 16 Jahre würde zum 
Verlust der Lizenz für den gesamten Apothekenbetrieb führen. 
Der illegale Handel mit Cannabis kann mit einer· entsprechenden Legalisierung 
völlig unterbunden werden. Hiervon istaufgrund der Erfahrungen mit den Pro­
hibitationsbestimmungen in den USA bzw. deren Aufhebung auszugehen. Eben­
so~enig . .'l1uß vonE':!inemz\'ian.gsläufigen.!\.'lste;gen,ger.K9IJSl.lmerrtem;ahJenj1uS­
gegangen werden. Entsprechende Untersuchungen im US-Staat Oregon ergaben 
vielmehr, daß zwar kurzfristig die Konsumenten-Zahlen ansteigen werden, 
daß auf längere Sicht die Zahl der Dauerkonsumenten von Cannabis jedoch 
nur unwesentlich über den Zahlen der Vor-Legalisierungszeit liegt. 
Der Befürchtung vieler Legalisierungs-Kritiker, daß Cannabis neben Alko· . 
hol, Nikotin und verschiedenen Tablettenarten zur' vierten Volksdroge werden 
könnte ist durch eine umfassende Aufklärungsarbeit über die Schädlichkeit 
entgegenzuwirken. 
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These 6: Der Entwurf der Bundesregierung für ein neues ltetäubungsmitte1gesetz 
ist als unbrauchbar abzulehnen. da hier weder den Betroffenen noch 
den in der Therapie Tätigen geholfen w.ird. Ein neues Betäubungs­
mittelgesetz ist nur dann sinnvoll. wenn es die Forderungen nach 
"Therapie statt Knast" und ".Kei.n. Knast fiir Hasch" verwirklicht .. 
Eine Erhöhung der Strafmaßnahme und die Einführung neuer Straf­
tatbestände wie die Verherrlichung von Drogen.und Drogengebrauch 
gehen a~ den Problemen vorbel'und srncrOiafüDerhfnauS;-rl!l:fitsstaat­
lieh. bedenklich. 

Forderungen: 
_ Dle Grundsatze "Therapie statt Knast" u.nd "Keln Knast für "Hasch" sind 

im BtMG zu verankern. 
_ Ein Zeugnisverweigerungsrecht für in der Drogenb.eratung,:u!l(LIhE!rapie 

arbeitenden Fachleuten.·· ....... :. . ". . .. . 
- Steuer- und Zollschulden im ZusaJmle[lhang.mit .. ~au.s!=bg.tft.sinsl.2':l!s'l:reichen. 
_ Eine Strafvorschrift, die die. "ve.rherrlichun9voiCDr.6gel1 und DrQg~nliJjß­

brauch" vorsieht. ist' zu str!lJ.c!J~H'L~.".. . ..• ~:= .. :: :~.: .. : ... _._.~~cJ~I.:;.~ 
- auch süchtige Dealer. die zur Deekung·des:eigeneflRausellg~Hbeearfs·und 

nicht aus Gewinnstreben mitRa.iis.cbgift~hdelhJiiliSsen\ll'terdasPr:illliJl 
"Therapie statt Knast" fallelL ... --.. ..-.~._~-~-'-_ ... _ ... _. 

_ jegliche Erhöhung von Strafandroh~ngen ist abzulehnE!n 

Sc~ließlich sieht der Gesetzentwurf der Bundesregierung keine Unterscheidung 
zw~ sehen Cannabi s und den zur Sucht führenäen hart.en Drogen vor. Gel egen­
h~ltskon~umen~en von Cannabis sollen gesnau so bestran werden wie Süch-
1:1ge. Bel Bes~tz von Drogen in.einer ger.ingen. für den persönlichen 
G~brau~h bestlmmten Menge. b1elbt den Gereichtenzwllr weiterhin die Mög-
1 !chk~l toffen, von Strafe abzuselte.n.. DH! derzeitige Praxis zeigt jed9G~. 
d~ß hlervon.kaum Gebrauch gemacht wird, jedenfalls nicht bei denjenigen, 
dle zum zwel~en bzw. wiederholten Male vor Gericht stehen. Zu fordern wäre 
d~her, daß dle Kann-Bestimmung des BtMGin eine Muß:-Bestimmung umgewilrtdelt 
wlrd. ~trafbest~mmungen sieht der Gesetzentwurf außerdem· für. alle diejenigen 
vor. dleCannabl s-Pfl anzen. auf dem,"Ba-l~Oft "oderin der- Wohnunlranbauenc;'" 

I~sgesamt sieht der Entwurf der Bundesregierungfüj" ein neues Be~ubungs­
mlt~elgesetz zwar Strafverschärfungen und neue Straftcitbestände vor, quali­
tatlVe Verbes~erunge~ jedoch. nicht; Da~it trägt er'zur Beseitigun.9.:~.!!icDro­
g~nproblems n~.cht be~. Ganz 1m Gegentell. Denn durch ihn werden alle dieje­
nlg~n unterstutz~. dle schon jet~t das Drogenproblemmit der Terrorismus­
bekampfung au" elne Stufe stell'.mund·:nattrbesserei; Polize;ausstatfung, 
und Sondergesetzen rufen. Der Rechtssta:(ttYlird::d;abei:~reder einmar äufder 
S~rec~e bleiben. Die eigentlichenllrsaQhen: werderi erneut verdeck't, sie . 
S 1 nQ' J au auch 'Unbequem. DieBetroff~fj'~iL~rfr:<reiCwe rterJi'fli~~rrmiiiill.S ... rerC und 
der Schwarzmarkt wird neue Blüten erleben. ' .. 

Erläuterung: ... :·:~ __ L .. 

Während Vertreter der BundeSregierung'indeI"Uffentnbh~eitandauernd A N LAG E zum Beschluß 
davon reden •. daß Drogenilbhä~~e[l:~e~o+~en ~wefdenso'1:1te:,;ansia~t;;si;eZlJ 
bestrafen. Sl eht der. Gesetzesentwrr aer'1rdTlde~rllglerafig sCltetfWs:l1l ~rtt' A.ilegrHfserk lärungeft . 
genügend vor. Die ~trafar:ldrohung~onmaximal:'drei :Ja .,: ..... "~s~fitzUg W~nn-man-sTdl iiiit aer lirogenproblematik beSChäftigt, soHteman zunächst 
blei. bt bestehen. gl ei chermaßen"fül;',SUchtj;ge";kfii",fUr.,1\uchi- .sllP!e,nten. . el ni g~ Begri ffserk 1 ärungenyotng!l~I]~ JUIJ.'Let:s.chie.dene,flfifiv,er.s,tändAisse. 
Eine Aussetzung der Strafe zugunsten einer lherahie:tblei.b1:J[laI; "d'emWillen gar nlcht erst aufkommen zu ]as$en. . . 
des Gesetzes auch weiterhi l1 nur eine vage Mögl, ~ ~~i ~D.\lI1~. cI~.mlJ cli~ Aus~ Da ~ st der Begriff '!Droge", der ibereit-sun;tersuhiedl+c';:verstanden wi rd. 
nahme.. .... ·.H •• • .' .• ':: '.. • ' .• ' '. So· ... s.tz.B. die Annahme. Drög:ei1 .. ;se+en=-~i.fter~fälsch~'-" 

. CDU/CSU sehen sogar vor, da~ S'traflllaß Denn Drogen sind alle Substanzen; (tllFln:m'il""nlftUf'l'1cnencAbTäufedes 
Drogen auf fünf Jahre zu erhöhen.Ooc~ Kör~ers eingreifen und vor allel!l Stimmungen •. Gefühle:'\md Wahrnehmuhgen 

·'werden. wenn auf Strafe verzichtet wird: beelnflussen. Somit .sind sämtliche Arznei,-undGiftstbffe sowie Nikotin 
als vorbestraft gilt)\lnd ausreich~nd""fi und Alkohol ebenfalls als Drogen-zu beze'ichnerr-; . 
werden; damit mit allen therapiewll1 
Therapie durchgeführtJjzw~ unwi11.i 2':U Rauschmittel lassen sich auftei.len in 
können. Die Forderung nach . statt: - Haschisch und Marihuana (C~rl[l~bis) 
wirklich erfüllt werden, wenn ni <;t,."fH",.,timni,inn"n ...... Fc'r ..... rh,'nrl - Halluzinogene ".' 
geändert werden6 sondern wenn - Kokain .. 
Verfügung gestellt werden. Dies st im - Opiate (Opium, Heroin u.a.) . 
entsprechende Maßnahmen mit di esem Zi E'!l.si rid Cannabi s ist· im Vorderen Ori ent·, ;"n.Afri-kcr.i. A-s; an und·Südameri ka verbrei ter-
Ni cht einmal di erechtl i ehe Si tuation' der in -,.,.",.,.."".", .. '.,'.0'.. ter Indi scher. Hanf. Haschi sch i s1: dabei,i·eas Harz'·der·jin:·der· BWte stehen-
verbessert. Hierzu könnte u.a. die Ei den Spitzen des Hanfes. Marihuana sind die zermahlenen.B.1ätter und Blüten 
rechts für Sozialarbeiter gehören; c:+"'++,~ .. " dieser Pfa1 ze und enthalten weniger THC (des Wirkstoffes von Cannabis) 
der Bundesregierung diejenigen mit als Haschisch. Die Wirkung auf den Menschen ist in erster Linie eine In-
Dritter nicht melden oder die. bewußt tensivierung der Sinneswahrnehmungen. 
heit zum Drogen-Konsum vers·chaffen. Di Zu den Halluzi 
süch t i gen K i· ndern Gel <t ·m>hi>'lrl7 .. ltaim+1:'1:11?~nttr,m'C/t'.:o!lrne~r-d~\-et9Htrttl----+----,,;:;~~·~;;"'~";,:~~::::,,3~"~~,~;h~~~~~~~~l2E:~:.!-!.J!.!.!..,'-!::~....\.!:cllSDI.?.!!!!r~· 

Meskalin-Wirkstoff des Peyot1-Kaktus kommt aus Lateinamerika. 
Halluzinogene verändern die Sinneswahrllehmung.e.n wesentlich stärker als 
Cannabi s und rufen darüber hi naus häufi g Si nnestäus€hungen: hervor .. 

Einbrüche zu begehen 
Entwurf vor, daß alle diej 
Drogen oder den Gebrauch 
stimmung wurde während der 
Gewalten-Paragraphen 88 a und 
sen Paragraphen haben gezeigt •. 
äußerst bedenkl ich sind. Zensur, 1 äde'n. lind Beschl ag-
nahmungen waren u.a. die Folge. Und schon je . wird von ExWr'tenvermu'tet; 
daß sich die Bestimmungen des Betäubungsmittelgesetzes auch gegen diejenigen 
richten könnten, die die Gefährlichkeit von Cannabis-Konsum kritisch hin­
terfragen oder gegen jene, d; e sich für erne regalTsl erün-q" eillSetzan: ' ". 

Kokain ist ein Abkömmling des südamerikanischen Kokastrauches. Es bewirkt 
eine Aktivierung des zentralen Nervensystems: Dies' kann z.B. eine Stei­
gerung des Sexualtriebs als auch ein p1ötzliclies Redebedürfnis etc. be­
deuten. 
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Zu den Opiaten gehören u.a. Opium und Heroin. 
Opium ist der milchige Saft der Mohnkapsel. Ein wesentlicher Bestandteil 
des Opiums ist Morphin, aus dem durch chemische Veränderungen das Heroin 
hergestellt werden kann. Opiate haben eine beruhigende und schmerzstillende 
Wirkung und vernritteln ein GefUhl des Losgelöstseins von der, ~ir~Hchkeit, 
was von vielen als GlUcksgefühl empfunden wir~. 

Die Wirkungen aller Drogen sind unterschiedlich; sie köririen zur Sucht 
oder zur Abhängigkeit fUhren. Abhängigkeit bedeutet dabei eine psychische 
Abhängigkeit, die von der Weltgesundheitsorganisation (WHO) definiert 
wird als das Verlangen bzw. der Wunsch - nicht aber der Zwang -, eine 
bestimmte Droge zu nehmen. Ein Zwang, die Dosis der Droge zu steigern, 
fehlt ebenso wie körperliche Entzugserscheinungen beim Verzicht auf den 
Konsum. " , 

Die psychische Abhängigkeit entsteht wegen der alS angenehm empfundenen 
Wirkung der Droge. die abhängig machen. nicht aber zur Sucht fUhren, 
sind Haschisch, Marihuana. Kokain und LSD ebenso wie Nikotin. 
Drogen die zur Sucht fUhren wie Heroin, bewirkeIl eine .. körperliche Ab­
hängigkeit, d.h. sie werden inden StoffweChsel des Organismus mit 
einbezogen. Das hat zur Folge, daß der SUchtigedie Droge nlln braucht 
wie ein Nahrungsmittel ; ansonsten wird er krank. Er wird also versuchen 
mUs sen , di e Droge unter a 11 en Ums tänden zu bekommen und sei es auf kri­
mine11em Weg durch Dealen, Diebstahl etc. DarUberhinaus besteht nach 
Aussage der WHO ein Zwang, die Dosis zu steigern. Drogen, die zur 
Sucht führen, sind neben Heroin und den anderenOpiaterFdieAlkoh61fk'l.. 
Wichtig fUr die Einklassifizierung von Drogen ist außerdem.derGrund 
fUr ihren Konsum. Hi erbei kann untersehi Men werden. zwischen Genußmi ttel n 
und solchen Drogen, die als Problembewältiger eingesetzt werden. Genuß­
mittel werden dabei zumeist in relativ geringen Mengen sowie unregel­
mäß; g genommen • Al koho 1, Ni kot; n und CannaoiS· zählen ZU den, Genußmittel n. 
Zumindest Alkohol wird jedoch auch als -subjektiv so empfundener:' 
Problembewältiger eingesetzt; d.h. die Droge wird regelmäßig in Konflikt­
bzw. Problemsituationen eingesetzt. Eine objektive Problembewältigung 
wird durch sie natürlich nicht erreicht. 
Auch die gesundheitlichen Folgen und Schäden sind bei den einzelnen 
Drogen recht unterschiedlich. Selbst wennLSD und Kokain nicht zur 
Sucht führen, ist damit nicht gesagt, daß nicht trctzdem erhebliche 
gesundheitliche Schäden durch sie auftreten. Dies geht bei starkem 
Konsum sogar bis zu tödlichen Wirkungen. Solches kann allerdings bei 
Cannabis nicht festgestellt w.erden. Es gibt hier Untersuchungen, die 
im Auftrag der US-Regierung durchgeführt wurden (u.a. sogenannte· 
Shafer-Kommi ssion) ,di e zu dem Ergebni s kamen, daß Cannabi sinder 
gesundheitlichen Schädlichkeit mit Alkohol und. Nikotin vergleichbar ist. 
Andere Untersuchungen glauben sogar behaupten zu können, daß Cannabis 
fast gar keine gesundheitlichen Schäden hervorruft. Diese These ist 
aber äußerst umstritten und kann angesichts zahlreicher anderer Unter­
suchungen kaum aufrechterhalten werden: 
Man kann jedoch von Orogen, die zur Sucht führen, sagen, daß tödliche 
Wi rkungen bei genügend großen Dosen mögl ich si nd. Dies g11 t ni cht nur 
für Opiate, sondern auch für Alkohol. 

B. Gesellschaftliche Normen und Drogenkonsum 
Werte und Normen stellen die "Spielregeln" dar, die das Zusammenleben 
von Gruppen bzw.. in Gruppen bestimmen. Normen - sie sind konkret ver- • 



Kei n Gedeckzwang in Gaststätten. 
--------------------------------

Di e Jungdemokraten fordern, daß Di skotheken ihre rechts,"/i drigePrax i s, 
den Konsum al koho 1 i scher Getränke zu erzwi ngen (Gedeckzwang ) .. umgehend 

einstellen. 

Die Jungdemokraten ersuchen alle GaststiiÜenbetreioeründdie 
Getränkeindustrie dringend nicht alkoholische Getränke billiger 

abzugeben als alkoholische. 

Di e Akti on des BJR, ni cht al koho 1 ische Getränke bill i ger abzugeben, 

wird von !len Jungdemokraten tinter!;tützt. 

Alkoholismus 

h J d okraten forder~as Gaststättengewe ... rb .. e v.e.rpflichtet ist, 1. Di e Deutsc en ung em ,. . ....... . 
einige nichtalkohol ische Getränke zu einem Preis anzttbi·eten,der-

unter dem des billigsten alkoholhaltigen Ge~~~p~SLiegt. 

2. Die Getränkesteuer ist dort, wo sie noch existi~rt;aufzuheben. 
-- -- . 

3. Die DJD-Kreisverbände sind aufgefordert, A~t;Xonen;a;eindiese 
Richtung führen, zu organisieren (Umfragen, Flugblätter, Appelle 

an Gastwirte. 

Begründung: 

Es soll damit erreicht werden, einen Anreiz zu schaffen, nicht­

alkoho1ische Getränke zu konsumieren. 

NDR 

Ein Teil der NDR-Situation besteht heute aus: 
- Einschüchterung und Verunsicherung der Redakteure und Journalisten: 

genaueste Kontro 11 e durch Vorgesetze , Zurechtwei sung z. B. für ei nen 
Spendenaufruf zugunsten Chiles und "fragwürdige" Musikbeiträge 
(Degenhardt-Songs. Tucholsky-Texte), Ausladung von nicht mehr in die 
"Jlvsgewogenhei t" des Programms passendenD-lskus.siooste.i.lneh!l!e!"n 

- versteckter und offener Zensur: Brokdorf-Berichterstattung, 
Absetzung einer Serie über die Probleme der Betriebsratarbeit. 

Doch auf die Dauer erweist sich diese Einflußnahme auch für die CDU 
als nicht genügend "effektiv" sie erregt(e).z.u viel öffentlichen 
Widerspruch. Die CDU mußte also zu einer "recht. mäßigen" Form für 
die zensurartigen Eingriffe kommen. Sie schaffte sich die Lösung 
mit dem Entwurf für einen NDR-Staatsvertrag. Was will dieser Staats­
vertragsentwurf nun eigentlich ändern? 
In den Kontroll gremien des NDRsollen erstmals Regierungsvertreter 
sitzen. Weiterhin ist eine umfgangreiche Vertretung "gesellschaftlich 
relevanter Gruppen" vorgesehen. 
Di e "Kontrolltäti gkeit" von Regierungsvertretern gegenüber dem NDR 
ist geradezu absurd, wenn eben diese öffentlich-rechtliche .. Rundfunk· 
anstalt Regierungen zum Hauptgegenstand ihrer Berichterstattung .und 
Kritik macht. Folge: die Kontrolle der Regierungsvertreter wird sich 
sicherlich auf das Maß der Kritik auswirken. 
Wir fragen uns außerdem, wer darüber entscheidet, welche Gruppen ge­
sellschaftlich relevant sind.Die bisherigeAuswahlläßt;wmindest 
einiges befürchten: z.B. ein MangeT an Vertretung gewerks·cb'aftHcher 
Organisationen im Gegensatz zur starken Betonung von konservativen 
Interessenverbänden. 

In der Programmgestaltung sieht der CDU-Vertragsentwurf "in sich aus­
gewogene Programme", die "die politische-und gesellschaftliche Wirk­
lichkeit nicht überwiegend unter Konfliktgesichtspunkten darzustellen 
hätten, vor. 
Selbst das Bundesverfassungsgericht geht in einem Urteilsspruch nicht 
so weit wie die CDU: "für den Inhalt des Gesamtprogramms" sollten 
danach "Leitgrundsätze verbindlich" sein, "die ein Mindestmaß von 
inhaltlicher Ausgewogenheit, Sachlichkeit und gegenseitige Achtung 
gewährleisten". Während das BVerfG von einem "Mindestmaß an Ausge­
wogenheit" des Gesamtprogramms spricht, muß nach Meinung der CDU die 
Einzelsendung ausgewogen sein. 
Den offensichtlichsten Eingriff in die Programmgestaltung enthält 
einiges befürchten: z.B. mangelnde Vertretung gewerkschaftlicher 
Organi sati onen im Gegensatz zur starken Betonung von . . 
sicherlich die Aufforderung, die Wirklichkeit "nicht überwiegend unter 
Konfliktgesichtspunkten" darzustellen. Dahinter steckt das für die CDU 
und sie stützende Interessengruppen bestimmt nützliche Traumbild von der 
"alle:-; n:-.einem:-.B.oot-Gesell schaft." .• 
Es ist allerdings nicht ein·zusehen, weshalb für. <;ten 
NDR nun gerade die CDU-Staatsideologie verbindlicher Programmgrundsatz 
werden soll. Außerdem wäre es ziemlich unwirklich wenn der NDRin seiner 
zukünftigen Berichterstattung z.B. über die Tarifauseinandersetzung zwischen 
Gewerkschaften und Unternehmerverbänden kaum noch auf den prinzipiellen' . 
gesellschaftlichen Konflikthintergrund eingehen dürfte. 

________ --------------~--~--~----------------~----~----}3 



Für d~e Jungdemokraten zeigen die Auseinandersetzungen um den NDR sehr 
d~utll~h,.was die CDU unter "Freiheit" versteht und was sie unter "Sozia­
llsmu~ mlßverstehe~ will. Ihre "Freiheit" bedeutet zunehmende Gängelung 
des Elnzelnen.~ schelbchenweise Einschränkung von Grundrechten aus "staat,s­
erhalte~den, ubergeordneten Gesichtspunkten" zunehmende Verodnung des Spiel­
raums, ln dem ,rechtmäßig gedacht werden darf., 

Angesichts des Ansatzes des CDU-Angriffes auf die bisherige 

4. g~i f~~.d~e :undfunk: und Fernsehfreiheit zunehmend sensibilisierte 
. en l~.e ewußtseln sollte gerade zur Durch$'etiun~ kritisc;her 
~~f~rmat~lretr ProQramme oenutzt werden. Die öffentlich-rechtlich~n 

.n eans a e~ sollten zur Steioeruno der ProQrammvielfalt . 

F~;;k~~~~~!~}~~~~ ~~~~~~~~~~~:nu~~ü~~~~!~~i!:!~V~~;~~~~~:~~;~:~~~~~n 
r n lesern u~ammenhan~ muß eine. noch we~entliCh stärkere,Reionalisie- . 
s~nat)(Z.B. ~l~ schwedlsches R~glonalradlo oder Fernsehversu~h in Eider.,. NDR-Struktur, der im Ausgang der 

die CDU ihre damalige politische Niederlage der v.e,rmeintl ch gen 
Beri chterstattung der öffentli ch-:recB..j;U c;;j1en Medi en anzul asten versuchte, 
läßt der augenb.lickliche Stand der NDR-Verhandlungen nlctits Gutes für-die 
weitere öffentlich~ret:htliche Berichterstattung erwarten. Oie zunächst} 

e errel c t werden. Auf dl ese Wei se so nte au"'b d' A 't 'j' . kommerziell pd' t F H
·----.. x , ern el pnvater, , 

drängt werde/o UZler er ernsehauftragsprogra~e ~ollständig zurÜckge-

von der sch 1 eswi 9-ho 1 steini schen Landesregierung vorgebrachtEm Gründe ,zur 
Kündi gung des NDR-Staatsvertrages - unsol idesNDR-Fi nanzgebaren , ,"lmaus­
gewogene" Berichterstattung, mangelnde Regionalisierung -erweisen'sich 
zusehens als vorgeschoben. Insbesondere die Von CDU-Mi'nisterpräsidenten 
Albrecht wöchentlich mit z.T. verschiedenen"Stl"O/Sf'ie'h'tungenvQrgetr.'agenen 
Oberlegungen machen das Ziel der CDU-Strategie klar." die ZerstörungdE!r 
augenblicklich halbwegs garantierten Rundfunkfreilleij;; 

Gerade nach der Veröffent 1 i chung ei nes s trenir'vef'trau i iclil'!n -ProtokollS-' 
der Si tzung des, medienpol i ti schen Beirates der, CDU ~vom 2<h9,79,:ist.r:\ach, 
Ansicht der Jungdemokraten deutlich geword.e(h .. _d.aß,"~!j!LCQ!Lhinterihrem . 
Wunsch nam Regi ona 1 i s i erung i hren tot~,len-Zugx:ifL.auLdliLQffJill:t1i~!:ecnt;;' 
lichen Medien verbergen möchte und daß insbesondere Ministerpräsjdent,JIT­
brecht mit der Einführung des Privatfernsehens~je_Jnteressen derihn,up­
terstützenden Großverl eger durchsetzen wi 11. Nachdem durch den b1 snertgen 
Verhandlungsstand die Gründe der schleswig-holsteinischen Landesregierung 
für ei ne Kündi gung des NDR-Staatsvertrages.-ausgeräilöl'fslluL:::.-'yjlretnbarufl,lL 
einer stärkeren Regionalisierung, höhere (!) finanzielle Belastungen durch 
diese politisch gewollte, größere Selbststänctigkeitdl!l" Rundfunkhäuser'in 
Kiel und Hannover, nach Stoltenberg's Auskunftbesse-re"~5§eW~;W;:~,­
erweist sich Stoltenberg zunehmend als Brandtstifter, dessen Feuer durch 
Albrecht weiter geschürt wird. Diese Verleger' , 
dokumentieren, durch ihre Berichterstattung.-~-ste-III't~Hwa.l-;..tä;~~' ~'" 
Meinungsfreiheit etc. halten. Sie geben einen "wunderbaren"Vorge­
schmack auf das Programm, wie es aussehen würde, wenn sie die, ,bisher 
öffentlich-rechtlichen Medien in ihre Hand bekämen. 

.. WUrden sich die He .. en mit der Vertenung 

rier Hlnlerlassenschafl, ,nach etwa, 
gedulden?" 

~~~_:_~~:~~~~~~~~mm für junge I"IOr~' ... "".~,._,~._~ ___ ,_,_~_,-..'::_~_,:~ __ 
-------------------

~~\JUngdemökraten fordern die ArbeitsgemeinsChaft der öffentlich-recht-
lc .. en ~undfunkanstalten der Bundesrepubl ik Deutschland (ARD) auf ein 

zusatzllch~s bundesweites Rundfunknachtprogramm für junge Hörer einzu­
ri ch~en. 01 eses Programm so 11 als A lterfiatlVezu oenFl5estel'lenden an­
gemel nen Unte~ha ltungsn~chtpr?gramm und dem 1980 geschaffenen E-Musi k­
~~~g~~::. spezlell auf dle ~lUSlk- und Informationswtinsche junger Hörer 

f~!h!~~~:~~~!~l~~~:~~E!~~~~e~r~~~:~~!d~~~~~~e~~~md~~g~~~~:~ ~J~~e~g~~ent. 
zunächst an den wochene~de~e~l~nNa~~~~~~~~~~s:i~~Js~~~l!~~CheS Programm 

In der aktuellen Auseinandersetzung um den NDR und die gesamte zu· 
künftige Medienstruktur fordern die Jungdemokraten: '. 

1. Das öffentli ch-rechtl iche Rundfunksyste~ muß grunc{sätzlj'ch. fn 
seiner jetzigen Form bleiben. Der insgesamt gut .und.er-
folgreich arbeitende NDR muß als Drei-Länd'er-Anstalt erhaltenbleiben. 
Neugeschaffene, selbstständigere Rundfunkl)äuser werden als fehlgerith-
te te Regionalisierung abgelehnt, da sie,z:u reinen Spretchrohrel) der Begründung: 
Regierungspresseste 11 en degeneri eren würden. 1. Das bes tehendeUnterha 1 tungsnachtprogramm der ARD und das a f A 

2. Die JungdemOkraten lehnen einen Zugangkommerz1eller,privater d~s F.~.~.-Bundesta~sabgeOrdneten Helmut.~{;häfervon der AR~ 19~~egung 
Träger zu Rundfunk- und Fernsehsystemen ab. ~ln~erl: tete E-Nuslknachtprogralllin werdenaen Bedtirfnissen weiter 

relse Junger Rundfunkhörer nicht gerecht. 

3. Di e Jungdemokra ten treten in a 11 en;ööffff;e~n~t]lTi cZlh~-~r~e~chh:tt:liii~~~~:-:------it::---'--Z-:~tr-p1:iS"ttt\re'fte1rnrrnZ1ri1!'Ie-r-;:tm'J~~?'II':~"m"",n-;;",=~ ... ,,,,~~ .. -
funkansta 1 ten für ei ne wesentl i ch verstärkte, direkte ", ,. igllng Absp el ung von jugendbezogenen 
der Hörer und Seher und eine Stärkung der Mitbes,timmungsrechte ARD R df k 1 . ,', - l-hun un ansta ten hat deutlich gezeig,t, daß viele junge Leute 
der redaktionellen und technischen Mitarbefte'f' ::s:oz';B.indenAuf- S?C, e Run~funkangebote zu schätzen wissen", so daß 'von dahe,r esehen 
sichtsgremien - ein. Der bis zur Perversität gesteigerte Parteien": elne Auswe t 1 h g 
proport muß durchbrochen werden, allerdings nicht durch die Beteili.. hinaus äuß~r~~g ~o \er Sendungen ü~erdas gegenwärtige Abendprogramm 
gung vermeintlich "pl uralitätssteigernder" Traditions- und Heimatvereine. ,wunsc enswert erschelnt.'" 

-75-. -_ 



Gegen Streichung Nachtgebühr 

Die Jungdemokraten protestieren gegen die Streichung.derNachtge~ührII 
in Selbstwählferndienst der Deutschen Bundespost, d,e am 1. Apnl 1980 
erfo 1 gen soll. 
Di eser soqenannte Mondschei ntari f galt. bi.sl1er. YOl",;allE!II!)1!Qnj:~.~.?"bi~ .... 
freitags äb 22 Uhr und an den Wochenenden. Er gewahrte .1m We't~erkehr 
einen Zeittakt von 67,5 Sekunden pro Gebühreneinheit (23 Pfenmg). 
Für den gleichen Betrag soli man i~ ZUkunftn~r.no~h38!5I1sekunden 
lang fernsprechen können. Obwohl dleser neue Blll~gtarlf scho~ ~b 
18.00 Uhr gelten soll und damit am frühen Abend Weltve:.kehr E~aßl­
gungen von 43 % bescherrt, halten wir.dies~ Regelung fur unsozlal und 
fordern die Bei beha ltung des Mondschel ntan fes ab 22.00. Uhr: . .. 
Denn viele Jugendliche, Auszubilde~de und ~tudenten ~owle Ml1ltar- ;und 
Zivildienstleistende, die oft an elnenZWel~en Wohns~tz gebtHlden.Hnd 
(wo ihnen in der Regel kein Privattelefon mlt 20 Frelposten zur,Ver-
fügung steht) haben von den neuen Gebü.hrenmaßnahmen mehr Nachtelle 
als Vergünstigungen zu erwarten. 

Daher fordern wir insbesondere die Bundestagsabgeordneten im Verwal~ 
tungsrat der Bundespost auf , da~ Dienst~.eistungsangebot im Fernsprech~ 
verkehr nicht zu Lasten dersonal schwacher.en zu verteuern. 

~~~~~g~1~~9_2~~_~~i~g~2i~~~!~~~~ig~~~~g_ 

Die Deutschen Jungdemokraten fordern die Bundestagsfraktionen vonSPD und 
F.D.P. dazu auf, ihre Gesetzentwürfe vom Juni 1979 zur Neuregelung des 
Rechtes auf Kriegsdienstverweigerung zurückzuziehen. Die Jungdemokraten 
kri ti sieren an dem Koa 1 i ti onsentwurfzumKQV".NeJ,lOX.dnUIlIJs.gesetz.jnbes'ondere 
folgende Punkte: 
1. Die Streichung -es vorrangigen Einsatzes des ZDL im sozialen Bereich 

und die Ausdehnung sogar auf den Zivilschutz läuft der Gewissensent­
scheidung der Kriegsdienstverweigerer allein schon dadurctl zuwider, 
daß der Zivilschutz bereitse'indeutig zum Bereich der militärischen 
Planung gehört. Die Jungdemokraten fordern stattdessen den Einsatz 
von Kriegsdienstverweigerern ausschließlich im Bereich des sozialen 
Friedensdienstes . Dieser Dienst muß in jedem Fall unabhängig vom mi 1 i­
tärischen Bereich sein. Im ErnstfllHdarf kein Kriegsdienstverweigerer 
auch nicht indirekt, dem Oberbefeh] der Bundeswehr unterstellt werden. 

2. Durch den vorgesehenen Wegfall des -Mitspracherechts des Zivi ldienst­
lei stenden bei der. Einberufung wird die Novelle dem Charakter des 
Dienstes nicht gerecht, .da gerade im .. sozialen Bereich persönliches 
Engagement und Identifikation mit der Arbeit unbedingt vorhanden sein 
müssen. 

3. Die Identifikation mit der Arbeit wird auch nicht gerade durch die 
Einführung des heimatfernenEinsatzes Von Zivildienstleistenden 
erreicht. Gleichzeitig werden dadurch auch wieder Zivildienststellen 
im sozialen Bereich reduziert, davielffl1.soz;aJen.Ejnrichtungen die 
finanziellen Mittel für die Bereitstellung von Unterkünften fehlen. 

4. Durch den Wegfall der jetzi gen 2. Instiint (Prüfun9skammer) werden ni cht 
nur die Chancen der Anerkennung gemindert. Dadurch daß man nach der Ab­
lehnung durch den Prüfungsausschußglekh beim Verwaltungsgericht klagen 
muß, entstehen finanzielle Aufwendungen, die viele KriegsdienstveY'l'lei-
gerer Von der Wahrnehmung ihres GrUlldrechtes abhalten." . 

5. Die Beibehaltung der Verlängerung des Zivildienstes um einen Monat 
gegenüber dem Wehrdienst kann nicht durch Wehrübungen begründet werden, 
da nur ein Bruchteil der Soldaten dazu eingezogen wird, und das bei 
vollem Lohnausgleich. 

6. Ein staatlich reglementierter Einführungsdienst zur Ausbildung wird nicht 
den unterschiedlichen Anforderungen durch die spezifischen sozialen Dienste 
gerecht. 

7. Staatliche Zivildienstämter statt der bisherigen Verwaltung der Verbände 
soll die Freiheit des Zivildienstleistenden weiter durch Rechtsnormen 
beschränken. 

Die Deutschen Jungdemokraten protestieren energisch dagegen, daß der Zivil­
dienst unter dem Druck der CSU/CDU zur lästigen Alternative gemacht werden 
soll. Sie fordern die Bundesregierung auf, mit der CDU/CSU Hehrheit im 
Bundesrat energisch und hart zu verhandeln • 

. nie Jurfgdemökrateil 1 elir\endfevomBur1de~sve~rfassuri~fsgerrchTillsernem Orte; 1 
vom 13.4.78 vorgenommene Einengung des Grundrechts auf KDV nach wie vor 
grundsätzl i ch ab. Solange di eses Urteil des BVG aber noch n; cht aufgehoben 
ist, treten die Jungdemokraten für folgende Zwischenlösung ein: 
Ausgehend von dem hohen Stellenwert einer Eidesstattlichen Erklärung in unserer 
Zivil- und Strafrechtsordnung soll die WahrnehmUng des Grundrechtes auf 
Kriegsdienstverweigerung mit der Abgabe einer Eidesstattlichen Erklärung 
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z.B. beim Kreiswehrersatzamt oder .bei einem Notar erfolgen. Grundsätzlich 
ist davon auszugehen, daß die Gewissensentscheidung des einzelnen der 
höchste Wert ist, und eine eidesstattliche Erklärung lediglich zur juristi­
schen Bekräftigung dienen kann. Die eventuell entstehenden Kosten für die 
Wahrnehmung des Grundrechts sollte die Staatskasse wahrnehmen. 
Darüberhinaus setzen sich die DJD ein für einen Ausbau der Zivildienstplätze 
im friedenspädagogischen, jugendpolitischen und sozialen Bereich. 

Sportler des Jahres 

Förderung der DGFK 

Die Jungdemokraten fordern die Bundesregierung auf, sich konservativen 
Bestrebungen zu widersetzen und die Deutsche Gesellschaft zur Friedens­
und Konfliktforschung (DGFK) verstärkt zu fördern. 

Die Jungdemokraten verurteilen den Rückzug von CDU/CSU-regierten Ländern 
(Bayern, Niedersachsen) aus der Deutschen Gesellschaft für Friedens-
und Konfl i ktforschung ebenso wi e Bes trebungen von CDU-Bundestagsabge­
ordneten, die Förderung der DGFK durch den Bund künftig zu unterbinden. 

Di e Jungdemokraten halten vielmehr ei ne'kr; US'cM;'UnabhlfJrgig~Fl"i'edetTs'" 
forschung für lebenswichtig für diesen Staat. Deshalb fordern sie die 
Bundesregierung auf, nicht nur die Anteile Bayerns und Niedersachsens 
zu übernehmen, sondern darüberhinaus auch den eigenen Anteil spUrbar 
zu erhöhen. 

Gegen Nuklearwaffen 

Die Deutschen Jungdemokraten lehnen die Stationierung der Pershing 2 und 
der Cruise Missile in Westeuropa mit aller Entschiedenheit ab. 
Die Ausrüstung mit weitreichenden eurostrategischen Nuklearwaffen 
wi derspri cht dem gesamteuropäi schen Friedens interesse. Ei ne solche: 
Statl on i E('(mg kai,,, nur im Interesse der' USA','j ege'lT; dleYlilhdleCrfance 
haben werden, sich von einem europäischen Atomkrieg abzukoppeln Die 
NATO-Doktrin vom strategischen Schutz Westeuropas durch die USA wird so 
ad absurdum geführt. Die ohnehin schon beispiellose Massierung von Streit­
kräften in Mitteleuropa wird durch die eurostrategischen Waffen noch erhöht. 
Dies erhöht nicht die westeuropäische Sicherheit, sondern verring~ft sie. 

Es widerspricht erst rech dem Interesse der Bundesrepublik, eurostrate­
gische Waffen im Lande stationiert ZU haben. Eine solche Politik der Auf­
rüstung gefährdet die Entspannungspolitik, die gerade für. ein Land an der 
Grenze der beiden Militärblöcke lebenswichtig ist, weil nur sie Frieden 
und Sicherheit stabilisiert. Gerade für die Bundesrepublik ist die Vor­
stellung, mit weitreichenden NUklearwaffen ausgerüstet zu werden, besonders 
gefährlich, da sie die Bundesrepublik einer erhöhten Bedrohung durch Atom­
waffen aussetzt, weiT Nukl earwaffenstützpunkte auch immer Atol11waffenziel 
sind. . . 

Wenn die NATO im Dezember 1979 dennoch den Beschluß gefaßt hat, die 
Pershing 2 und die Cruise Missile zu bauen, so zeigt djes deutlith die 
Vorherrschaft der USA im Bündnis. Auch·nach dieser Entscheidung bleibt­
politisches Ziel der Jungdemokraten (lie Auss.etzungder produk1;tQnsent­
scheidung für mindestens 2 Jahre, um alle Verhandlungsmöglichkeiten im 
eurostrategischen Bereich auszuschöpfen. Darüberhinaus wird die noch 
offene Entscheidung der Stationierung zum Gegenstand der politischen 
Arbeit der Jungdemokraten. 

Die Jungdemokraten werden daher in (liesem Jahr vor allem öffentlich 
über die der NATO teilweise diametral widersprechenden Ergebnisse der 
Friedensforschung informieren. 

Unsere Position ist: 
- Keine Stationierung neuer amerikanischer Nuklearwaffen (Pershing 2 

und Cruise Missile) in Europa! 
- Abzug der vörhandenen 7000 amerikanischen Nuklearsprengköpfe aus 

Westeuropa! 
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In Anerkennung der Tatsache, daß die Achtung der Souveränität, territoria­
len Integrität und politische Unabhängigkeit eines jeden Staates grund­
legendes Prinzip der Charta der Vereinten Nationen ist, und damit jedwede 
Verletzung dieses Prinzips - unter welchem Vorwand auch immer - den Zielen 
und Absichten der Charta widerspricht, fordern dieDeutschenJungdemokraten 
bed; ngungsOI osen sofort; gen und voll ständi gen Abzliga n ef" freinderfl'in närs 
und Geheimdienste aus der Region Afghanistan/Pakistan. 

Alle Völker haben das Recht, ihre Regierungsform selbst zu bestimmen, 
sowie ihr ~/irtschaftliches, politisches und gesellschaftliches System 
ohne jede Interventi on, Subvers ion, Nötigung oder Beschränkung von .außen 
zu wählen. 

Diesem Grundsatz folgend ist sowohl die sowjetische Intervention in Afghani­
stan als auch die ihr vorausgegangenen nichtmilitärischen Beeinflussungs­
versuche und insbesondere die ihr folgende Politik der USA in der Region 
zu verurteilen. 
Erneut hat sich gezeigt, daß die Rechte. unabhängiger, blockfreier Staaten 
rücksichtslos den Interessen der Großmächte geopfert werden. Dies ist 
kein Einzelereignis, sondern gehört in die Serie z.oS; der Anwesenheit 
südafrikanischer Truppen in Ang()la, französischer Truppen in Zentral­
afrika. 

Die Jungdemokraten fordern die Bundesregierung auf, sich nicht in d.ie 
überzogenen Reakti onen der USA auf die Intervention einspannen zu lassen, 
und konsequent an der EntspannungspolitiR in Europa festzuhalten.Die 
Entspannungspolitik, die für Europa zu einem Zeitpunktdefiniertwur~e, 
als die USA Flächenbombardements in Vietnam verantworteten, h<!terrelcht, 
daß vergleichbares hier nicht eintreten konnte. Die Konsequenz aus den 
mittelasiatischen Vorgängen muß also die Ausdehnung der Entspannung auch 
in dieser Region sein; keineswegs aber die RevJsjQn!1er Errtsp9JJl1Ung in 
Europa, wie es uns diejenigen glauben machen wollen, die zu Vietnam 
geschwiegen haben. 
Sie sind die entscheidenden innenpolitischen Gegner denen die Jungdemokraten 
gegenüberstehen. Das laute Nachdenken über die geographische oder aufgaben­
bezogene Ausdehnung der NATO durch CDU-Politiker ist nur der Gjpfel eines 
Eisberges. 
Wirksamstes ~1ittel, um gleichartige friedensbedrohende Situationen zu 
verhindern ist die überwindung der Militärblöcke und die Ergänzung der 
politischen Entspannung um die militärische Abrüstung. Diesen Zielen 
stehen die überreaktionen führender westlicher Staaten - allen voran 
die USA - entgegen. Weder der Aufbau von Eingreifreserven, noch der 
Boykott der Olympiade in Moskau, und erst recht nicht die hektische 
Aufstockung von Rüstungsetats sind geeignete tlittel, den Frieden zu 
sichern. 
Die Jungdemokraten stehen in diesem Konflikt an der Seite der Blockfreien, 
di e i nsgesant durch di e Vorgänge i n Af!;hanist:<!I'1Jlndla,~tsJ\lng~t:rqffen 
wurden. Di esen Ländern ei ne frei von Beei nfl ussungsversuchen gevlährte 
ausreichende materielle Hilfe zur eigenständigen EnbJicklung zu leisten, 
muß ein weiteres Ziel deutscher Außenpolitik sein. 

Die DJD betrachten die Geiselnahme in der amerikanischen 
Botschaft in Teheran als Verletzung des Völkerrechts. Sie 
halten allerdings di e Aufregung dero,:,estJ.i~h~I}ß~g.!~!:"'o~g~~.,. 
die ja selbst vielfach das Recht auf Selbstbestimmung der 
Völker mißachten und Diktaturen stützen oder. gestützt haben 
seien es der Schah, Somoza, Bokassa, Pinochet,. Videla und 
andere, für Heuchelei. 

Die DJD sind nicht der Meinung, daß Boykottdrohungen und die 
Erhöhung der militärischen Präsenz im Indischen Ozean zur 
Beilegung des Konflikts beitragen. Vielmehrtragel'l die an­
gedrohten Maßnahmen der US-Regierung ° lla.zu bei v ll!!n Konfl;i.it 
zu verschärfen und den Weltfrieden in höchstem Maße zu ge­
fährden. 

Die DJD wenden sich gegen neokolonialistischeBestrebungen, 
die unter den Vorwenden der. "Sicherung. ller: Hoh~toffv~rsorgtingl' 
und der Geiselbefreiung ihre hegemonistischehZißledurch­
setzen woilen. Die DJD fordern stattdessenVereinbarungen 
im Rahmen der UN, die es ermöglichen, Verbrechen gegen die 
Menschlichkeit vor einem internationalen Tribunal zu ahnden. 

Anerkennung der DDR-Staatsbürgerschaft 

Di~ Deuts~hen Jungdemokraten fordern im Zuge der Fortsetzung einer 
frledensslchernden Entspannungspolitik und hier insbesondere der Deutsch­
landpolitik die Anerkennung der Staatsbürgerschaft der DDR. 

Begründung: 

Die Nicht-Anerkennung der DDR-Staatsbürgerschaft ist ein permanenter 
Eingriff in die Souveränität der DDR und damit auch der Eingriff eines 
N~TO-Staates in die Belange eines Warschauer-Pakt-Staates. 
Dle ~nerkennun~ der DD~-Staatsbürgerschaft ist ein folgerichtiger 
S~hrl~t zur Welterentwlcklung der Entspannungspolitik, da bisher 
wlchtlge Fortschritte, wie z.B. das Kulturabkommen mit der DDR an 
dieser Frage scheitern. Di e Frage Rei seerl aubnis für einen größeren 
Kreis von DDR-Bürgern in den ~1esten könnte erneut zur Verhandlung 
vorgesc~lagen werden. Letztendlich würde die mit der Anerkennung der 
S~aat~burger5chaftverbundeneG}eichbehandlungovonBürgern der DDR 
ml t Burgern aus dem EG-Bereich (und ei ne damit ni cht mehr automati sch 
g~gebene ~RD-S~aatsb~rgerschaf~ von DDR-Bürgern) erstmals den He!) 
fur gesprache uber dle Notwendlgkeit der Grenzüberwachung in der 
heutlgen Form um ein Stück verkürzen. 
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Aufhebung des § 15 Soldatengesetz 
------------------------------------

h . d Hinweis des Bundesmlnisters der 
Die Deutschen Jungdemo~r~ten s~ en.ln em. . lamnest international' 
~erteidigung zu "A~ti~1tate~tfUr ~~~s~~~~~~~~~1~~r Grundr~chte' der Soldaten. 
~~eK~~;~~;~a~~:g~~D.~~~:U~~~s~~;SabgeOrdneten auf. auf die Rücknahme dieses 
Hinweises hinzuwirken. . 

Auch dieser Fall macht deutlsiclhd'tWie,:~~n~. ie /§f~~b~~~d::!~~:~~~*4-~:: 
politischen Betätigung der 0 a en 1 

Begründung: . . .' i' ',' • ßd' '{l' '-
Nach dem GI-Hinweis Nr. 4/?9 ist e~mchtauszU~CtTl~:~~~so~~ate~\n~:;~n 
samkei t des Dienstes ern~tl lch gestort werd~n; M ~~Oräl'ii sat'ion tätig 
halb di;nstlicher. IJnterkunfte u~dA~l~g~n~~~re~ralls~~I'f·:W'F.::at· 
werden Daher konnten Informatlons un .... ····d·' ",.,i··"···"ln"us"wird 
. • 1 . h ft n ni cht zilge 1 assen wer en. uaruuerll " ... ln Bundeswehr legensc a e . . •. d PTäKateln di'enstltdterr'lJn-
es verboten, auf Veranstaltun~en hlnw~lse~ e . ,. h "all emeinpoli-
terkünften und Anlagen a~ZUb~1ngE!n~. dleän.:'.~~~~~",~'(!:erWe+t!'-h'· 
tischen Inhalts" (z.B."f~~ d~e ~a~ru~aaße~kt;jeHeFän~·~ngesliroclien. be­
sondern so konkret formu 1 er~:!fI...L., .. , -'~r'T-che" Plrrteterr;.6rttppe~eder 
stimmte Staaten oder Regieryng~s..Y~t~me. po ~~~.~. -~--' ~'_., 
p~litische Anschauungen genannt werden: oliUschel'arteienund Ver:bänd~ 
Dle Bundeswehr vers~cht nun, nacbhdemt ~!~ p auchüberparteilich~Gruppen Wle 
aus den Kasernen wel tgehend ver ann , .' 
ai, die für die Menschenrechte kämpft,zu verdr~~g~~_, ____ _ 

. .. .. . ····tlrmUßenerg-tsttr­
Di es er restri ktiven Aus leg~ng ~e\ § . ~5 d~~l ~~~~~~:~~tsabbaus da.rstellt. 
widersprochen werden, da S1e eln el '. . ..... , ..... "..' 

. d h' zu lösen wenn die "frei·e poli-
~~~~~!ä~~i~~~g~~~ ~:~ ~~~~!~:n~ed~~Ch~~~etzt wird'(vgl. Konzept zur po-
litischen Arbeit in der Bundeswehr G.I.!.).· 

Leute wo wollt Ihr denn aUe hin? Hier geht'. doch Ins GrOnelH 

.. , Zeichnungen: Deutsch" Angemeln •• SOl'lntagsblatt/Wolt.r 

~i~~~~!!~~g_~~r_~i~fQ~Q~~~ __ ~~r_~~~~~~~~br 
Die Jungdemokraten fordern die Einstellung der "infopoh" der Bundeswehr! 

Die "infopost" der Bundeswehr ist ein "Informations"-Organ. daß sich an 
Kinder und Jugendliche wendet und ihnen aus der Welt der Bundeswehr be­
richtet. Solange die "infopost" besteht, begegnet sie starken Bedenken, 
ohne daß dies Auswirkungen auf ihre Konzeption gehabt hätte. Es ist daher 
er.fleUt erforderlich die Kritik all diesem hlilitätvethelllichellden MachWer1< 
darzustellen~ 

Die "infopost" wendet sich an junge Menschen und versucht innen nicht die 
Notwendigkeit von Streitkräften in der Demokratie darzustellen (was die 
einzi g 1 egi time Konzepti on einel'so'lc..f.\ejf.:.1eiFschf>ift·wiWe,~'wennman' 
schon von der Existenz notwendiger StreHkräfte ausgeht)., Die "infopost" 
versucht stattdessen - wie di.es auch Werbeanzeigen der Bundeswehr durch­
gängig tun - heroische Bilder vom wahren ~lannestum zu zeichnen, die an 
böse Traditionen errinern. DieJ.\ussagei2~.ei~.",ertJ:j~,"mag vom kleb­
techni sehen Ges i chtspunkt her interessant'erst:heinen,a 1s Grund, in ei ne 
Armee eines demokratischen Staates einzutreten erscheint sie nicht ange­
messen. 

Di e "inf9Po,s1:" set;1:t j !ljhr~eLKQ/lZ.epj;j.Qn,.~zus.ä.tz 1 tch.,zu,.,d:i ese:ri, .. v,~f.elJ.l ten 
und demokrat i ewi d ri gen Männ 1 i chke.it&:j~logie-auf~d4e:- T.ecflrlikbegeisterung 
junger Menschen. So wird ein Panzer nur als technisches Wunderwerk~nicht 
aber auch als Tötungseinrichtung dargestellt. Dies zieht sich durch sämt-
1 iehe AlLsgaben dieser Zeitschl"j.ft.~-;-

An einer solchen Darstell unlr des Sinnes. und, der ~lirkut1gsweisevon Waffen 
,kiUII'I-e1l'le· Demokratie kein·Inter esse haben . Oi es URiSOIflei ,r ;wenrntte Lei t­
schrift auf begeisterte Aufnahme bei der Zielgruppe stö6t. 

Die'verantwortlichen Redakteilreder Zertschrift zeigen deutlich, daß sie 
nic~t gewillt sind, demokratiegerecht über ihr Anliegen zu informieren. 
Ein Be. d .. arf '. j. u.nge. Mensch.en U.be. r .d. ie. oben .,.darg.es.btell .. teJ\..' He.bel.,. ,zu eine •. r Be­
geisterung für d,ie BuncleslVehr ,2;ubewe~fe:nbest.e,t ,nlcnt.-'nre'Zeftschrift 
soll umgehend eingestellt werden. Die Jungdemokraten werden auf allen 
Ebenen in der F.D.P. in diesem Sinne aktiv werden. 
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Fahrten für Wehrpflichtige 

Die Deutschen Jungdemokraten fordern die Bundesregierung auf. 

a. Wehrdienstleistende möglichst in heimatnahe Kasernen einzuziehen. 
Heimschlaferlaubnis soll prinzipiell erteilt werden. 
Für Zivildienstleistende wird jegliche Kasernierung abgelehnt. 
Der Einsatz in Zivildienststellen soll möglichst am Wohnort 
erfolgen. 

b. Für die Wochenendfahrt (außer den bisher eingesetzten Sonder­
zügen) noch zusätzliche Sonderzüge für Wehrpflichtige einzu­
setzen. und dafür Sorge zu tragen. daß jede Kaserne bis zum 
Di ens tbegi nn gut mit öffentl ichen Verkehrsmitte 1 n zu erre1chen 
ist. 

Begründung: 
Dadurch, daß viele WochenendzUge überbelegtlJhd viele Kasernen 
schlecht mit dem öffentlichen Nahverkehr erreichbar sind. müssen 
viele Wehrdienstleistende auf das Auto zurückgreifen. AUßerdem 
fehlt ein finanzieller Anreiz. Freifahrten~m.it der ,Bahn mit dem 
Auto vorzuziehen. 

Fahrzeuge der Bundeswehr 
Di e Jungdemokraten fordern di e Bundesregi erung. in,sbesondere den 
Bundesminister der Verteidigung auf. 
a) alle Kraftfahrzeuge der Bundeswehr mit Fahrtenschreiber auszu­

statten und die Vorschrift über die Höchstfahrdauer für 
Kfz-Fahrer einzuhalten. 

b) strengere Kontrollen bei der Einhaltung von Bestimmungen. 
wenn insbesondere bei Manövern und Kolonnenfahrern. Bundes­
wehrfahrzeuge auf Zivilstraßen fahren. durchzuführen. 

Begründung: 
spez. zu b) Durch übermüdung der Fahrer steigt die Unfallquote. 

desgleichen bei Nichtbeachtung der-Be5ti.mmungen~­
Beispiel: Im Landkreis Kassel ist ein Kfz mit zwei 
Insassen von einem Panzer bei einem Manöver über­
rollt worden. weil nicht. wie vorschriftsmäßig. ein 
bundeswehr eigenes Kfz vorweggefahren ist. 

In Bekräftigung des BDK-Beschlusses 1979 fordern die Jungdemokraten von 
der Bundesregierung den sofortigen Stop der immer noch stattfindenden 
nuklearen und militärischen Zusammenarbeit mit Südafrika. 

Insbesondere verweisen die Jungdemokraten auf die kurz bevorstehende Aus-
1 ieferung von zwei Spezi almasc:hlnen furale sÜdafriKariisc'he'Orananreiche­
rung durch die Bremer Firma Varian HAT. 

Die Bundesregierung wird dringendst aufgefordert. dem Waffenembargo der 
Vereinten Nationen gegenüber Südafrika. auch in "grenztechnologischen 
Fäll en" (z. B. Export von ['1il i tär-LKW 's durch t1agirus-Deutz in Ulm) durch 
gesetzliche Ausfuhrbeschränkungen Rechnung zu tragen. 

Der Bundesvorstand vIird aufgefordert. an den Aktivit:;,t;et} de$von der AAB 
geführten Blindni sses gegen di eseZusammenarbeit.aktiv teil zunehmen. 

Begründung: 

- ~lit dem wahrschei n 1 i ehen südafri kani sehen Atömbombenversuch von September 
1979 hat der Aparthei ds-Staat ein weiteres ~~aldeutl ich, gemacht. daß 
seine Politik eine ernste Bedrohung deS,~leltfriedensdarsteJ1L 

- Bundestagsanfrage von Frau Matthäus-Meier (F.p.R.) Drucksache 8/3468: 
Stimmt es. daß die Firma Varianauchfür- das kommende Jahr bereits 
wieder Negativbescheinigungen ,für ihre Lieferungen von Isotopenmeß­
geräten nach Südafrika erhalten hat und wieistgegebemenfalls diese' 
Entscheidung begründet? . -. ~- , . 
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Resolution: Recht auf Selbstbestimmung und Unabhängi'gkeit für das 

sahrauische Volk 

Die Bundesdelegiertenkonferenz der Deutschen Jungdemokraten bestätigt ihre 
Befürwortung des Rechts auf Selbstbestimmung und Unabhängigkeit für das 
sahrauische Volk gemäß den Resolutionen der internationalen Organisationen. 
insbesondere der UNO. der OAU und der BlockfreienSt(j.at~I1:. 

Die Deutschen Jungdemokraten verdammen die partielle Besetzung der DARS 
durch Marokko und verl angen den sofortigentmd bedi ngungs losen Rückzug 
der Besatzungstruppen. 

Die Jungdemokraten begrüßen die Siege des sahrauischen Volkes unter der 
Führung seiner Avantgarde. der Frente Polisario. 

Die Bundesdelegiertenkonferenz verdammt in a.ller Schärfe dIe n.Elue Haltung 
der amerikanischen Regierung. die eine mIlitärische Hilfe für Marokko in 
seinem völkermordenden Krieg gegen das sahrauische Volk beinhaltet, und 
sie ist davon überzeugt, daß dieser Akt nicht zu einer Friedensfindung 
in dieser Region führen kann. 

Die Bundesdelegiertenkonferenz der Jungdemokraten begrüßt die Unterzeichnung 
des Friedensvertrages durch die Frente Polisariound Hauretanien am 8.8.79 
in Algier und fordert ~larokko auf, sich umgehend fUr direkte Verhandlungen 
mit der Frente Polisarion zu engagieren, mit dem Ziel,eine friedliche, 
gerechte und dauerhafte Lösung für den Konflikt in der West~Sahara, durch 
den die legitimen Rechte des sahrauischen Volkes auf nationale Souveräni­
tät und territori al e I ntegri tät garantiertwerdl:m, zu finden. 

Die Jungdemokraten werden sich für eine Konsolidierung der solidarischen 
und freundschaftlichen Beziehungen mit der Frente Polisario. der Avant­
garde des sahrauischen Volkes, einsetzen. 

Die Bundesdelegiertenkonferenz fordert die Bundesregierung auf, den sah­
rauischen Flüchtlingen humanitäre Hilfe zu leisten um ihnen dadurch zu 
helfen, die schwierigen Bedingungen des Exils zu ertragen. 

~ChlYß der Bundesdelegiertenkonferenz der Deutschen Jungdemokraten in 

Grünberg, 7.-9.3. 1980 

JI,ngesicht,<; der Tatsache. daß in Chile die RechtegerJu2.eng und die Rechte 
des ganzen Volkes weiterhin von dem faschistischen Regime Pinochets mit Füßen 
getreten werden; daß seit 1973 die chilenischen Demokraten auch unter 
schwierigsten Bedingungen großen Widerstand leisten, und daß in Chile sich 
die übereinstimmung durchsetzt. daß man die Diktatur stürzen muß, hat die 

Bundesdelegiertenkonferenz beschlossen: 

Wir unterstützen die Forderung, die von der XXXIV Vollversammlung der Ver­
einten Nationen erhoben wurde, die chilenische Regierung auf ökonomischer 
und pol it i cher (bene zu iso 1 i erE!n, sol an ge diese di e ~lenschenrechte mi 13..; 
achtet und wir setzen uns für die ,Verwirkl ichu.ng ßieser Forderungen auch 

in der Bundesrepublik Deutschland'ein. 

Wir unterstützen weiter moralisch und finanziell die Demokratischen Organi­
sationen der Jugend Chiles: Die Unidad-P0pular-Jugend. das Komitee zur Ver­
teie i gung der Rechte der Jugend .. CON1\O.EJUunc:l,.d i e Jugendabteil ung.des Na ti 0-

nalen Koordinierungskomitees der Gewerkschaften. 

Wir unterstützen das Recht aller tx1lchilenen, .iri ihrer Heimat zu leben 
und beteiligen uns an der Kampagne für die Rückkehr der Chilenischen JUgend . 

Freiheit für Chile! 



Der Bundesvorstand wird beauftragt, Bundeswirtschaftsminister Otto 
Graf Lambsdorff zu bitten, die Würde und Bürde der Ehrenmitgliedschaft 

der DJD auf sich zu nehmen. 

Bundeswirtschaftsminister Lamosdorff hat sich als wirkungsvoller 
Kämpfer gegen Diktaturen und für Menschenrechte in Taten erwiesen. 
Wenige Wochen nach seinem Besuch bei Schah Reza Pahlevi·hat dieser 
Persien für einen längeren Erholungsurlaub verlassen müssen. 
Kurz nach seinem Besuch in Süd korea wurde Präsident Park Chimg Hee 

ermordet. 

Die Jungdemokraten bitten Graf Lambsdorff, in seinen Bemühungen 
nicht nachzulassen und demnächst Argentinien, Chile, Grenaga, 
Nordkorea, Paraguay und Südafrika(Aufzählung unvollstäT)dig) zu 
besuchen. Auch energiepol iti sche Gespräche in Teheran ersched hen 

wieder dringend geboten. 

SZ-Zeichnung: P. Leger 

Der Bürger und sein Privatleben. 
Durchsichtig abgepackt und ausbruchsicher 
eingeweckt. Der Bürger ohne Selbstbestimmung. 
Als Objekt in den Händen anderer. Verdatet und 
verkauft. 

Böse Zukunftsvision oder Wirklichkeit mo­
derner Computertechnik? 

Seit 1978 gibt es das Bundes-Datenschutzge­
setz. Eine Initiative der Liberalen. Das war der er­

um die Privatsphäre des Bürgers vor 
Zugriff der Computer zu schützen. Um den 

Mißbrauch von persönlichen Daten zu verhindern. 
Die Liberalen werden dafür sorgen, daß die­

ses Gesetz von der rasanten technischen Entwick­
lung nicht überholt wird. Denn die Privatsphäre 
des Bürgers hat für Liberale Vorrang. 

Die Liberalen haben dazu Vorschläge ge­
macht. Zum Beispiel ein Grundrecht auf Schutz 
der Privatsphäre in der Verfassung zu verankern. 

Oder dem von Datenmißbrauch betroffenen Bür­
ger einen Schadenersatz zu geben. Und der Bürger 
soll nichts mehr bezahlen müssen, wenn er wissen 
will, was über ihn gespeichert ist. 

Die Friedrich-Naumann-Stiftung hat zum 
Thema "Datenschutz" eine Dokumentation zu­
sammengestellt. 

~ An.4ieyr!~d.r~J~-,N~~'!l,~!!n:~t~ftung,. Baunscheidtstr.15, 5300 Booo 1 

D Ich will mehr D IShcrheiCDkoenkuSmieemntiart,.on 
über die Friedrich-
Naumann-Stiftung wissen. zum Datenschutz 

Name ______________________________ _ 

Straße 
PLZ/ürt ________________________ _ 
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